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Belastbare Pionierinnen gesucht

Erste Ergebnisse der Expertinnen- und Expertenbefragung im
Ennepe-Ruhr-Kreis zu den Chancen von Berufsrückkehrerinnen in
den Märkten für Pflege und haushaltsnahe Dienstleistungen

Zwischen Schwelm und Sprockhövel zeigen sich Probleme und Handlungsanforderungen
des Demografischen Wandels wie in einem Brennglas: Der Altersdurchschnitt im EN-Kreis
liegt sieben Jahre höher als in NRW. Der Strukturwandel ging mit gravierenden
Arbeitsplatzverlusten im industriellen Bereich einher. Dabei entstanden und entstehen
neue Beschäftigungsmöglichkeiten vor allem auch im Dienstleistungsbereich, in dem in
hohem Maße Frauen tätig sind. Die „Überalterung“ der Bevölkerung bereitet nicht nur
Probleme, sondern birgt auch Markt- und Jobchancen. Nur: Wie sehen diese
(potenziellen) Jobs aus? Und welche Chancen bieten sie  – gerade auch für
Berufsrückkehrerinnen?

Im Rahmen des Projektes „Netzwerk W Förderungen der Aktivitäten regionaler
Netzwerke zur Unterstützung der Berufsrückkehr (Pilotphase)“ des Ministeriums für
Generationen, Familie, Frauen und Integration des Landes Nordrhein Westfalen wird für
den Ennepe-Ruhr-Kreis der Schwerpunkt auf neue Chancen der Erwerbstätigkeit für
Berufsrückkehrerinnen in der Pflege und im Bereich haushaltsnaher Dienstleistungen
gelegt. Dazu wurde ein „Netzwerk Wiedereinstieg EN“ aufgebaut, das für die
Erwerbschancen von Frauen im Kontext des Demografischen Wandels sensibilisieren und
ausgehend von fundierter Analyse passgenaue Angebote für die Zielgruppe entwickeln
will.

Befragt: Akteur/innen „vom Rand und aus der Mitte“

Wer wird gebraucht zum Beispiel in der Pflege – und wie sehen die Arbeitsplätze heute
aus?
Welche Bedarfe gibt es darüber hinaus bei den älteren und alten Kundinnen und Kunden?
Wo gibt es bereits Jobs „neben der Pflege“– und wie sehen die aus?
Wie ist der viel beschworene Markt der „haushaltsnahen Dienstleistungen“ heute
strukturiert und welche Chancen bietet er wem?
Wer müsste was tun, um die Jobchancen für Berufsrückkehrerinnen hier zu vergrößern?

Mit diesen Leitfragen konfrontierten wir all jene in der Region, die – und sei es auch nur
in einem kleinen Teilbereich – als Akteurinnen und Akteure eine Rolle spielen.
Basis der Befragungen war die Auswertung einschlägiger Expertisen zum Thema
Kundenwünsche, Marktentwicklung und Beschäftigungschancen mit dem Fokus auf Pflege
und haushaltsnahe Dienstleistungen.
Diese Auswertung begründete die Entscheidung, nicht ein oder zwei (scheinbar)
zentrale Akteure – wie zum Beispiel Pflegedienste auf der einen oder Arbeitsagenturen
auf der anderen Seite - zu befragen, sondern möglichst unterschiedliche
Aktionsfelder und Sichtweisen „einzufangen“ - ohne Anspruch auf
Vollständigkeit.

Denn gerade der wenig strukturierte und „zähe“ Markt der so genannten
„haushaltsnahen Dienstleitungen“ stellt sich zurzeit als ein typisch
unterentwickelter Frauenarbeitsmarkt dar: Zwischen Schwarzarbeit und Ich-AG
lassen sich hier noch kaum echte Chancen für Berufsrückkehrerinnen auf
reguläre, sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse mit
Perspektive ausmachen. Es sei denn für Pionierinnen, die bereit sind, Geld, Zeit,
Qualifizierung in einen Zukunftsmarkt zu investieren, der sich nur sehr
allmählich entwickelt.
Es bleibt die Frage: Wer unterstützt sie dabei?
Oder: Wer müsste sie dabei noch mehr als heute unterstützen?
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In sieben Interview-Runden befragten wir dazu 25 Expertinnen
und Experten:

• Drei Expertinnen von Arbeitsagentur und JobAgentur im Kreis
• Vier Projektverantwortliche/Geschäftsführerinnen von Qualifizierungsträgern
• Sieben Träger von Pflegeheimen und ambulanten Familien-/Pflegediensten
• Zwei Vertreter ehrenamtlicher Seniorendienste
• Zwei Vertreterinnen des Handwerks
• Vier Geschäftsführer/innen von Wohnungsgesellschaften
• Drei Wissenschaftler des IAT als externe Experten des Forschungsschwerpunktes

„Gesundheitswirtschaft und Lebensqualität“

Ihre Erfahrungen und Sichtweisen dürften sich auf jede Region in NRW übertragen
lassen, denn die spezifischen Hindernisse sind selten nur von lokalen Besonderheiten
bestimmt, sondern Ausdruck falscher oder fehlender Rahmenbedingungen.

Es gibt also Handlungsbedarf für alle Akteurinnen und Akteure – wie pointiert diese
fiktive Stellenanzeige zeigt:

Der Ennepe-Ruhr-Kreis sucht ab sofort:

Wagemutige Gründerinnen

für:
alles, was Seniorinnen und Senioren zuhause brauchen könnten

Arbeitszeit:
2 bis 60 Stunden

Tätigkeiten:
Putzen, Einkaufen, Vorlesen, Zuhören, Reden, Begleitungen, kleine handwerkliche
Tätigkeiten wie Birnen eindrehen oder Koffer vom Schrank holen, Formularhilfen,

Telefonseelsorge, Spaziergänge mit Demenzkranken und vieles mehr
Einsatzstellen:

In den Wohnungen und Häusern der Seniorinnen/Senioren, im öffentlichen Raum
Geforderte Qualifikation:

Von: Keine („Putzen kann jede/r“) bis: Sozialmanagerin (mit Hochschulabschluss) für
alles.

Bezahlung
außertariflich, in jedem Fall individuell mit Kundschaft auszuhandeln.

Projektentwicklung
folgt

Einarbeitung
on the job
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Einstieg auf Umwegen – Ergebnisse und offene Fragen
Chancen und Stolpersteine für Berufsrückkehrerinnen am Markt
für Pflege und ergänzende Dienstleistungen

Auf den folgenden vier Seiten haben wir in Thesen und Erläuterungen
zusammengefasst, welche Chancen, aber auch welche Hindernisse und
Strukturprobleme Expert/innen und Praktiker/innen für Berufsrückkehrerinnen am
Markt für Pflege und ergänzende Dienstleistungen sehen.
Diese Zusammenfassung beruht auf der Auswertung von Gesprächsrunden (Dauer
jeweils 1- 2-Stunden) mit Praktiker/innen aus den unterschiedlichsten
Handlungsfeldern im EN-Kreis und von schriftlichen Expertisen interner und
externer Studien und Untersuchungen.
Die Auswahl der Praktiker/innen sollte dabei heterogene Zugänge zum Thema
sichtbar machen – darum die Interviews mit Qualifizierungsträgern ebenso wie mit
Vertreterinnen der Arbeitsverwaltungen, mit Trägervertretern und –vertreterinnen
ebenso wie mit Wohnungsbaugesellschaften und mit zwei Vertreterinnen des
Handwerks ebenso wie mit zwei Ehrenamtlern, ergänzt um die „Außensicht“ der
Experten im Gelsenkirchener IAT.
Die Zusammenfassung der Gesprächsrunden finden Sie in Kapitel „Sieben Foren
und ihre Ergebnisse“.
Die Expertisen haben wir im Kapitel „Gesichtet: Studien, Ansichten,
Hintergrundmaterial“ zusammengestellt.

Ein Markt für Pionierinnen und Pioniere

Zu den Themen Demografischer Wandel und Zukunftsmärkte ist so gut wie alles gesagt.
Das heißt nicht, dass alle die, die es angeht oder angehen könnte, wissen was zu tun ist.
Fast alle prognostizieren einen steigenden Bedarf der Ältern aber auch der Berufstätigen
an Unterstützungsleistungen im Alltag. Aber an der Frage, wer diese Leistungen
entwickeln und verkaufen soll, wie man gute Preise damit erzielt und vor allem, wie man
das Vertrauen der Kundinnen und Kunden gewinnt – an vielen kleinen Punkten scheitert
in der Praxis eine großflächige Entwicklung des Marktes, der sicher kommen wird.
Denn  wenn die Wünsche der Alten und ihrer Angehörigen Realität werden sollen – leben,
wo ich will, solange, wie ich will – dann braucht es nicht nur für den „harten Kern“ der
(häuslichen) Pflege bessere Rahmenbedingungen. Neben der Vereinbarkeit von
Kinderbetreuung und Beruf ist die Vereinbarkeit von Angehörigenpflege und Beruf eine
zentrale Herausforderung der Zukunft, auf die wir/die Gesellschaft noch nicht eingestellt
sind/ist.

• Der Markt kann sich besser entwickeln, wenn Dienstleistende ihre Kundschaft
genauer kennen lernen. Das betrifft die Apotheke genauso wie die
Handwerkerinnen und Handwerker oder potentielle Haushaltshilfen/
Dienstleistungsagenturen. Oft sind es die scheinbaren Nebensächlichkeiten (Fegen
der Baustelle, freundliche Ansprache, genaues Hinhören, wo sonst noch der Schuh
drückt), die für langfristige Geschäftsbeziehungen sorgen – gerade bei den
Älteren.

• Der Markt kann sich besser entwickeln, wenn jemand (eine Servicestelle oder eine
Mittlerperson) für Vertrauen sorgt. Jemand, der nicht gleich mitverdienen will oder
nur eine einzelne Dienstleistung verkaufen kann. Viele brauchen offenbar solche
Brückenbauer/Quartiersmanagerinnen als Berater. Nicht wenige Ältere haben
längst Hilfebedarf, schämen sich aber oder überblicken das Marktangebot nicht.

• So gut wie alle Anbieterinnen und Anbieter betonen die große Rolle der
Angehörigen (erwachsene Kinder). Als überlastete Berufstätige von heute sind sie



5

eher bereit für Entlastung und Qualität zu bezahlen – das gilt auch perspektivisch
für ihr eigenes Alter.

• Welche Preise sich auf diesem Markt erzielen lassen, hängt vom Bedarf der
Nachfragenden ebenso ab, wie von ihrem Budget. Außerdem zahlen Kundinnen
und Kunden eher für Qualität. Hier muss noch Überzeugungsarbeit geleistet
werden: Technische Dienstleistungen haben es leichter, sie werden als Arbeit
sogleich erkannt. Wenn es dagegen um Beraten, Begleiten, Zuhören, Zuwendung
geht – früher typisch für Nachbarschaften/Frauenarbeit – dann muss sich erst
noch herumsprechen, dass solche Arbeit Geld wert ist.

• Im Pflegesegment gilt das Prinzip Teilkasko. Der Kostenträger bestimmt den Preis.
• Bis heute gilt für alle anderen Dienstleistungen die Faustregel: Sie dürfen netto

nicht mehr kosten, als heute für Schwarzarbeit gezahlt wird. Aber: Zwischen
Dumpinglöhnen und Stundensätzen um die 20 € gibt es auch noch
Rationalisierungspotential.

• Angebote und Preise regeln die Nachfrage auch in der Pflege. Der gegenwärtig zu
erzielende Preis führt bei Teilzeitarbeit zu Löhnen, die für Berufsrückkehrerinnen
unattraktiv sind.

• Unattraktive Arbeitsbedingungen führen zu höherer Fluktuation. Die neu
eingestellte und gering qualifizierte Berufsrückkehrerin wird zu schlechteren
Tarifen beschäftigt als die Kollegin, die schon lange dabei ist. Dadurch steigt die
Wechselbereitschaft der Neuen. Hier entstehen u.U. beachtliche Zusatzkosten
durch zusätzliche Akquise und Qualifizierung von Arbeitskräften.1

• Haushaltsnahe Dienstleistungen bleiben vermutlich auf Dauer ein
Zuschussgeschäft. Höhere Preise oder subventionierte Löhne – die Diskussion
muss geführt werden.

• Wer nur auf hohe Preise und Qualitätsprodukte setzt, übersieht einen großen Teil
seiner möglichen Kundschaft, die einfache Dienstleistungen und Produkte oft nur
unregelmäßig erwerben kann (oder will).

• Dieser Markt ist etwas für Pionierinnen und Pioniere, nicht für große Player, die
erst dann einsteigen, wenn sichere Umsätze zu erwarten sind.

• Mit dem reinen Blick auf Gewinne werden manche Chancen übersehen: Für den
lukrativeren Pflegemarkt können die haushaltsnahen Dienstleistungen durchaus
der Türöffner sein – wer hier Vertrauen geschaffen hat, wird später auch als
Pflegedienst gebucht.

• Auf einem unübersichtlichen und zähen Markt lassen sich Perspektiven nur
gemeinsam entwickeln. Ein Beispiel: die einen haben die Räume
(Wohnungsbaugesellschaften), die anderen genießen das Vertrauen
(gemeinnützige Organisationen), wieder andere haben eine neue Geschäftsidee
(Schneefegen, Fensterputzen und mehr). Man muss sich kennen, die Kontakte
pflegen und „dran bleiben“.

Ein Arbeitsmarkt mit Tücken

Ob der Markt der Pflege und der haushaltsnahe Dienstleistungen ein attraktiver
Arbeitsmarkt ist und wird – dies lässt sich auch für Berufsrückkehrerinnen nicht leicht
beantworten. Ihre Chancen hängen von vielen Faktoren ab.

• Frauen, die nach der Familienzeit in den Beruf zurückkommen, bringen höchst
unterschiedliche Voraussetzungen mit: Manche haben eine Berufsausbildung,
z.B. als Altenpflegerin; für sie sind die Arbeitsmarktchancen derzeit sehr gut –
„der Markt ist leergefegt“. Andere (z.B. kaufmännische) Ausbildungen sind
heute keine „Eintrittskarte“ in den Arbeitsmarkt, weil Jobs fehlen. Und manche

                                                
1 Zu den betriebswirtschaftlichen Kosten von Fluktuation vgl. auch: „Betriebswirtschaftliche Effekte
Familienfreundlicher Maßnahmen“ („Prognos-Studie“ 2003)  Herausgeber: Bundesministerium für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend 11018 Berlin In Zusammenarbeit mit der EUROPÄISCHEN UNION Europäischer
Sozialfonds Bezugsstelle: broschuerenstelle@bmfsfj.bund.de; Internet: www.bmfsfj.de
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Berufsrückkehrerinnen haben gar keine Qualifikation und kaum Job-Chancen -
schon gar nicht gut bezahlte.

• Der Pflege-Arbeitsmarkt ist ein Markt der Teilzeitbeschäftigung (bis maximal
30 Stunden), am ehesten geeignet für dazuverdienende Ehefrauen.

• Einmal mehr im Nachteil sind z.B. allein erziehende Berufsrückkehrerinnen, die
auch noch Qualifizierungsdefizite mitbringen. Für sie kommen selbst nach
einer Qualifizierung Tätigkeiten in Frage, die einen Einstieg als prekäre
Selbstständige oder im Niedriglohnbereich (oft als Minijob) bedeuten.

• Solche Einstiege sind attraktiver, wenn aus einem kleinen Einstieg bei
„Bewährung im Job“ eine Perspektive auf reguläre
sozialversicherungspflichtige Beschäftigung erwächst. Offenbar ist das nicht
selten der Fall, aber ein solcher Berufseinstieg „auf Verdacht“ ist ein
wirtschaftliches Risiko – vor allem für allein Erziehende.

• Wenn Teilzeit-Beschäftigung weniger einbringt als die Alimente der Job-
Agentur, ist der Rückzug der Familienfrauen vom Arbeitsmarkt - zumindest
kurzfristig - wirtschaftlich vernünftig.

• Damit die Chancen für beide Seiten (Berufsrückkehrerinnen einerseits und
Pflege-/Dienstleistungsmarkt andererseits) steigen, braucht es hier Beratung
für beide: Die einen müssen erkennen, dass mit zuviel Minijob keine Qualität
zu halten ist. Den anderen muss vermittelt werden, dass aus einem kleinen
Einstieg mehr werden kann.

• Wer in der Pflege Aufstiegsambitionen hat, stößt an die Grenzen der
Qualifizierungssysteme. Frauen, die nicht Leistungsbezieherinnen sind, müssen
selbst zahlen (von Fall zu Fall kann geprüft werden, ob beispielsweise
WegeBau2 zur Finanzierung heran gezogen werden kann oder der
Bildungsscheck, der ab 01.02.2008 auch für Berufsrückkehrerinnen, die nicht
im Leistungsbezug stehen, zur Verfügung steht).

• Ohne diese Gruppe auch finanziell in der Ausbildungsphase zu stützen, kann
man von ihnen nur begrenztes Engagement erwarten. Als Zielgruppe der
Arbeitsmarktpolitik existiert sie nur noch in „Sonderprojekten“ – daran ändert
nur wenig die oben genannte Neuregelung des Bildungschecks seit Februar
2008.

• Einheitliche Strategien für eine uneinheitliche Zielgruppe sind schwierig.
Drastisch formuliert: Zurzeit splittet sich die Gruppe der
Berufsrückkehrerinnen in diejenigen, die durch den Ehemann alimentiert
werden (und darum auf die Rückkehr in den Beruf verzichten, wenn die
Rahmenbedingungen nicht stimmen) und in diejenigen, die keine Wahl habe
und „gefördert und gefordert“ werden.

• Die Vereinbarkeitsprobleme auf dem Servicemarkt Pflege und Dienstleistungen
im Haushalt sind Jobkiller – hier gibt es keine Bürozeiten. Bei der
Stellenbesetzung, die zunehmend schwieriger zu werden scheint, sind
Anbieter/innen im Vorteil, die in ihrem Leistungspaket auch Tagesstätten für
Kinder haben und die Kinder ihrer Mitarbeiter/innen hier versorgen können.

• Ohne Kinderbetreuungszeiten, die den Arbeitszeiten angepasst sind, sind
Frauen nur sehr schwer zu gewinnen und zu halten.

• Beide Probleme müssen sich lösen lassen. Denn auch für familienfreundliche
Personalpolitik in dieser Branche gibt es Beispiele, und für
Randzeitenbetreuung existieren Modelle. Es gilt sie publik zu machen,
Problembewusstsein bei den Akteuren zu wecken und entsprechende Angebote
zu schaffen.

• Die Aussagen zu den Vereinbarkeitsproblemen der Branche sind
widersprüchlich. Die typische Schichtarbeit in der Pflege soll sich gut mit
Familie vereinbaren lassen (sagen die Anbieter/innen) – was nicht passt ist
durchgängig das Angebot von  Teilzeitarbeit. Es werden erheblich mehr
Vollzeitstellen gesucht, als angeboten werden. Nach Aussagen der

                                                
2  Sonderprogramm WeGebAU – Weiterbildung Geringqualifizierter und beschäftigter älterer Arbeitnehmer in
Unternehmen; Infos unter www.arbeitsagentur.de; Infos zum Bildungsscheck unter www.mags.nrw.de.
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Anbieter/innen ergibt sich die Notwendigkeit überwiegender
Teilzeitarbeitsplätze aus dem spezifischen Charakter der Pflege, die zu
bestimmten Tageszeiten (meistens morgens und abends) benötigt wird, d.h.:
Diese Arbeitszeiten sind nicht beliebig veränderbar.

Neutraler Brückenbauer gesucht

Zwischen Daseinsfürsorge, Wirtschaftsförderung und Kreisentwicklung müssen
kreisangehörige Städte und Kreis bei den o.g. Themen eine aktive Rolle
einnehmen. Als Moderator, Motor und Mittler müssen sie über Einzelinteressen
hinaus strategische Ziele definieren. Eine solche Regiefunktion wird gebraucht für
die Kursnahme in Richtung Pflege-/ Dienstleistungs- und Arbeitsmarkt.

• Zersplittertes Wissen über den Markt (Pflegekonferenz hier,
Arbeitsmarktmonitoring dort, Trägeraustausch da, Ehrenamtliche außen vor,
Gründer/innen auf sich selbst gestellt) lähmt und verhindert gemeinsames
Handeln. Auch Runde Tische können nebeneinander herarbeiten.

• Die Identifikation von Versorgungslücken darf nicht Interessen geleiteten
Akteuren überlassen werden. Nur die Kommune hat die umfassende Aufgabe
der Daseinsfürsorge und ist nach dem Landespflegegesetz für den Ausbau
komplementärer Dienstleistungen zuständig. Wer heute nicht in
komplementäre Dienstleistungen investiert, muss morgen noch mehr
stationäre Pflegeplätze mitfinanzieren.

• Die Kommunen müssen Anreize schaffen und ein Klima erzeugen, damit
diejenigen, die sich bisher als Konkurrenz und nicht als Ergänzung verstehen,
zur Kooperation motiviert werden. Typisches Missverständnis: Der ambulante
Pflegedienst betrachtet die Senioren-Nachbarschaftshilfe als Konkurrenz und
verweigert die Zusammenarbeit.

• Sinnvoll wäre ein auswertender Überblick über die bereits vorhandenen
Projekte bei den Trägern von Dienstleistungen, die Ehrenamt und
Professionalität in der Versorgung kombinieren.

• Die Kommune muss für die notwendige Vielfalt der Akteure/innen und
Hilfesysteme eintreten. Sie darf weder die Möglichkeiten des Ehrenamtes
illusorisch überhöhen, noch Ehrenamtliche sich selbst überlassen. Sie hat die
Aufgabe für die Umsetzung der Kundinnenwünsche („So lange wie möglich zu
Hause“) zu sorgen und entsprechende ambulante Strukturen mitzugestalten.

• Es ist eine lohnende Aufgabe der Kommunen, die zu stärken, zu denen die
Kundinnen und Kunden das größte Vertrauen haben: Wohlfahrtsverbände und
ehrenamtliche Initiativen werden hier regelmäßig genannt. Ihre Erfahrungen
sind Entwicklungshilfe für den Markt.

• Kommunen können den Prozess der Vertrauensbildung am Markt moderieren
und voranbringen. Viele potentielle Kundinnen und Kunden müssen sich noch
an den Gedanken gewöhnen, dass die Hilfe im Haushalt nicht mehr von
Nachbarinnen, Töchtern und Schwiegertöchtern automatisch erledigt werden
kann. Hier liegt eine Aufgabe aktiver Öffentlichkeitsarbeit.

• Die Kommunen haben die größte Verantwortung das Zuschnappen der
Vereinbarkeitsfalle zu verhindern. Fehlende Kinderbetreuung zu den
branchentypischen Zeiten ist das Haupthindernis für die Berufsrückkehrerinnen
– nicht nur in dieser Branche.

• Die Entwicklung und Förderung von Familien orientierter Personalpolitik und
Arbeitszeitgestaltung ist auch eine Impulsaufgabe der Wirtschaftsförderung.

• Die Marktentwicklung spielt sich in der Schnittmenge zwischen Sozialfürsorge
und Wirtschaftsförderung ab. Wenn die Quersumme beider
Zuständigkeitsbereiche gebildet werden soll, braucht es auch hier politische
Regie.
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Sieben Foren und ihre Ergebnisse
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„Wenn man zwei oder drei Kinder hat und dann allein erziehend

ist, wird es schon schwierig. Zumal das wirklich harte Arbeit ist,

und von Teilzeit alleine kann man nicht leben.“

Meinungen und Praxiswissen von Anstellungsträgern im Ennepe-

Ruhr-Kreis

Themen des Gespräches waren:

• Der Fachkräftemangel und erste Strategien dagegen

• Die Chancen von Berufsrückkehrerinnen

• Die notwendigen strategischen Hilfen bei der Erschließung des Marktes

Am Gespräch nahmen teil:
Dirk Bobe, Pfarrer und Geschäftsführer des Diakonischen Werkes Hagen-Ennepe-Ruhr;
sieben Diakoniestationen / zwei Qualifizierungsgesellschaften. 90% der Beschäftigten
sind Frauen
Hartmut Claes, Geschäftsführer des Caritasverbandes in Witten, der eine Sozialstation
mit derzeit 175 Patientinnen und Patienten unterhält
Jürgen Kern, Geschäftsführer der Freien Alten- und Nachbarschaftshilfe und
ehrenamtlicher Vorsitzender der Kreisgruppe des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes,
Ennepe-Ruhr-Kreis
Frank Rocholsberg, Bereichsleiter für den Bereich Personalwesen beim gemeinnützigen
Verein für soziale Einrichtungen Herdecke (GVS) / im Stadtgebiet Herdecke zwei große
Altenzentren, mit insgesamt rd. 300 Plätzen / eine Sozialstation mit ca. 90 zu
betreuende Personen
Stephanie Rohde, Gerontologin und Projektentwicklerin beim Caritasverband
Thomas Voß, hauptamtlicher Vorstand des DRK-Kreisverbandes in Witten / eine
Sozialstation mit 17 Mitarbeiterinnen und einem Mitarbeiter
Jochen Winter, Geschäftsführer der AWO im Ennepe-Ruhr-Kreis / Gesellschafter der
PESO GmbH, einem Zeitarbeitsunternehmen im Gesundheits- und Sozialbereich

am 13. Februar 2008 in den Räumen der Kreisverwaltung EN, Schwelm
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Erstes Fazit:

Auf dem Pflegemarkt sind die Chancen klar verteilt: Wer Leistungen bekommt,

kann sich die Dienste leisten. Beinahe sicher sind die Anstellungschancen auf

diesem fast reinen Frauenarbeitsmarkt. Anders sieht es aus auf dem so

genannten silbernen Markt der Dienstleistungen in Privathaushalten. Er ist erst

für wenige ein Betätigungsfeld. Denn hier gibt es keine Teilkaskoversicherung,

die das Risiko, eine Putzfrau zu brauchen oder jemanden für kleine

handwerkliche Tätigkeiten, abdeckte. Und die Preise schrecken viele noch ab.

Ein Markt entwickelt sich dennoch, denn Kundinnen und Kunden fragen nach

und erwarten kreative Lösungen: Kooperationen mit externen

Dienstleisterinnen und Dienstleistern? Oder am Ende doch ein eigener

hauswirtschaftlicher Dienst? Und dann: Zu welchen Konditionen? Sind

subventionierte Löhne ein Mittel gegen die Schwarzarbeit in Haushalten? Die

Diskussion ist weiterhin fällig.
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These 1:

Wer nach dem alten Vergütungssystem eingestellt wurde, bleibt,

so lange es geht. Denn die Konditionen bei Neueinstieg sind

schlechter. So kommt das Berufsfeld eher für „dazuverdienende

Ehefrauen“ in Frage.

Die Personalsituation ist noch widersprüchlich. Der Mangel an Fachkräften beginnt erst,

sagen die einen. Sie schaffen es, sich aus dem Umfeld ihrer Organisation mit guten

Kräften einzudecken. „Noch“, wie Jochen Winter betont:

„Wir suchen auch frei am Markt, hatten jetzt wieder eine öffentliche
Ausschreibung, weil wir eine Pflegedienstleitung gesucht haben. Wir haben
zunehmend Probleme, sowohl als AWO als auch als PESO, Fachkräfte zu
bekommen. Der Fachkräftemangel zeigt sich im Ennepe-Ruhr-Kreis, wir sind ja
sieben Jahre älter hier als der Bundesdurchschnitt sozusagen. Das zeigt sich hier
auch ein bisschen früher, als in anderen Bereichen.“

Gravierenden Fachkräftemangel kennt auch der Caritasverband im Kreis nicht. Besondere

Probleme ergeben sich aber zunehmend bei der Neubesetzung von Stellen.

Mitarbeiter/innen (Fachkräfte, aber auch un- oder angelernten Kräfte, die als

Pflegehelferinnen oder für die haushaltsnahen Dienstleistungen gebraucht werden) wären

schon zu gewinnen, sagen alle Anstellungsträger, wenn die Konditionen besser wären.

Die Tarifbindung wird zum noch größeren Problem, wenn wie bei den haushaltsnahen

Dienstleistungen nicht die Pflegeversicherung zahlt, sondern die Kundin / der Kunde

selbst. Für die AWO bedeutet die unterste Lohngruppe ein Arbeitgeberbrutto von 16 €

beispielsweise für eine Reinigungskraft. Gegen den Schwarzmarkt kann man damit nicht

konkurrieren.

Bewerbungen auf Stellenausschreibungen auch im Helferbereich gibt es genug, doch die

meisten wollen Vollzeit arbeiten. Denn die Teilzeitstelle ist nicht Existenz sichernd.

Vollzeitstellen aber sind bei allen Trägern die Ausnahme. Also bleibt, wer nach dem alten

BAT eingestellt wurde, so lange es geht, weiß auch Dirk Bobe vom Diakonischen Werk

Ennepe-Ruhr/Hagen. Auch das fast ausschließliche Angebot von Teilzeit stellt sich als

immer größeres Problem heraus, wenn eine Frau ihre Familie allein ernährt:

„Wir haben zunehmend Schwierigkeiten, das will ich nicht verhehlen. Wir haben
insbesondere in der ambulanten Pflege die Arbeitsverhältnisse in der Regel auf 30
Stunden umstellen müssen, weil es unmöglich ist, hier Vollarbeitsverhältnisse
aufgrund der punktuell anfallenden Arbeit aufrecht zu erhalten. Das sind keine
lebenserhaltenden Beschäftigungsverhältnisse für Menschen, die allein ihren
Lebensunterhalt verdienen. Das ist ein Problem. Insofern brauchen wir da
Menschen, die in einer familiären Konstruktion mit einem Ehepartner leben, wo sie
dazu verdienen, aber nicht allein erziehend sind. Das ist eine Schwierigkeit, die
gebe ich zu, das ist so. Auf der anderen Seite hat mir auch noch niemand erklären
können, wie man in diesem Bereich, wo in der Regel die Arbeit zwischen 7:00 und
10:00 Uhr und zwischen 18.00 und 21.00 Uhr anfällt, mit anderen
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Beschäftigungsverhältnissen klar kommt. In der stationären Pflege ist das
möglich, aber da kommt Schichtarbeit dazu.“

Haben Berufseinsteigerinnen Chancen?

Die Chancen für Neu-Einsteigerinnen, in der ambulanten Pflege oder in

hauswirtschaftlichen Diensten Anstellung zu finden, stehen nicht schlecht. Beim

Caritasverband ist Stephanie Rohde Projektentwicklerin. Ihre Aufgabe ist es zum einen

über Drittmittelprojekte einen Beitrag zur Sicherung befristeter Arbeitsverträge von

Fachkräften des Caritasverbandes zu leisten und neue Arbeitsstellen auf dem 1.

Arbeitsmarkt zu generieren und 2. Nischen von Beschäftigung zu finden, die zurzeit von

Fachkräften nicht abgedeckt und wo vielleicht auch Ehrenamtliche gebraucht werden.

Arbeitskraft wird gebraucht - auch in neuen Feldern, die aktuell noch nicht im Fokus sind:

• In Pflegearrangements: Sie werden zum Beispiel in Witten erprobt in den

Caritasprojekten Fokus und Mobile. Mobile ist ein Entlastungsangebot für pflegende

Angehörige. Hier werden Ehrenamtliche rekrutiert, um in den Haushalten

Unterstützungsleistungen in Familien zu geben, wo beispielsweise ein demenziell

Erkrankter lebt und versorgt wird.

• Für die Interkulturelle Pflege, die zukünftig ein weiterer großer Schwerpunkt sein

dürfte: Wie kann man sich interkulturell öffnen, wie können sich Pflegedienste auf

diese neue Herausforderung vorbereiten, die noch nicht in den Pflegediensten

abgerufen wird?

• Bei den Neuen Wohnformen: ambulant vor stationär - so der Wunsch der meisten

befragten Älteren. Wie kann man dazu gute Versorgungsmöglichkeit sicherstellen?

• und auch bei den haushaltsnahen Dienstleistungen:

Unter dem hohen Kostendruck in der Pflege expandiert auch dieses Arbeitsfeld. Die

Träger sind gezwungen, einst selbstverständliche Handreichungen heute als Leistung

verkaufen zu müssen um die ambulante Pflege zu entlasten. Perspektivisch entstehen

neue Stellen – oder könnten entstehen. Ungelöst bleibt aber auch auf diesem Markt das

Problem: Die Konditionen, zu denen Berufsrückkehrerinnen derzeit eingestellt werden

können, sind nicht optimal: maximal 30 Stunden Teilzeit und eine Bezahlung, die hinter

dem alten BAT zurückbleibt. Solange es (familiär) geht, entscheiden sich nicht wenige

gegen die Rückkehr in den Beruf. Bei manchem Anbieter stellt sich das als immer

größeres Problem heraus. Frank Rocholsberg:

„Generell können wir verzeichnen, dass Fachkräfte inzwischen schwieriger am
Markt zu finden sind. Wenn eine Mitarbeiterin in Tarifbindung aktuell beschäftigt
ist und noch alte BAT-Konditionen hat, hat sie kein großes Interesse, ein
Arbeitsverhältnis zu neuen Bedingungen zu wechseln. Das ist eine Situation, die
wir täglich erleben. Wir sind auch tarifgebunden, haben den BAT immer gehabt,
inzwischen hat sich das gewandelt zum TVöD (Anmerkung der Red.:
Nachfolgetarifvertrag zum BAT), mit anderen Konditionen. Bei unserer
Stammbelegschaft haben wir eine sehr geringe Fluktuation, nur bei den neu
hinzugekommenen Beschäftigten, die entsprechend nach neuen Tarifvorgaben
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vergütet werden müssen, da schaut es aktuell so aus, dass eine
Wechselbereitschaft schon gegeben ist.“

...was zusätzlich Kosten für Akquise und Einarbeitung neuer Kräfte mit sich bringt. Die

meisten Anstellungsträger versuchen hier gegen zu steuern, indem verstärkt  auf eigene

Ausbildung gesetzt wird, um hohe Bindung an den Betrieb zu erreichen.

Der DRK-Kreisverband in Witten bildet für die Jobagentur Pflegeassistentinnen aus,

jährlich 25 bis 30 arbeitslose Frauen. Die Vermittlungsquote von weit über 25% im

Schnitt gilt als Erfolg. Thomas Voß (DRK) macht die Erfahrung, dass „unsere Kräfte sehr

gerne genommen werden, auch weil sie mit Stundenlöhnen zwischen 8 und 10 € relativ

günstig sind.“

Die Vermittlungsquote wäre aufgrund der Nachfrage noch höher, es scheitert an zwei

Dingen. Thomas Voß:

• Einmal daran, dass die Leistungen der Jobagenturen höher sind, als die Teilzeit-

Beschäftigungsverhältnisse, die die Krankenhäuser in der Regel anbieten.

Berufswiedereinsteigerinnen mit Kindern haben den höheren Hartz IV-Satz.

„Hauptgrund für ein Vermittlungshemmnis ist, dass in der Regel nur halbe Stellen

angeboten werden, und die sagen: ‚Ja das Geld kriege ich auch von der

Jobagentur.’“

• Viele erkennen erst im Projekt, dass sie für die Pflege nicht geeignet sind und

geben auf. Die Belastungen werden leicht unterschätzt.

„Solche Projekte sind grundsätzlich auch Baustein; manche Menschen brauchen

zwei, drei Projekte, um sich zu orientieren, sich zu stabilisieren und dann

irgendwie vermittelt zu werden.“
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These 2

Die Chancen auf Einstellung sind für Berufsrückkehrerinnen bei

den hauswirtschaftlichen Diensten und in der Altenpflegehilfe gut

- Flexibilität vorausgesetzt.

„Kein Betätigungsfeld ist so geeignet ist für Berufsrückkehrerinnen, die noch eine
Familie zu Hause haben, die noch Kinder zu erziehen haben, wie die ambulante
Krankenpflege, da können sie wirklich die Arbeitszeit aussuchen, sie können die
Morgenschicht, die Mittagsschicht, Abendschicht aussuchen, sie können am
Wochenende arbeiten, sie können abends und am Wochenende arbeiten. Also die
Variationen, die sich in der ambulanten Krankenpflege ergeben, sind, glaube ich,
nirgendwo so groß wie tatsächlich im häuslichen Bereich.“

...sagt Hartmut Claes, Geschäftsführer des Caritasverbandes. In diesem Berufsfeld

kommt es nicht nur auf fachliche, sondern vor allem auf soziale Kompetenz an: Die

Patientinnen und Patienten wünschen sich Pünktlichkeit, Verlässlichkeit, Freundlichkeit -

der berufliche Abschluss spielt da eine untergeordnete Rolle. Eine Chance auch für Spät-

Einsteigerinnen, die solche Kompetenz in ihrem Familienbetrieb erworben haben - die

ebenfalls geforderte Flexibilität dürften viele aus der Familienphase ebenfalls mitbringen.

„Wenn wir eine Kraft gefunden haben, die diese Sozialkompetenz mitbringt - also
Freundlichkeit, Verlässlichkeit, Sauberkeit, die Bereitschaft, wenn sich
Freitagabend jemand krank meldet und sie am Wochenende plötzlich einspringen
muss, also diese Bereitschaft, sich auf flexible Arbeitszeiten einzulassen - wenn
wir solch eine Mitarbeiterin haben, lassen wir die auch nicht wieder gehen,
sondern sehen zu, dass wir die langfristig an uns binden. Denn das macht letztlich
den Erfolg einer Sozialstation aus. In einer Sozialstation kann nicht so geplant
werden, wie im stationären Bereich. Wenn in einer Sozialstation jemand ins
Krankenhaus kommt oder urplötzlich vom Krankenhaus wieder entlassen wird,
dann muss zusätzlich die Tour erweitert werden, d. h., die Tour passt
möglicherweise nicht mehr mit den vorhandenen Kräften, sondern es müssen
zusätzliche Kräfte, die gar nicht für das Wochenende eingeplant waren, Freitag
abends rekrutiert werden. Also dann ist Flexibilität ein Schwerpunktthema.“

Vereinbarkeit ist das Thema, das die Frauen möglicherweise oft mit sich und ihrem

familiären Umfeld ausmachen. Erst wenige Träger haben hier von Problemen der Frauen

mit der Vereinbarkeit von Schichten, die morgens um sechs beginnen und dem

Kindergarten, der frühestens ab sieben öffnet, gehört. Dass es dennoch ein Problem ist,

zeigt diese Tatsache: Im Vorteil bei der Stellenbesetzung ist zunehmend, wer neben der

Sozialstation auch Tageseinrichtungen für Kinder in seinem Portfolio hat. Frank

Rocholsberg:

„Wir überlegen in diesem Bereich immer weiter neue Konzepte. Wir sind in der
glücklichen Situation in unserer Trägerschaft noch sechs Tageseinrichtungen für
Kinder  zu haben, so dass für Mitarbeiterinnen, die wieder einsteigen, eine recht
schnelle Möglichkeit besteht, auch einen Kita-Betreuungsplatz zu kriegen. Im
Bereich dieses Projektes Kinderbetreuung ist es aktuell so, dass immer neue
Betreuungsformen anstehen. Und ein Großteil des Problems sieht so aus, dass
gesetzlich nur bestimmte Betreuung möglich ist, und keine Betreuung von
morgens um neun bis abends um neun angeboten werden darf.“
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Und auch eine weitere Initiative zeigt, dass das Vereinbarkeitsproblem besteht: Im

Stadtgebiet Herdecke hat sich eine Arbeitsgruppe für Familienfreundlichkeit

„Familienbündnis“ von Unternehmen auch aus Industrie und Handel gebildet, in der auch

Mitglieder des Vorstandes des GVS mitarbeiten.

„Dort wird alles durchdacht, was in irgendeiner Form die Vereinbarkeit von Familie
und Beruf sicherstellen kann. Die beruflichen Anforderungen in der heutigen Zeit
sind immer von einer größeren Flexibilität geprägt, so dass alles, was in die
Richtung geht, einen sinnvollen Weg darstellt.“

Die Schicht in der ambulanten Pflege bei der FAN beginnt zwischen 6:00 und 6:20 Uhr.

Für die Betreuung der Kinder fehlen in dieser Zeit die Angebote. Daran dürfte auch, so

Jürgen Kern, das KiBiz  nichts ändern. Dieses Problem können weder die Frauen selbst

noch die Anstellungsträger allein lösen. Für die Frauen ergeben sich also automatische

Nachteile bei den Job- und Einkommensmöglichkeiten. Jürgen Kern:

„Dadurch wird das unheimlich schwierig für Frauen, wieder einzusteigen. Ich kann
aber auch nicht erst um halb neun jemanden versorgen. Insulin können Sie nicht
anfangen um halb neun zu setzen. Es geht bei einigen, aber nicht in der Fläche,
da wird es schwieriger. Im hauswirtschaftlichen Bereich haben wir jetzt z. B. eine
Frau nach drei Jahren Erziehungsurlaub eingestellt, die war vorher in der Pflege.
Das konnte sie nicht vereinbaren, sie hat auch kein Auto, um zur Station zu
kommen, um da dann den Dienstwagen abzuholen. Sie konnte also vor 8:20 Uhr
– nach dem Wegbringen in den Kindergarten und allem - es nicht schaffen. Die
fängt jetzt in der Hauswirtschaft an, weil da einfach erst nach 8:20 Uhr der Dienst
beginnt.“
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These 3:

Zwischen Pflege und Haushaltshilfe liegen noch Welten. Solche

neuen Geschäftsfelder sind zurzeit in erster Linie ein

Zusatzgeschäft – bestenfalls ein Türöffner zum Pflegemarkt.

Es reißt sich keiner um die neuen Jobs: ob Begleitung zum Arzt, Mülltonne rausstellen

oder Waschmaschine entkalken - die haushaltsnahen Dienstleistungen werden, wenn

überhaupt, nur den Kundinnen und Kunden angeboten, die auch ambulant gepflegt

werden. Hartmut Claes über ungeliebte Mehrarbeit:

„Also ich behaupte, dass die Wohlfahrtsverbände sich bemühen, diesen Bereich
abzudecken. Im Gegensatz zu einigen privaten Anbietern, die erkannt haben, dass
auf dem Gebiet kein Geld zu verdienen ist und sich allein auf die ambulante
Krankenpflege, aber nicht auf die haushaltsnahen Dienstleistungen konzentrieren.
Wir reißen uns nicht drum, wir sagen auch: haushaltsnahe Dienstleistung nur in
Verbindung mit Pflege. Wir bieten also keine Haushaltshilfe an für Leute, die
beispielsweise bei einem anderen Pflegedienst, bei einem privaten Pflegedienst,
die Pflege organisiert haben. Und wir sollen dann die Haushaltshilfe anbieten? Das
machen wir nicht. Dann sollen sie sich einen anderen Pflegedienst suchen oder
sich jemanden suchen für die Haushaltshilfe.“

So wirkt der Markt der silbernen Dienste noch reichlich ungeregelt. Ein bisschen

Pflegeversicherung, etwas Ehrenamt und  Schwarzmarkt - dazwischen Sozialarbeit „alter“

Prägung, die sich kein Pflegedienst mehr leisten kann. Mögliche neue Geschäftsfelder

entstehen, fast meint man gegen die Interessen der großen Anbieter, die aber durch

Kundinnen und Kunden gefragt sind, denn die wenden sich an die großen Organisationen.

Oft sind es die erwachsenen Kinder, die wert darauf legen, dass hinter der Leistung eine

Organisation steht, die sich verbürgt und ansprechbar ist, sagt Jürgen Kern von der

FAN. Die wollen eine offizielle Rechnung und Ansprechpartner/innen und sehen: Das ist

nicht nur der Fensterputzer, sondern, da wird auch geguckt, wie überfällig ist der

Kühlschrank?

Es geht um ein Vertrauensgeschäft – sagt auch Thomas Voß:

„Da rufen viele Leute bei uns an, die sagen: ‚Ihr seid das Rote Kreuz, Ihr macht
das doch.’ Was bislang Pflegerinnen machten und nicht abrechnen konnten - die
vielen Kleinigkeiten, die auch Angehörige verlangen: Jalousie hochziehen, den Müll
runterbringen, mal eben die Rezepte holen usw.“
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Projektidee – Kooperation mit externen Dienstleistern

Der Bedarf beginnt mit „Kleinigkeiten“: Die Wohnung verkommt nach und nach, weil ein

Klodeckel nicht repariert wird, oder die Birne nicht eingeschraubt werden kann.

Pflegekräfte aber dürfen nicht auf eine Leiter steigen und haben einen vollen Tourenzettel

im Nacken.

Mit einer einfachen Lösung macht derzeit das Rote Kreuz Erfahrungen: Anfragen von

Kundinnen und Kunden leitet man an private Dienstleister weiter, die zum eigenen Preis

abrechnen. Drei Dienstleister nutzen die Kooperation mit dem Roten Kreuz, darunter ein

Umzugsservice und auch eine Hausfrau, die nebenberuflich Spaziergänge, Unterhaltung,

Schach spielen anbietet. Mit dem Stundenlohn von 11 bis 16 € kommen die Solo-

Selbstständigen zurecht. Das Rote Kreuz übernimmt das komplette Marketing und

unterstützt bei der Buchhaltung - hier entstehen den Dienstleistern keinen Kosten. Im

Gegenzug bekommen die Kund/innen des DRK Arbeit und Leistung zu vertretbaren

Preisen3 oder - so Thomas Voß:  „eine vierte Säule, um das Älterwerden in der eigenen

Wohnung zu ermöglichen und unsere Pflegekräfte zu entlasten.“

Ein richtiger erster Schritt. Das unternehmerische Risiko aber tragen allein die

selbstständigen Dienstleister. Über die Perspektiven der Selbstständigkeit in diesem

Bereich kann nur spekuliert werden: „Wir wissen von den Beratungsstellen, dass da

laufend Flyer eingeworfen werden, dass aber Leute nach drei Monaten wieder

verschwinden, die es selbstständig versuchen. Es ist wirklich schwer, sich da zu

etablieren und auch als Unternehmer zu kalkulieren.“(Thomas Voß)

Fazit: Gute Preise, von denen die Dienstleister leben können, sind auf diesem

Markt schwer durchzusetzen. Das Verkaufen liegt den – angesehenen - Trägern,

die bislang aus den traditionellen Wohlfahrtsbereich kommen, noch nicht.

Preislisten anlegen für Handreichungen oder „Wohltätigkeiten“ - das passt

(noch) nicht ins Selbstkonzept, sagen einige.

Dennoch bietet die FAN seit Einführung der Pflegeversicherung 1995 den

Hauswirtschaftlichen Dienst an. Eine Vereinbarung mit dem Kreis über 17,64 €

Stundenpauschale macht die Leistung wirtschaftlich. Derselbe Preis wird den privaten

Kundinnen und Kunden in Rechnung gestellt. Und es bestehen keine Probleme auch die

private Kundschaft zu bekommen zu diesem Preis: 20 Prozent der FAN-Kund/innen sind

Selbstzahler. Ein Gewinnversprechen bietet dieser Markt nicht, interessant ist er

dennoch, sagt  Jürgen Kern und nennt...

                                                
3  Projekt „SeniorenSozalServices“
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…zwei gute Gründe für den Hauswirtschaftsdienst:

• Es ist der Einstieg in den lukrativeren Pflegemarkt. Vor der Pflege und dem

Pflegedienst kommt nach und nach steigender Hilfebedarf im Haushalt. Oft liegt es

an Kleinigkeiten: Da fehlt eine Glühbirne, die Waschmaschine tropft. In solchen

Punkten sind die Kundinnen und Kunden ansprechbar. Dazu kommt: Beides,

Pflege und Hauswirtschaft, kann über den Träger abgerechnet werden. Es ist für

die Kundinnen und Kunden einfacher und transparenter, wenn beides von

derselben Organisation abgerechnet wird.

• Es ist ein Zusatzgeschäft, das man nicht ablehnen kann. Denn

Nebentätigkeiten in der Hauswirtschaft - den Dackel versorgen, den

Kanarienvogel füttern, Zeitung vorlesen, Geburtstag vorbereiten – diese

Handreichungen werden traditionell erwartet. Und „früher“ hatte die Pflegerin auf

ihrer Tour auch noch Zeit dazu.

Die FAN kooperiert deshalb mit der Wohnberatung und der Schwelmer & Sozialen

Wohnungsbaugenossenschaft, außerdem in Ennepetal mit der Voerder

Baugenossenschaft in einem Gemeindezentrum, wo Angebote für  Seniorinnen und

Senioren im Vorfeld  von Pflege gemacht werden:

„Die haben keine Sozialarbeiterin, stellen sie nicht selber ein, sie wollen das lieber
ausgegliedert haben. Weil Leute Schwierigkeiten haben in deren Geschäftsstelle
zu kommen, um sich zu beschweren, um sich auszubreiten. Sie landen dann lieber
bei einem sozialen Unternehmen, weil sie denken: ‚Ja gut, die haben
Sozialarbeiter, da kann man sich besser austauschen.’ Es läuft auch wirklich ganz
gut, wir sind da immens nachgefragt.“

Fazit: Ein Anker auf dem Markt ist das gewachsene Vertrauen vieler Kundinnen

und Kunden zu dem Wohlfahrtsverband oder gemeinnützigen Verein, der ihnen

am nächsten ist. Ein weiterer Anker sind Kooperationen, beispielsweise mit den

Wohnungsbaugesellschaften. Jürgen Kern:

„Ja, ob das jetzt schon ein Markt ist? Ein Akquisemarkt ist es auf jeden Fall. Wenn
ich jetzt sagen soll, ob wir das in Geld umsetzen - dann eher nicht. Auf jeden Fall
nicht in den Genossenschaftswohnungen, da landen wir wieder bei den einzelnen
Kostenträgern - für komplementäre Dienste bei Pflegestufe und so weiter.
Dadurch nähren wir dann auch den hauswirtschaftlichen Dienst“.
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Was müsste sich ändern?
Eine Frage zum Schluss - und sieben Antworten.

Das Pflegegesetz ist zu kleinteilig, Bürokratie behindert gute Arbeit. Jürgen
Kern (FAN):

„Sie wollen wirklich alles, wie es im Gesetz steht, kürzeln – dann müssen Sie
zwischen 200 und 400 Kürzeln tagtäglich machen. Ein Modul besteht ja nicht aus
1 Kürzel, sondern ein Modul hat 7, 8, 9 Kürzel. Ist rasiert worden, ist nicht rasiert
worden? – da muss die Begründung hin: Warum lies er sich heute nicht rasieren?
Da geht einfach viel zu viel Zeit dafür drauf, die der Endverbraucher braucht. Zeit!
In der Pflege brauchen sie Zeit! Bei Demenz ist Zuwendung doch der Punkt! Das
geht nicht: Wie schnell ich jemanden wasche oder wie schnell ich jemanden
„abtopfe“ - sondern wie viel Zeit kann ich dem entgegenbringen, den ich zu
versorgen habe? Und so lange das nicht geändert wird, bleiben wir in diesem
Zeitdilemma.“

Der Pflegeberuf braucht dringend Lobbyisten. Thomas Voß (DRK):
„Es muss eine Riesenkampagne geben, um den Pflegeberuf interessant zu
machen. Ich gehe davon aus, dass das von alleine passieren wird, weil die Summe
der Bestimmer demnächst die Mehrheit der 70-jährigen ausmachen wird. Darüber
wird sich sicherlich etwas entwickeln, aber dann wird es zu spät sein. Das heißt,
im ganzen Land müsste eigentlich eine Lobbyarbeit über diesen Beruf an sich
passieren.“

Gut informierte Pflegesatz-Verhandler und eine gut informierte Presse. Hartmut
Claes (Caritasverband):

„In den Pflegesatzverhandlungen muss mehr auf Pflegekräfte gesetzt werden. Man
kann natürlich ganz ketzerisch sagen: Pflegesatzverhandlungen müssen am
Krankenbett stattfinden, damit die Herrschaften, die verhandeln, auch genau
wissen, worum es da eigentlich geht. Die zweite Forderung ist, dass diese
ständige Negativkritik, insbesondere an der stationären Altenpflege, aufhört. Also
da erwarte ich auch mal, dass objektiv berichtet wird über den Beruf und nicht
bloß skandalisiert wird.“

Pflegesatzverhandlungen müssen überdacht werden. Frank Rocholsberg (GVS):
„Die Dokumentationsaufwendungen der Pflegekräfte sind viel zu hoch angesiedelt,
so dass für die tägliche Arbeit am zu Pflegenden kaum noch Zeitressourcen
verbleiben. Und zweitens sind die Pflegesätze für ein tarifgebundenes
Unternehmen problematisch. Weil die Pflegesätze nicht berücksichtigen, dass es
Unternehmen gibt, die Zusatzkosten haben durch z. B. zusätzliche
Altersvorsorgeleistungen für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Wir müssen mit
einem Pflegesatz leben, den private Anbieter, die sehr günstig sind, gut nutzen
können, obwohl wir wesentlich höhere Personalkosten haben.“

Pflegearrangements aus Profis und Ehrenamtlichen machen ein solidarisches
System aus.  Dirk Bobe (Diakonisches Werk):

„Pflege war immer unentgeltlich, wurde von Frauen zu Hause geleistet. Die größte
Frauenorganisation der Welt, die Frauenhilfe, hatte ein Solidarsystem aufgebaut in
dem man sich gegenseitig unterstützte. Es gab in jeder Kirchengemeinde eine
Diakonisse oder eine Schwester, die die professionelle Pflege tat oder andere
anleitete, damit sie geleistet werden konnte. Insofern war im Verständnis der
Leute Pflege immer unentgeltlich und kostenlos. Und so gilt im heutigen
Verständnis immer noch die Sicht, dass man ein Solidarsystem hat in dem andere
was geben und nichts dafür nehmen. Wir werden in der Pflege, die
Entschleunigung der Zeit, die notwendig ist, aber nicht erreichen, indem wir das in
ein Kostengefüge bringen, sondern nur, in dem wir das Solidarsystem erneuern.
Menschen, die noch Möglichkeiten haben, zu helfen in einer Phase nach dem
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Beruf, dafür gewinnen, dass sie ihre Fähigkeiten einsetzen und Professionelles
dazu bringen.“

Ohne subventionierte Arbeitsplätze kann der Bereich nicht entwickelt werden.
Jochen Winter (AWO):

„Wenn der Ennepe-Ruhr-Kreis nicht will, dass die Menschen zu früh, zu jung in
stationäre Einrichtungen gehen, dann muss er Bedingungen schaffen für Träger
und Anbieter, damit die ambulanten Angebote, die teilstationären Angebote
angeboten und auch genutzt werden. Also ich muss gleichzeitig sozialpolitisch eine
Spur legen. Meine Aufforderung an den Ennepe-Ruhr-Kreis lautet seit mehreren
Jahren, diesen Bereich zu subventionieren, so dass wir den in der Tat vernünftig
hingestellt bekommen. Das ist die eine Seite.
Die andere Seite ist, wir haben am Montag dieser Woche das Haus der Pflege auf
den Weg gebracht. Wir waren in Jülich, haben den Antrag abgegeben für das
entsprechende Programm. Das besteht aus drei Bausteinen, der eine Baustein
heißt: ‚Übergang Schule, Beruf’ - also mehr Leute gewinnen für den Pflegeberuf.
Der zweite Baustein heißt: ‚Die, die in der Pflege sind, halten’ also Attraktivitäts-
Steigerung und Stabilisierung. Der dritte Baustein heißt: ’Die, die raus gegangen
sind, wieder zurückholen.’
Ich glaube, das wäre ein guter Ansatz. Wir versuchen das gemeinsam mit ganz
vielen Partnern hier im Ennepe-Ruhr-Kreis, viele sitzen hier am Tisch. Wir hoffen,
dass wir die EU erweichen können, hier ein solches Modellprojekt aufzuziehen.“

Rahmenbedingungen schaffen für die ambulante Versorgung ist Aufgabe des
Kreises. Stephanie Rohde (Caritasverband):

„Wir brauchen Rahmenbedingungen vom Ennepe-Ruhr-Kreis, damit wir ambulante
Angebote erdenken können, konzeptionell arbeiten können und da tätig werden
können – damit ambulant vor stationär möglich wird. Da muss der Kreis Geld
ausgeben.“
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„Wir gehen in Vorleistung, wir geben Impulse.“

Ansichten und Beiträge von Qualifizierungsträgern in der Region

Das Gruppeninterview mit vier Vertreterinnen von Qualifizierungs- und

Beschäftigungsträgern im Ennepe-Ruhr-Kreis gibt Anregungen zu folgenden Fragen:

• Wie lassen sich die zähen Märkte für haushaltsnahe Dienstleitungen entwickeln?

• Wie lassen sich Qualifizierung und Passung von Arbeitskräften und Jobs

verbessern?

• Welche Rahmenbedingungen verhindern die Berufsrückkehr von Familienfrauen in

diesen Berufsfeldern?

Teilnehmerinnen am Gruppeninterview waren:
Andrea Galle, Personalberaterin, Prokuristin der PESO GmbH, Zeitarbeitsunternehmen
für Pflege und soziale Berufe, Tochterunternehmen der AWO im Ennepe-Ruhr-Kreis,
Marion Schmitt Geschäftsführerin der QuaBeD; die QuaBeD bildet u.a.
Familienassistentinnen und Gesellschafterinnen aus; aber auch Tagesmütter, die über
Familienzentren und Jugendämter vermittelt werden; eigene Dienstleistungsagentur
AHA; dort werden Frauen und Männer, die sie selbst ausgebildet haben, stundenweise,
aber auch langfristig vermittelt – für haushaltsnahe, personenbezogene Dienstleitungen.
Bettina Sommerbauer, kommissarische Leiterin der Volkshochschule Witten, Wetter,
Herdecke; ein Zweckverband und großer Beschäftigungsträger im Ennepe-Ruhr-Kreis für
die Städte Witten, Wetter, Herdecke; bildet u.a. Familien-assistentinnen und
Gesellschafterinnen aus
Ines Thranberend, Fachbereichsleiterin der Volkshochschule Ennepe-Ruhr Süd,
Gevelsberg

am 17. Januar 2008 in den Räumen der QuaBeD, Witten

Zentrale Botschaft und Quintessenz der Einschätzungen:

Wer Wiedereinsteigerinnen für diesen Markt gewinnen, qualifizieren und

vermitteln will, hat die Aufgabe eines Scouts in der Wüste. Denn auf dem Weg

in eine mögliche Oase (fester Job in Vollzeit) sind einige Durststrecken zu

überwinden.
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These 1:

Der Markt (gerade) der so genannten „haushaltsnahen

Dienstleistungen„ entwickelt sich nur, wenn man als

Qualifizierungsträger nicht beim Kerngeschäft bleibt, sondern

initiativ wird.

„Wir gehen in Vorleistung, wir geben Impulse„ – so beschreiben die Vertreterinnen

der beteiligten Qualifizierungsträger ihre Mehrfach-Initiativen: Qualifizierung,

Marktbeobachtung und Trendermittlung sowie Vermittlung. Dafür gehen sie auch

unternehmerische Risiken ein – und kooperieren miteinander und mit potenziellen

Anstellungsträgern.

Belege:

• Die Umfrage „WohlfühlEN“ im Auftrag der QuaBeD gGmbH, um Kundenwünsche

und Preisvorstellungen für haushaltsnahe Dienstleitungen in Witten zu erheben.

• Die Gründung der Agentur AHA unter dem Dach der QuaBeD in 2005, ein

Dienstleistungspool, der Menschen stundenweise vermittelt, die entweder (zu

50%) in

ALG-II-Bezug sind, (zu 25%) Berufsrückkehrerinnen oder Rentner/innen,

Studenten/innen, Zweitjobber/innen. Das Overheadpersonal (zwei 50%-

Fachkraftstellen sowie 10 Stunden Büro) wurde gefördert vom MAGS NRW. Nach

Ende der Förderphase wurde die AHA weitergeführt, die Verwaltungspauschale pro

Arbeitsstunde wurde dazu in 2007 erhöht.

• Die Gründung der PESO als Zeitarbeitsfirma im Sozialen Sektor durch die AWO.

• Bei der Volkshochschule Witten, Wetter, Herdecke machen Qualifizierung und

Beschäftigung mittlerweile mehr als 50% des Umsatzes aus. Sie betreiben dazu

gemeinsam mit der QuaBeD auch vier Secondhandläden in Witten und Wetter.

Kritik:

• Die Wohnungsgesellschaften – so die Expertinnen – versagen fast völlig bei der

Entwicklung quartiersbezogener Lösungen. Dabei seien sie gar nicht als Anbieter,

wohl aber als Vermittler, Anlaufstelle etc. gefragt. Erst seit 2008 werden erste

Ansätze erprobt.

Der Bedarf auf Seiten der Jobsuchenden und auf Seiten der potenziellen

Arbeitgeber scheint diesem Mehrfachansatz Recht zu geben.
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Drei Beispiele:

• 300 Anfragen aus dem gesamten Ruhrgebiet gingen bei der QuaBeD für die

Qualifikation zur „Gesellschafterin„ ein, die in Kooperation mit der VHS Witten,

Wetter, Herdecke durchgeführt wird; die Vermittlungsquote (allerdings meist in

Teilzeit oder Minijobs) liegt bei 70%

• Der Markt der Altenpflegehelfer/innen und Altenpfleger/innen sei „leer gefegt“ im

Ennepe-Ruhr-Kreis (sagt Andrea Galle, PESO)

• Die Umfrage „WohlfühlEN„ der QuaBeD ergab, dass 50% der Befragten das

Thema Seniorenbetreuung wichtig fanden, vor allem die Älteren (1950 und früher

geboren); 72% würden allerdings nur einen Betrag von 5 bis 10 € pro Stunde

zahlen; 25% 11 bis 15 € und nur 3% 16 bis 20€

• Die meisten Befragten brauchen nur wenige Stunden Unterstützung, wären aber

zum großen Teil bereit, sich Dienstleistungen mit Nachbarinnen und Nachbarn zu

teilen.

Vier Zitate:

Altenpflegehelfer dringend gesucht - Andrea Galle, PESO:
„Es gibt keine guten, zuverlässigen Bewerber mehr, da kommt auch auf uns zu,
uns mit der Qualifizierung zu beschäftigen: Welche Gruppen gibt es, die vielleicht
in die Pflege möchten, die wir aber gar nicht vermitteln können, weil sie keinerlei
Erfahrung haben? In der Zeitarbeit rufen die Einrichtungen an und sagen: ‚Morgen
oder heute Nachmittag brauche ich jemanden!’. Da kann ich nicht anfangen,
jemanden zu suchen, der sich nicht auskennt.“

Sie richten sich dabei verstärkt an die Zielgruppe der älteren Arbeitslosen, die familiäre
Pflegeerfahrungen haben und sich für z.B. eine Altenpflegehilfe-Qualifizierung
interessieren.

Initiativ werden! - Bettina Sommerbauer, VHS-Witten, Wetter, Herdecke:
„Dazu gehört nicht nur die Beobachtung, welche Stellen da sind, sondern man
muss vorher schon sehen: Wohin entwickeln sich Trends? Wo wird ein
Personalbedarf entstehen? Das setzt an, bevor die Stellenausschreibungen in den
Zeitungen stehen.“

Engen Kontakt zu Unternehmen pflegen - Ines Thranbehrend, VHS Ennepe-
Ruhr-Süd, Gevelsberg:

„Marktbeobachtung passiert natürlich auch dadurch, dass wir Qualifizierungs- und
Beschäftigungsträger sind und sehr eng mit Unternehmen zusammen arbeiten -
im Rahmen von Praxiserprobung in den Betrieben, in den Unternehmen, in den
Krankenhäusern, in den Pflegeheimen. Natürlich haben wir so einen viel engeren
Austausch, und es zeichnen sich viel früher Bedarfe ab.“
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Die Kundschaft fragen lohnt sich - Marion Schmitt, QuaBeD Witten:
„Wir hatten (durch die Umfrage „WohlfühlEN“) über 100 aussagekräftige
Befragungsdokumente, die genau bestimmen: Wie viele Stunden brauchen
Haushalte Hilfen? Für welche Zielgruppen und für welche Bereiche? Und was sind
sie bereit zu entlohnen? So haben wir aussagekräftige Angaben, um dann weiter
zu entwickeln. Wir versuchen, Unis mit hinein zu nehmen, wir kooperieren mit
dem Institut für Arbeitsmedizin und Psychologie, um zu schauen, wo sind die
Belastungsfaktoren für Menschen in der Pflege, wie müssen wir sie qualifizieren –
damit sie bleiben?“
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These 2:

Es gibt kein Jobversprechen im Sinne von Vollzeit-BAT oder

Tariflohn - aber Aufstiegs- und Entwicklungsmöglichkeiten

Der wichtigste Grund für die Zähigkeit der Marktentwicklung jenseits der „harten

Pflegetätigkeiten„ ist: Mit Familienunterstützung, Nachbarschaftshilfen, Schwarzarbeit

und Ehrenamt lassen sich – vor allem in den „eigenen vier Wänden„ – noch viele

Notlagen der Betreuung, Haushaltshilfe und Begleitung lösen. Polnische 24-Stunden-

Betreuerinnen, einkaufende Nachbarinnen, ehrenamtliche Besuchs- und Begleitdienste

und die schwarz bezahlten Putzhilfen überbrücken die Engpässe.

Erst wenn dies (alles) nicht mehr oder schlecht funktioniert, wächst die Bereitschaft –

nicht selten eher auf Seiten der berufstätigen Kinder – professionelle Dienstleitungen in

Anspruch zu nehmen.

Die Vermittlung in Einrichtungen ist darum attraktiver und einfacher – für qualifizierte

Pflegekräfte.

Gilt also die Regel: Arbeit im Privathaushalt geht nur zu Dumpinglöhnen?
Marion Schmitt:

„Im stationären Bereich gelten klare Tarifverträge, und in diese Bereiche
vermitteln wir überwiegend. Natürlich auch in ambulante Dienste, aber auch da
sind es nicht ergänzende, haushaltsnahe Dienstleistungen, sondern klassische
Pflegeleistungen, die dann auch tariflich abgesichert sind und entsprechend
vergütet werden. Bei den haushaltsnahen Dienstleistungen richtet sich das
wirklich nach der Zielgruppe, die wir ansprechen können. Das sind gar nicht
unbedingt nur die älter werdenden Menschen, die einen bestimmten Bedarf
haben, sondern auch gerade berufstätige Menschen, die aufgrund ihrer zeitlichen
Eingebundenheit gerne jemanden haben, der den Rasen mäht oder eine
Unterstützung im Haushalt für andere haushaltsnahen Dienstleistungen suchen.
Da sind ganz andere Preise zu erzielen als bei jemandem, der die Leistung
eigentlich gar nicht unbedingt als Notwendigkeit sieht. Wenn aber die Angehörigen
für sich selber das als Entlastung empfinden und diese Dienstleistung darüber
einkaufen können, dann sind die bereit einen adäquaten Preis zu zahlen - und der
liegt nicht im Dumpingbereich.“

„Aber es gibt noch andere Auftraggeber: Sozialämter, die als
Grundsicherungsträger Aufträge (zum Beispiel für Umzüge) erteilen,
Krankenkassen, Versicherungen. Das sind auch Multiplikatoren, die wir
ansprechen. Beim Übergang älterer Menschen vom Krankenhaus nach Hause
springen zum Beispiel dann auch Versicherungen ein. Das wissen manche nicht,
man muss aufklären oder man muss immer ein paar Multiplikatoren suchen, die
Auftraggeber sind.“

Bettina Sommerbauer:
„Natürlich bin ich bereit haushaltsnahe Dienstleistungen einzukaufen. Ich kaufe
mir Zeit, das ist mir eine Menge wert, und das ist bei vielen Berufstätigen der Fall.
Ich sage, okay, es ist mir 12 € wert, 13 oder auch 14 Euro. Das ist eine Stunde,
die ich dann für mich habe. Ich glaube, dass viele das so sehen in diesem
Segment, ohne dass Kinder oder alte Menschen eine Rolle spielen.“
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Dumpinglöhne? Es kommt auf die Perspektive an:

Von den Stundensätzen eines normalen Handwerksbetriebes sind diese Preise weit

entfernt. Von den Stundenlöhnen in manchen anderen Branchen (Briefzusteller,

Friseurinnen) allerdings auch – nach oben.

Jedenfalls dann, wenn die Overheadkosten des

Vermittlers/Agenten/Beschäftigungsträgers erheblich weniger als 50% ausmachen.

Minijob mit Aufstiegsmöglichkeiten?

Auch in dieser Gesprächsrunde wird klar: Es geht – gerade bei (Wieder-)Einsteigerinnen -

oft um Teilzeit-Jobs, um prekäre Beschäftigung, um Ich-AGs usw. Oder (positiv) darum

einen Fuß in die Tür zu bekommen. Das können auch Frauen sein, die vor der

Familienphase in der Pflege gearbeitet haben, dorthin aber nicht wieder zurück wollen.

Ein Hintergrund für die „Bescheidenheit“ der Frauen liegt natürlich in ihrem „Versorg-

Sein“ durch den Ehemann.

Marion Schmitt:
„Wir haben seit 2000 ungefähr sechs Gesellschafterinnen, bzw.
Familienassisteninnenkurse gemacht und haben dort gute Vermittlungsquoten von
in der Regel 70%. Wobei viele dieser Frauen Einsteigerinnen sind, die versorgt
sind. Die arbeiten dann in Teilzeit oder auch in Minijobs. Die wollen gar nicht
unbedingt in Vollzeit wieder einsteigen. Es sind Leute dabei, die aus der Pflege
kommen und jetzt etwas anderes machen möchten. Da bietet sich natürlich dieser
riesige Markt an, der im Rahmen neuer Wohnformen, Wohngruppen,
Demenzgruppen oder Seniorenresidenzen entsteht. Da waren wir schnell und
haben den Markt bedient, haben auch die Umstrukturierung in Krankenhäusern
auffangen können.“

Vor dem biografischen Hintergrund vieler Frauen sehen die Expertinnen den

Wiedereinstieg in soziale, pflegerische Berufe über Hilfstätigkeiten oder neue

Tätigkeitsfelder (Gesellschafterin) als Entwicklungsmöglichkeiten hin zu Jobs im „harten

Kern“ von Pflege.

Belege dafür, dass diese Einschätzung mehr ist als ein Schönreden prekärer

Berufsaussichten, hat u.a. Andrea Galle:

„Ein ganz großes Problem wird auch von den Arbeitsagenturen, mit denen wir zu
tun haben, bestätigt: Die Pflege ist ein ganz merkwürdiger Markt. Wenn da Stellen
ausgeschrieben werden, sind es in der Regel maximal 20 Stunden, meist 15 bis 20
St. die Woche. Das entwickelt sich aber: Das heißt, wenn jemand vielleicht ein
halbes oder ein dreiviertel Jahr auf dieser Stelle ist und es wird eine Stelle mit
höheren Stunden frei, die wird nicht nach außen ausgeschrieben , sondern es
werden dann z.B. solche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter damit betraut, die schon
länger da sind. Man will also erst Erfahrungen sammeln mit den Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern und dann werden Stunden aufgestockt. Es ist ganz selten so,
dass wirklich eine Vollzeitstelle nach außen ausgeschrieben wird. Es ist immer so,
dass das intern von unten nachwächst. Das macht es aber schwierig, Menschen
für die Pflege zu gewinnen, weil diese wirklich darauf vertrauen müssen, dass sie,
wenn sie gut sind, einfach eine Chance haben. Man kann das ganz schlecht von
Anfang an versprechen. Am Anfang, wenn man sich die Löhne von
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Altenpflegehelfern für 20 Stunden anguckt - das ist nicht so wahnsinnig viel. Da
muss man am Anfang sicherlich noch Unterstützungsleistung in Anspruch nehmen.
Aber in der Regel verändert sich das im Laufe der Zeit. Das geht bei dem einen
schneller, bei dem anderen etwas langsamer, aber die Chancen sind da. Nur gibt
es eben keine Garantie dafür.“

Eine offene Frage: Sind die Möglichkeiten der Berufs begleitenden

Weiterqualifizierungen (zur Pflegefachkraft) ausreichend und attraktiv genug?
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These 3:

Die Vereinbarkeitsprobleme – nicht nur von

Berufsrückkehrerinnen – sind Jobkiller in diesen Arbeitsgebieten,

denn hier gibt es keine „Bürozeiten“.

Hier herrscht Einstimmigkeit in der Einschätzung: Mit ihren Vereinbarkeitsproblemen

angesichts randständiger Arbeitszeiten, Schichtdiensten, frühem Dienstbeginn etc.

werden die Frauen allein gelassen. Hinzu kommen Mobilitätsprobleme im Flächenkreis,

die anders als in Großstädten kaum mit öffentlichem Nahverkehr zu bewältigen sind.

Gibt es noch Qualifizierungsmaßnahmen in Teilzeit mit Kinderbetreuung und

Unterstützung bei der Neuorganisation des Familienlebens, so ist dies im Job

Fehlanzeige.

Weder gibt es ausreichend Kinderbetreuungsmöglichkeiten für Frauen mit Arbeitszeiten

jenseits der Öffnungszeiten von Kindergärten oder Schulen, noch reicht das Geld für

einen Zweitwagen. Andrea Galle:

„Wir haben viele Bewerber, die aus der Elternzeit kommen und gerne wieder
zurück in den Bereich der Pflege möchten – die sagen nur, sie können es nicht
mehr in Vollzeit bzw. zu den vorherigen Arbeitszeiten. Die fehlende
Kinderbetreuung und lange Dienstzeiten führen oft dazu, dass sie
gezwungenermaßen in einen anderen Bereich gehen, weil die Arbeitszeiten z.B. in
Büroberufen andere sind… Aber, dass jemand gesagt hat, ich will unbedingt aus
der Pflege raus, das haben wir selten.“

Eine zusätzliche Kritik an fehlenden arbeitsmarktpolitischen Zielgruppenprogrammen

äußert dezidiert Marion Schmitt:

„Man muss ganz klar sagen, dass die Zielgruppe runter fällt. Diese Frauen haben
keine Möglichkeit mehr, aber diese Frauen brauchen Orientierung und Begleitung -
und sie brauchen Wiedereinstiegsmöglichkeiten, die ihrem Alter, ihren Neigungen
und ihrer Ausbildung entsprechen. Das gibt es nicht mehr. Wir sind als Träger da
für Zielgruppen, die uns die Jobagentur schickt und die Arbeitsagentur… aber
dieser ganze Strang der Berufsrückkehrerinnen-Qualifizierung fällt weg, und das
ist eine Schweinerei.“

Natürlich könnten Frauen Qualifizierungen „buchen„ – die müssten sie dann aber selber

finanzieren. Eine neue Möglichkeit eröffnet sich – eventuell – dadurch, dass seit 2008

auch diejenigen Bildungsschecks einlösen können, die weder im Job noch im

Leistungsbezug sind.

Darüber ließen sich dann 50% der Seminarkosten (bis zu einer Höhe von 500,00 Euro)

abdecken.
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„Am besten ist: sich kompetenter Dritter bedienen.“

Ansichten und Beiträge von
Wohnungsbaugenossenschaften der Region

Dieses Gespräch mit vier Vertreter/innen von Wohnungsbaugesellschaften im Kreis

drehte sich vor allem um zwei zentrale Fragen:

• Müssen Wohnungsbaugesellschaften (z.B. um Leerstände zu verhindern) selbst

Anbieterinnen von haushaltsnahen Dienstleistungen und anderen

Unterstützungsleistungen werden?

• Gibt es andere Modelle, wie Bedürfnisse von (älteren) Mieterinnen und Mietern

erkannt und Angebote nutzbar gemacht werden können?

Gesprächsteilnehmer/innen waren:

Claudia Büchel, geschäftsführendes Vorstandsmitglied der Wohnstättengenossenschaft
Wetter eG
Günter Schwarzmann, Vorstandsvorsitzender Bauverein Gevelsberg eG und
Vorsitzender der AG der Wohnungsunternehmen des Ennepe-Ruhr-Kreises
Gerd Westermann, Vorstandsvorsitzender Schwelmer und Soziale
Wohnungsgenossenschaft eG
David Wilde, Vorstandsassistent bei der Hattinger Wohnstättengenossenschaft eG

am 07.Januar 2008 in den Räumen der Schwelmer & Soziale

Wohnungsgenossenschaft eG, Schwelm.

Quintessenz der Einschätzungen und gegenwärtigen Praxis:

Es ist für kleine bis mittelgroße Wohnungsbaugesellschaften (noch?) nicht

notwendig, selber zur Arbeitgeberin für Haushaltshilfen, Berater/innen,

Kümmerer oder Quartiersmanager/innen zu werden – von Ausnahmen

abgesehen. Auch wenn es einen erkennbar steigenden/schlummernden Bedarf

gibt. Eher sollte man auf Kooperation setzen und sich die Kompetenz Dritter

dazu holen.

Es bleiben aber Rollen zu besetzen, die man nicht oder nur zum Teil delegieren

kann: Vermittlung; Beteiligung; Marktbeobachtung, Befragung der Kundinnen

und Kunden sowie Marktentwicklung; Vertrauensbildung; Qualitätskontrolle.
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These 1:

Das Fehlen von Dienstleistungs- und Unterstützungsangeboten für

(ältere) Mieter/innen könnte sich zum Problem der

Vermieter/innen entwickeln – noch scheint es keines zu sein.

Die Zahlen zur Alterstruktur der Bewohner/innen in den Wohnungen der vier

Gesellschaften zeigen: Die Zielgruppe der Älteren ist stark vertreten. Ein Durchschnitt

von 52 Jahren darf schon als „jung“ bezeichnet werden.

David Wilde, HWG Hattingen:

„Wir haben verschiedene Umfragen und Studien durchführen lassen und kennen
natürlich auch aus unserem Datenbestand das Alter unserer Mieterinnen und
Mieter. Wir wissen ganz klar... das ist dem NRW-Schnitt deutlich voraus; wir
haben auch Siedlungen oder Quartiere, wo es noch extremer ist, wo wirklich jeder
dritte Mieter schon über 70 ist.“

Claudia Büchel, Wetter:
„Unsere Mieterinnen und Mieter werden sehr alt… obwohl wir vom
Altersdurchschnitt her nicht so hoch liegen. Wir liegen mit 52 Jahren ganz gut im
Schnitt.“

Einen bedrohlichen Leerstand haben die am Gespräch beteiligten

Wohnungsbauunternehmen allerdings (noch?) nicht zu verzeichnen. Außerdem

erscheinen für eigene Quartiers-Projekte die Unternehmen zu klein. Dort, wo es

bedenkliche Leerstände gibt, entstehen zwar kommunale Initiativen für

Quartiersmanagement – allerdings nicht mit dem deutlichen Fokus auf Ältere.

Günter Schwarzmann, Gevelsberg:

„Wir haben eine problematische Siedlung in Gevelsberg-Berge…wo wir bis zu 10%
(aktuell insgesamt 275 Wohnungen) Leerstand haben…Wir nehmen den Leerstand
in Kauf – und werden, weil viele Nationen dort oben wohnen, hervorragend von
der Stadt Gevelsberg begleitet. Wir haben in dieser Siedlung einen zweizügigen
Kindergarten, wir haben da eine Schuldnerberatung…wir versuchen die soziale
Welt da oben in Ordnung zu halten, ehe der Stadtteil komplett kippt. Aber für ein
Quartiersmanagement müsste man schon größere zusammenhängende
Siedlungsgebiete haben. Unsere Genossenschaft hat nur 1800 eigene Wohnungen.
Wir haben zwar auch kleinere Siedlungen, aber sehr viel Bestand, wo man von
Quartier eigentlich nicht reden kann.“

Es gibt auf Seiten der Kommunen zudem Bedenken, allzu „attraktiv“ für –

pflegebedürftige - Ältere zu werden. Ein Beispiel ist die Erfahrung mit privaten

Pflegeheiminvestoren, auf die der Kommunalpolitiker Gerd Westermann verweist:

„Wir hatten vorgehabt, und es gab hier den Beschluss ein Pflegeheim zu bauen…
Da muss ich gestehen, da war es meine Stimme, die gesagt hat: ‚Mit mir nicht, da
müsst ihr euch einen anderen Geschäftsführer suchen!’... Wir haben dann damals
einem freien Träger hier in Schwelm das Grundstück verkauft und haben dann



31

einen Vertrag abgeschlossen, dass unsere Mieterinnen und Mieter, wenn sie einen
Pflegeplatz benötigen, bevorzugt in diesem Heim untergebracht werden. Damals
gab es in Schwelm sehr wenige Heime.
Heute gibt es auch ein katholisches Heim und es gibt Curanum, das ist ein privater
Anbieter, der Größte hier; der hat zwei Häuser und 300 Betten in Schwelm. Mit
dessen Vorgänger hatten wir diesen Vertrag...Und heute sind in NRW Schwelm
und Bad Bentheim die Städte mit dem höchsten Durchschnittsalter der Einwohner.
Eben durch diese großen Pflegeheime, die wir hier haben. Was dazu führt, dass
der Bürgermeister natürlich sagt: ‚Das reicht, baut bloß nicht noch mehr!’ Denn im
Sozialhaushalt liegt Schwelm im Vergleich zu den Nachbarstädten absolut an der
Spitze, weil diese Menschen Sozialhilfe in Anspruch nehmen müssen. Das belastet
die Stadt Schwelm sehr.“

Dazu kommen die aus Erfahrung gewonnene Erkenntnis, dass sich mit „alt“ und

„bedürftig“ nicht gut werben lässt – besser schon, wenn man an Generationen

übergreifende Bedarfe – zum Beispiel nach Barrierefreiheit – anknüpfen kann, die neben

den Alten zum Beispiel auch Familien mit Kindern und Kinderwagen haben. Ein

Zauberwort heißt: „Durchmischung“. Gerd Westermann:

„Wir haben für dieses Gespräch die alten Protokolle gelesen: 1983 haben wir die
ersten Altenwohnungen gebaut. Es waren überwiegend 1 ½ bis 2 ½
Zimmerwohnungen, die größte ist 60 qm, die anderen liegen zwischen 45 und 50
qm. Damals waren wir sehr optimistisch, aber der Kollege, der dann vermieten
musste, sagte: ‚Was haben Sie denn da für einen Mist produziert?! Diese
Wohnungen will ja keiner haben!’ Weil das nämlich altengerechte Wohnungen
waren. Als solche haben wir sie auch in der Presse vermarktet - und wer will denn
heute schon gerne alt sein?… Wir haben mittlerweile über 200 barrierefreie
Wohnungen im Bestand, teilweise durch Neubau. Nach 1983 hatten wir dieses
Konzept weiter fortgesetzt und Wohnungen barrierefrei gebaut... Das Schöne bei
der Barrierefreiheit ist ja: wir sprechen damit heute auch die jüngeren Menschen
an, die Frau mit Kinderwagen z.B.
Und wir haben damit eine bessere Durchmischung erreicht in den Häusern, anders
als 1983, wo nur Alte einziehen durften. Damals mussten sie noch die Urkunde
beibringen, dass sie alt sind. Heute ist das flexibel und dadurch kommen mehr
Generationen in einem Haus zusammen.“

Dennoch scheinen Bedarfe der Mieter/innen, die weiter gehen könnten als

Erleichterungen durch Technik und Umbau nur schwer in leistbare Angebote übersetzbar

zu sein, bei denen man die eigenen Kompetenzen einbringen kann. Dieselbe

Seniorentechnik in X Haushalte einbauen zu lassen, erscheint einfacher, rentabler, als

XYZ unterschiedliche Unterstützungsbedarfe herausfinden und (selbst) am Markt

anbieten zu können. David Wilde bringt es auf den Punkt:

„Unsere Kompetenz ist eher physisch. Wir machen die Wohnungen und vermieten
sie. Deshalb können wir an der Wohnung ansetzen und da etwas probieren – mit
neuer Technik z.B.. Aber natürlich wohnt in der Wohnung immer ein Mensch, und
Technik alleine kann’s nicht sein. Da muss auch ein Mensch irgendwann in dieser
Kette stehen, der dann eine bestimmte Dienstleistung erbringt. Ich persönlich,
und wir als Unternehmen, finden aber Quartiersmanagement sehr schwierig: Viele
reden darüber, aber keiner weiß mehr, was es ist. Jedem ist klar, dass wir viele
ältere Menschen bei uns im Bestand haben und wahrscheinlich haben die auch
andere Bedürfnisse. Aber was heißt das jetzt für uns? Was müssen wir jetzt neu
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bieten, anderes bieten, mehr bieten? Das ist schwierig, denn die Mieterinnen und
Mieter reflektieren das ja auch nicht für sich und melden sich bei uns und sagen:
‚Ich habe jetzt diesen Bedarf, bitte bietet mir eine Lösung an!’…Das müssen
unsere Mieterbetreuer dann herausfinden... Das ist nicht etwas Pauschales, sodass
unsere Mieterbetreuer in den Rücksprachen intern sagen könnten: ‚Diese drei
Punkte, das sind die Topp drei und da müssen wir jetzt ein Angebot finden, und da
gibt’s auch schon ein Patentrezept!’. Sondern jedes unserer 6900 Mitglieder ist
anders.“

Günter Schwarzmann, Gevelsberg, verstärkt diese Argumentation – und zeigt am

Beispiel eines barrierefreien Hauses, dass selbst der Fokus auf Ältere und Behinderte

noch keinen neuen Markt für zusätzliche Dienstleitungen erkennen lässt - weil die

Menschen „sich selber helfen, bis es nicht mehr geht“:

„Ich habe gerade heute Morgen im Unternehmen noch einmal nachgehakt: Solche
Dienstleitungen werden in dem Sinne gar nicht nachgefragt. Was zunimmt, das
sind Dienstleistungen im Bereich Winter- und Streudienste und solche, wo es um
Hausreinigung geht, aber das schon wesentlich abgeschwächter. Ich kann
natürlich nur für Gevelsberg sprechen. Da merkt man schon, dass die älter
werdenden Leute z.B. das Schneeschieben nicht mehr schaffen. Dann haben wir
seit einem Jahr ein barrierefreies Haus, aber für Jung bis Alt, nicht nur für ältere
Menschen. Wir haben dann, weil da auch eine komfortable Miete/Nutzungsgebühr
für Gevelsberger Verhältnisse vorliegt, von 6,50 € kalt, natürlich auch die
Bewohnern vor einem Jahr gefragt:’ Was habt ihr denn darüber hinaus für einen
Bedarf?’ Und obwohl da auch zwei Rollstuhlfahrer leben und auch zwei, drei richtig
Ältere, kam selbst von den Älteren kein Bedarf. Und da sagt unsere
Wohnungsverwaltung: ‚Es ist kein Bedarf da, die Leute versuchen, sich selbst zu
helfen, bis es nicht mehr geht, bis es auch über Verwandtschaft und
Nachbarschaft nicht mehr zu machen ist. Aber an uns selber ist dieser Bedarf
nicht herangetragen.’
Der Bedarf wird wachsen, darüber sind wir uns einig, und das wird ein Feld, mit
dem sich die Wohnungswirtschaft ganz allgemein beschäftigen muss. Ob das dann
soweit geht wie bei Ihnen oder bei anderen dieser Größenordnung, kann ich nicht
sagen. Viele haben ja schon ihre Sozialarbeiterin oder Altenhelferin; klassisches
Beispiel ist die Freie Scholle Bielefeld, die als eine der allerersten im Lande, bis zu
Schwerstpflege sogar, alles anbietet.“

Es gibt Ausnahmen – die allerdings eher unter z.B. dem Oberbegriff Mietermanagement

oder Ansprechpartnerin für alles firmieren könnten. David Wilde:

„Natürlich gibt es Themen, die immer wieder kommen - z. B.: „Wie kann ich
Fördermittel beantragen, wenn ich meine Wohnung seniorengerecht umrüsten
möchte?„ Das ist dann eine Dienstleistung, die bei uns eine Person erbringt, die
Beratung macht, wenn jemand sagt, ich fühle mich zu Hause ein bisschen
unsicher. Das bieten wir dann als kostenlose Dienstleistung. Das ist jemand, der
ist dann geschult worden bei uns im Hause. Der weiß, welche Fördermöglichkeiten
es gibt. Diese Tätigkeit erzeugt aber keine weiteren Beschäftigungspotenziale. Wir
haben eine Mitarbeiterin, die macht soziales Mietermanagement. Die ist
Altentherapeutin, die ist seit 15 Jahren bei uns im Unternehmen und die kennt
Gott und die Welt, ist bekannt auch in Hattingen wie ein bunter Hund, die haben
wir schon.“
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Claudia Büchel:

„Bei uns läuft Einiges vielleicht ein bisschen anders. Wir haben eine eigene
Mitarbeiterin im Hause. Die hat extra Räumlichkeiten bekommen in einem alten
Büro, so dass sie weit weg von uns ist und die Leute auch keine Hemmungen
haben müssen, um dort hinzukommen. Sie ist unser Beratungsbüro, das wir aber
nicht großartig mit der WSW verbunden haben, es gibt allerdings Flyer. Das hat
sich mittlerweile jetzt im dritten Jahr etabliert. Wetter hat leider sehr
unterschiedliche Örtlichkeiten und ist sehr auseinander gerissen, so dass wir in
einer Apotheke zusätzlich Beratungsdienst anbieten.
Die Leute kommen, sie berät unsere Mieterinnen und Mieter, ob nun zum Thema
Patientenverfügung oder sonstigen Fragen. Sie hat früher Patientenberatung
gemacht für das Krankenhaus in Herdecke, sie war in Krankenkassen tätig, hat an
vielen Stellen gearbeitet und ist ein sehr offener Mensch, der auf die Leute
zugehen kann. Der Vorteil an unserer Mitarbeiterin ist einfach: Sie ist
stadtbekannt und ist der gemachte Mensch für solche Sachen. Wir haben zwar nur
1000 Einheiten und sind hier das kleinste Unternehmen am Tisch. Aber das hat
sich sehr gut etabliert, wird sehr gut angenommen. Mittlerweile haben wir auch
einmal im Monat Seniorenkaffee im Stadtsaal, wo mindestens 40, 50 Senioren
kommen.“

Dazu kommt in Hattingen – für eine überschaubare Zeit – die Beauftragung einer

freiberuflich tätigen Quartiersmanagerin, die eine Modernisierungsphase der HWG für

1000 Wohnungen in Bauabschnitten von 25 bis 100 Wohnungen begleiten soll. Denn

gerade die älteren Mieterinnen und Mieter, die zeitweise in anderen Wohnungen

untergebracht werden müssen, brauchen nicht nur finanzielle, sondern auch logistische

und menschliche Begleitung. David Wilde:

„Das ist für uns einerseits ein riesiger logistischer Aufwand …Und bei der
Betreuung der Mitglieder standen wir anfangs wie der Ochs vorm Berg. Das ist
nämlich genau der Stadtteil, in dem wir einen Großteil über 70-jährige haben,
viele über 80-jährige, sogar einige über 100-jährige. Und auf die müssen wir jetzt
in den kommenden Jahren immer wieder zugehen und sagen: ‚Also Sie müssen da
jetzt erstmal ausziehen, es geht nicht anders. Diese Modernisierung  ist schon
sehr lange hinausgezögert worden, so dass man auch nicht sagen kann, dann
nehmen wir das Gebäude noch mal raus. Sondern das Problem haben wir im
Grunde in jedem Haus. In jedem Haus haben wir zwei drei Menschen, die man
schon heute als Härtefälle bezeichnen kann...Und das erzeugt bei den Menschen
erstmal Panik: Die wohnen da seit fünfzig Jahren, dachten, sie wohnen jetzt auch
ganz in Ruhe bis an ihr Lebensende und müssen nun noch mal raus. Die haben ja
das Recht, in ihre eigene Wohnung zurückzuziehen, wir übernehmen auch alles
von A bis Z, zahlen den Umzug, dazu ist man sowieso gesetzlich verpflichtet. Aber
wir machen darüber hinaus noch mehr, sagen: Wir organisieren das von A bis Z.
Ihr braucht euch gar keine Gedanken zu machen, ihr braucht nicht einmal das
Geschirr aus dem Schrank zu räumen, da kommen von uns gestellte Menschen,
die das machen. Aber dieses ganze Betätigungsfeld - das zu organisieren, die
Gespräche zu führen, da auch einfühlsam zu sein, die Zeit mitzubringen und sich
da an den Couchtisch zu setzen und denen das zu erklären, zu sagen: ,Es  ist
natürlich alles schlimm, aber jetzt gucken wir mal, dass wir zusammen eine
Lösung finden’.
Das ist ein Betätigungsfeld, das wir an eine Quartiersmanagerin weitergegeben
haben, die nennt sich tatsächlich auch so. Die hat sich selbständig gemacht. Sie
ist Sozialwissenschaftlerin, hat in Dortmund gearbeitet und dort über viele Jahre
richtige Großmodernisierungen begleitet und hat irgendwann festgestellt, das ist
ein Riesenbedarf.“



34

Und bei der Schwelmer Genossenschaft hat man entdeckt, wie einfach im Grunde die

Förderung ehrenamtlicher Aktivitäten zum Beispiel durch passende Räumlichkeiten sowie

Kaffee-und-Kuchen-Spenden ist, die mindestens gegen die Einsamkeit präventiv wirken

können. Gerd Westermann:

„Unsere Geschäftspolitik ist, dass wir versuchen, wenn es die Grundrisse zulassen,
Jung und Alt zusammenzubringen und freie Räume zur Verfügung zu stellen. Auch
z.B. dieser Raum, in dem wir gerade sind, der steht auch unseren Mieterinnen und
Mietern zur Verfügung, und es gibt also Kaffeetafeln. Da treffen sich acht Damen -
und ein Mann ist dabei -, die treffen sich. Wir haben denen dann auch Spiele
gekauft für Ältere, die in den Bewegungsabläufen eingeschränkt sind, z.B.
„Mensch ärgere Dich nicht„ mit großen Pins. Wir geben auch mal eine Runde
Kaffee aus, eine Runde Kuchen, um diese freien Bereitschaften zu binden. Dafür
brauchen Sie immer einen Kümmerer. Wir haben eine Dame, der Mann ist
verstorben, die Decke fiel ihr auf den Kopf, die kommt zu uns. Und wir haben
nachgeguckt, wo wohnen denn Ältere? Wo sind auch Partner gestorben - und
haben die gezielt angeschrieben und gesagt: ’Kommt doch mal um 15.00 Uhr
hierher zu Kaffee und Kuchen und ein bisschen Klönen. Dann folgte daraus:
’Können wir uns nicht regelmäßig treffen? Dann kam nach dem Dienstag die
zweite Gruppe, die sich dann donnerstags trifft. Dann kam die Mittwochsgruppe.
Das sind aber alles Sachen, die nicht von uns aus geleitet werden, sondern nur
flankierend unterstützt werden, wenn es heißt, wir brauchen mal ein neues Spiel
oder wir laden die Älteren einmal im Jahr ein und fahren mit unserer Mieterschaft
nach Iserlohn zur Ausstellung Gerontotechnik.“

An dieser Stelle des Gespräches kommen auch mögliche Kooperationspartner/innen ins

Bild- und die Frage, wie man solche Kooperationen am besten gestaltet. Denn eine klare

Aussage fällt mehrmals: Bei aller Verpflichtung zum Gemeinwohl, bei allem Interesse an

einer guten Atmosphäre und zufriedenen Kundinnen und Kunden – vor dem Schaffen

fester Stellen schreckt man zurück, denn „die werden Sie ja nicht wieder los“.
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These 2:

Es ist fraglich, ob Wohnungsbaugesellschaften (selbst um

Leerstände zu verhindern) die richtigen, passenden, besten

Anbieterinnen von haushaltsnahen Dienstleistungen und anderen

Unterstützungsleistungen sind. Die Kernkompetenzen für

(haushaltsnahe) Dienstleistungen haben andere. Die muss man

sich holen.

Das heißt für Wiedereinsteigerinnen: Entweder sie machen sich selbstständig – oder sie

finden Jobs bei einem externen Dienstleister? Auf diesen Punkt bringt es Günter

Schwarzmann:

„In der Größenordnung unserer Unternehmen wird es so sein, dass sich kaum ein
Unternehmen damit beschäftigen wird, selbst sehr viel zu machen, selbst
Wiedereinsteigerinnen, um mal auf den Kern zu kommen, einzustellen oder
überhaupt so etwas aufzubauen…Wir haben im Grunde genommen alles schon am
Markt, was wir brauchen. Wir brauchen nur seriöse Partner, die zu uns passen und
dann bedienen wir uns dieser dritten seriösen Partner, weil dieses Know How
aufzubauen, dafür sind wir a) alle nicht groß genug und b) muss man das Rad
auch nicht neu erfinden. Und ob man das dann preiswerter hinkriegt?“

Es gibt längst – wenn auch nicht unbedingt systematisch und einheitlich organisiert –

Kooperationen mit gemeinnützigen Organisationen oder auch kleinen Dienstleistern, die

hier einen Markt für sich entdecken. Damit kein Missverständnis aufkommt, betonen alle

vier Gesprächspartner/innen, dass dies nicht nur eine Notlösung sei, weil man selber vor

der Einstellung weiteren Personals zurückschrecke, sondern dass auch die Zugänge vieler

Kooperationspartner/innen leichter seien – weil sie nicht als verlängerter Arm des

„Vermieters„ gesehen würden. Auch gehe es hier weniger um Qualifikationen der

Grundstücks- und Wohnungswirtschaft, als vielmehr um soziale Kompetenzen - David

Wilde:

„Das könnte auch für Berufsrückkehrerinnen passen, es ist
qualifikationsunabhängig im Grunde: Man muss nicht den Kaufmann der
Grundstücks- und Wohnungswirtschaft mitbringen, sondern man muss Empathie
mitbringen, man muss persönliche Eigenschaften mitbringen. Das kann dann jeder
oder jede sein. Die mit Fleisch und Blut dabei ist. Das muss man leben, so einen
Job.“

Im Übrigen gilt auch hier – ähnlich wie beim Thema Barrierefreiheit: Es sind längst nicht

nur die Älteren, die Dienstleistungsbedarf haben.
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Beispiele gelungener Kooperationen:

• Seit 10 Jahren kooperiert „die Schwelmer“ mit der FAN (Freie Alten- und

Nachbarschaftshilfe e.V.); einmal monatlich berät eine Mitarbeiterin der FAN im

Gemeinschaftsraum und fragt nach Unterstützungsbedarf (nicht nur nach den

Dingen, für die die Gesellschaft zuständig ist, wie z.B. Umbauten in Wohnungen,

sondern auch nach solchen, für die z.B. die FAN Angebote machen kann)

• Außerdem kooperiert die Schwelmer mit Hausdienstleistern aus der Stadt z.B. für

das Treppe putzen – nicht nur, weil Ältere es nicht mehr können, sondern auch,

weil jüngere Berufstätige keine Zeit dafür haben.

In Schwelm hat sich ebenfalls vor zehn Jahren aus einem fast privaten Kontakt zwischen

Bewohner und Gesellschaft eine Kooperation entwickelt. So schaffte es ein Gründer, sich

mit Hausdienstleitungen erfolgreich am Markt zu behaupten. Gerd Westermann:

„Beim Hausdienst, mit dem wir angefangen haben, feiern wir im Februar
Zehnjähriges. Der Inhaber hatte bei uns eine Wohnung gekauft, ist krank
geworden, hat sich selbständig gemacht. Er hat uns dann gebeten, dass wir ihm
Arbeit geben. Heute hat er ein Unternehmen mit sechs fest angestellten Personen,
die putzen, Winterdienst machen, Laubdienst - den nehmen wir zwar nicht in
Anspruch aber z. B. Eigentumsgemeinschaften, die buchen ihn dann. Damals
haben wir gesagt: ‚Okay, wenn du dich selbständig machst, von uns kriegst du ein
paar Aufträge, damit du einen besseren Start hast.’“
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These 3:

Forschung und Entwicklung für diesen neuen Markt passiert

zurzeit sehr dezent und unsystematisch – auch bei den

Wohnungsunternehmen.

Die Vertreterinnen und Vertreter der Wohnungsgesellschaften sehen durchaus, dass der

Bedarf nach Dienstleitungen steigen könnte oder bereits erkennbar dabei ist, zu steigen.

Und sie suchen auch – wenn auch nicht im großen Stil – auf dem Markt der zurzeit

vorhandenen Dienstleister. Oft sind es gar nicht unbedingt die Älteren oder Alten, die

dezidiert ihre Bedarfe äußern – sondern die überlasteten Jungen, die Familien, die

gestressten Berufstätigen. Da müsste sich doch ein Markt entwickeln lassen – wenn man

die Alten auch noch „dazu bekommt“?

Aber die Suche nach neuen, weiteren, anderen seriösen Partnerinnen und Partnern für

viele mögliche Dienstleitungen – vom Einkaufen über Vorlesen, zur Arztin begleiten, die

Kinder aus der Kita abholen, bei Querelen mit Ämtern unterstützen - scheint weder für

dringend gehalten zu werden, noch ist sie einfach: Erstens muss das Vertrauen der

Mieterinnen und Mieter gewonnen werden. Zweitens müssen sie dazu stehen, Hilfe zu

brauchen. Und drittens bleibt das leidige Problem der Preise.

Es gibt Beispiele aus den Gesellschaften, bei denen es nicht zu einer Kooperation kam –

und die Bedenken, welche Preise am Markt zu erzielen sein könnten – von den

Mieterinnen und Mietern, die sie als eher wenig kaufkräftig einschätzen.

Gerd Westermann berichtet von einem Franchising-Anbieter, dessen Anliegen seiner

Ansicht nach zuviel Aufwand für die Gesellschaft bedeutet – sowohl in finanzieller

Hinsicht als auch beim „Zugriff“ auf die Mieterinnen und Mieter:

„Wir führen Verhandlungen mit einer Einrichtung, die nennt sich Sophia… Es hat
uns am Vertrag ein wenig gestört, dass wir viel zahlen müssen als
Franchisenehmer. Das würden wir aber machen. Nur haben wir auch das Problem,
wir müssen Datenblätter aufnehmen: ‚Frau Maier - wir möchten Sie gerne
betreuen, was haben Sie für Krankheiten, was nehmen sie für Pillen?’ Wir müssten
also wie beim Arzt  eine Checkliste anlegen. Das ist schwierig, denn erstens
brauchen Sie da eine Mitarbeiterin des Vertrauens, die überhaupt akzeptiert wird.
Zweitens muss es dann technisch weitergeleitet werden zu einer Stelle, die dann
rund um die Uhr die Mieterinnen und Mieter betreut. Aber wir haben das größere
Problem: Die werden sich nie bei uns so outen mit ihren Nöten; das haben wir ja
mit der freien Alten- und Nachbarschaftshilfe in Ennepetal anders geregelt.“

Viele Fachleute halten Wohnungsbauunternehmen für ideale Dienstleisterinnen/

Vermittlerinnen/Marktentwicklerinnen/Vernetzerinnen – denn sie könnten „im großen

Stil„ bestimmte Dienstleistungen anbieten und einfach als weitere Betriebskosten

abrechnen und so den Markt beleben. Theoretisch.
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Praktisch scheint es schon beim Abrechnen von Reinigungsarbeiten der

Gemeinschaftsflächen nicht einfach zu sein – aber es geht. Wenn man nicht nur auf die

Älteren oder Alten setzt. Und wenn klar ist: Bei Nichtgefallen wird ein anderer Anbieter

gesucht – Gerd Westermann:

„Beim Putzen bedienen wir uns, wie gesagt, am Markt, holen Angebote ein von
Hausdienstleistern, und vergleichen die Angebote. Wir sagen dann den
Mieterinnen und Mietern, was an Mieterhöhung bei den Betriebskosten auf sie
zukommt. Und wenn die einverstanden sind, geben wir das in Auftrag. Das nimmt
zu - nicht nur bei Älteren, nein, auch bei den Jüngeren, die berufstätig sind
beispielsweise und Kinder haben, oder allein Erziehende. Die sind dankbar, wenn
man ihnen diese Arbeiten wie Treppenhaus- oder Fenster putzen,
Fahrstuhlreinigung, abnimmt. Es gab auch hier Anregungen im Vorstand und
Aufsichtsrat, ob wir da nicht jemanden einstellen sollen. Aber einfacher ist, es
raus zu geben. Sind die Mieterinnen und Mieter mit der Leistung dann nicht
einverstanden, dann kündige ich den Vertrag und nehme jemand anderen.“

Es bleibt die große Skepsis, ob akzeptable Preise zu erzielen sind, wenn die Mieterinnen

und Mieter zu den Sozialschwachen gehören – Günter Schwarzmann:

„Im Auftrag der Bundeswohnungswirtschaft wurde eine Forschungsarbeit
gemacht, bei der diese haushaltsnahen Dienstleistungen detailliert abgefragt
worden sind und auch, was die Menschen bereit sind, dafür zu zahlen. Da wurde
gesagt: ‚Es wollen so gut wie alle, aber bezahlen wollen oder können’s die Leute
nicht.’ Wir kommen ja vom sozialen Wohnungsbau. Das heißt, bei uns wohnen
sehr viele Leute, die wirklich gering verdienen. Und eine Witwe mit einer schmalen
Rente, für die sind schon 5 € im Monat sehr viel Geld. Wir haben schon bei den
Betriebskosten im laufenden Jahr auf 30.000.- € verzichtet, weil wir uns die
Mieterinnen und Mieter genau angeguckt haben - wer kann das noch, wer kann
das nicht? Wo hast du viele ältere Leute, wo hast du Witwen wohnen
Und bei vielen anderen gilt: Dienstleistung ja! Aber zahlen wollen oder können sie
so wenig wie möglich. Da kommt das Anspruchsdenken unserer Gesellschaft - die
Älteren sind da noch ganz bescheiden, es sind mehr die Jahrgänge, die
nachwachsen. Die haben einfach an den Wohlfahrtsstaat ihre Anforderungen.“

Zwei Fragen bleiben offen:

1. Wenn man nicht selber Dienstleister werden will, bleibt ein Problem: Wer – wenn

nicht die Wohnungsbaugesellschaften – soll denn die Rolle des Vermittlers,

Akquisiteurs, der Referenzen vergeben kann, der Dienstleister sucht und

kontrolliert, ausfüllen?

2. Und wie – wenn nicht angeschoben durch große Unterstützer – soll sich dieser von

allen als äußerst zäh beschrieben Markt der „haushaltsnahen“ Personen

bezogenen Dienstleistungen„ denn sonst entfalten?
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„Nur mit offensiven Strategien kann dieser Arbeitsmarkt

für Berufsrückkehrerinnen erschlossen werden.“

Meinungen und Erfahrungen von Expertinnen im Bereich

Arbeitsmarkt Pflege in der Region

In der Diskussion ging es um die folgenden Kernfragen:

• Welche Gründe gibt es für den Mangel an Einstieg in den Arbeitsmarkt Pflege und was

folgt daraus?

• Unter welchen Rahmenbedingungen ist es Berufsrückkehrerinnen möglich in diesem

Bereich Fuß zu fassen?

• Wer ist die Zielgruppe?

Im Gespräch:
Regine Bleckmann, Beauftragte für Chancengleichheit am Arbeitsmarkt bei der Agentur
für Arbeit Hagen, in übergeordneten Fragen: der Vereinbarkeit von Familie und Beruf bei
beiden Geschlechtern, der Gleichstellung von Frauen und Männern am Arbeitsmarkt
sowie der Frauenförderung im Sinne des Nachteilsausgleichs
Irmhild Borggräfe, Fachliche Leiterin im Arbeitgeberservice der Agentur für Arbeit
Hagen
Sabine Neuhaus, Projektkoordinatorin im Bereich arbeitsmarktnahe Projekte (in der
Alten- und Krankenpflege /Altenpflegehilfe) bei der JobAgentur des Ennepe-Ruhr-Kreises

am 07.Januar 2008 in den Räumen der Kreisverwaltung EN, Schwelm

Vorläufiges Fazit:

Vieles läuft aneinander vorbei auf diesem Arbeitsmarkt Gesundheitsbranche. Da

gibt es Arbeitgeber/innen, die noch zu wenig von Altenpflegehelferinnen wissen

oder – genauso schlecht – Fachkräfte entlassen um sich mit den billigeren

Kräften einzudecken. Da ist die Arbeitsagentur, zu deren Kundinnen die SGB II-

Kundinnen eigentlich nicht gehören. Nur über Engagement und Sonderprojekte

kann für SGB II-Kundinnen etwas getan werden. Da fehlen in der Kommune

Betreuungsangebote, ohne die Familienfrauen nicht arbeiten können. Und da

gibt es Arbeitnehmerinnen, die erst dann auf den Markt zukommen, wenn der

finanzielle Druck so groß ist, dass sie zu schlechteren Preisen arbeiten müssen.

Und so ist es kein Widerspruch, dass das Angebot an offenen Stellen in der

ambulanten Pflege steigend hoch ist, und dennoch gerade die Zielgruppe

Berufrückkehrerinnen hier nur mit besonderer Zusatzanstrengung in Arbeit

kommen kann. Das Berufsfeld ist anspruchsvoll (hohes Maß an
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Selbstständigkeit gefragt), ohne Führerschein ist die Arbeit nicht machbar und

Berufsrückkehrerinnen - in der Regel Familienfrauen - können nur Teilzeit

arbeiten und bekommen automatisch Schwierigkeiten mit Wechselschichten. Es

besteht – mit einem Wort - Handlungsbedarf auf vielen ganz unterschiedlichen

Ebenen. Ohne Vernetzung der Akteurinnen und Akteure und ohne abgestimmtes

Vorgehen wird es nicht gehen.
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These 1:

Berufsrückkehr in die Gesundheitsbranche gelingt nur mit einer

vielfältigen, aufeinander abgestimmten Strategie. Qualifikation ist

nur der Anfang.

Dass es den Arbeitsmarkt Pflege geben wird, und dass er ein wachsender Arbeitsmarkt

ist, daran besteht kein Zweifel. Die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung in diesem

Bereich hat um 7,4% zugenommen, auch der Anstieg der geringfügigen Beschäftigung

um 20% zeigt, dass Bewegung in diesen Markt gekommen ist. Der Gesundheitssektor ist

der zweitgrößte Sektor im Kreis, in dem soziale versicherte Beschäftigung stattfindet. Die

Teilzeitquote im Gesundheitsbereich liegt bei 79%. Eine Zahl die neben der Frauenquote

im Gesundheitsbereich (88,6%) belegt: Frauen haben hier traditionell gute Jobchancen.

Zu höherer Nachfrage nach Fachkräften für die Altenpflege führt der demografischer

Wandel selbst, aber auch der branchentypische häufige Berufswechsel: Innerhalb der

ersten 5 Jahre steigen 20% wieder aus, so die Daten der Agentur für Arbeit.

Die vereinfachte Ausbildung zur Altenpflegehelferin wurde konzipiert, um generell auf

einem niedrigeren Niveau  - wie in der Krankenpflege schon seit Jahren - einen

anerkannten Abschluss anbieten zu können. Das ist hilfreich, denn zu lange

Ausbildungszeiten und gelegentlich auch zu hohe Bildungsvoraussetzungen sind

hinderlich für die SGB II-Kundinnen. Beschäftigungschancen ergaben sich aber im

Anschluss an die Projekte wenn überhaupt nur im Bereich der  400-800 € Jobs. Sabine

Neuhaus hält dennoch eine andere Bewertung von Erfolg in diesem Bereich für sinnvoll

und verweist auf die familiär oft schwierige Situation der Frauen4:

„Ist Erfolg jetzt wirklich nur: ‚zack’ in Arbeit und sozialversicherungspflichtig
beschäftigt und nicht mehr im Bezug von Arbeitslosengeld II? Oder ist ein Erfolg
auch, dass sie eine Ausbildung haben und 400- oder 800-€-Jobs bekommen? Und
vielleicht tatsächlich erst in zwei, drei oder vier Jahren, wenn die Kinder größer
sind, in reguläre Arbeitsverhältnisse kommen? Es sind nun mal überwiegend allein
erziehende Frauen, die in diese Situation kommen durch Trennung und sich dann
was Neues überlegen müssen; wo die familiäre Situation noch gar nicht so
gefestigt ist, dass das dann sofort auch geht!“

Die tatsächlich erreichte Vermittlungsquote von 25% im Anschluss an die

Helferinnenausbildung ist unter diesem Gesichtspunkt ein Erfolg, der aber auch besagt:

Qualifikation in diesem Bereich führt nicht notwendig zu Beschäftigung.

Und ob auf Dauer echte Arbeitsmarktchancen in der Gesundheitsbranche bestehen, ist

noch sehr genau zu prüfen: Das Gesamtbild ist widersprüchlich:

                                                
4 Die Beschäftigungspraxis auf dem Pflegemarkt muss sehr genau beobachtet werden. Die ausgebildete Helferin
ist für Pflegedienste günstiger, was schon erkennbar zu nicht erwünschten Verdrängungseffekten führte (Sabine
Neuhaus).
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Die Zunahme sozial versicherter Beschäftigung und der Anstieg geringfügiger

Beschäftigung im Gesundheitssektor sprechen für Jobchancen. Die Job-Agentur hat

jedoch nach mehreren Ausbildungsgängen ein eher ernüchterndes Ergebnis zu

verzeichnen: Nur wenige gehen anschließend in Arbeit. Als Familienfrauen - oft in

Trennungssituationen - oder allein erziehend, vielfach belastet behalten sie allerdings die

Perspektive erst in ein paar Jahren in Arbeit zu gehen.

Berufsrückkehrerinnen sind aber nicht ohne weiteres bereit in diesen ersten Schritt und

die notwendige Qualifizierung Zeit und Energie zu stecken. Sabine Neuhaus:

„Die Angebote zur Fortbildung oder Umschulung sind da. Das Problem ist eher,
Teilnehmerinnen dafür zu gewinnen, die die richtigen Voraussetzungen haben und
wollen. Sie hätten durchaus gute Beschäftigungschancen, und es gibt auch immer
wieder Mittel vom Land, die man nutzen könnte. Das Problem ist tatsächlich
Frauen dafür zu gewinnen, in diesem Bereich tätig zu werden.“

So sind die Arbeitsmarktchancen aus der Sicht von Sabine Neuhaus groß und zu

wenige können sie derzeit nutzen.

Und auch dort, wo der Einstieg auf den Pflegemarkt über Nachqualifikation gelingt, muss

die Beschäftigungspraxis sehr genau beobachtet werden. Die ausgebildete Helferin ist für

Pflegedienste günstiger. Nicht erwünschte Verdrängungseffekten hat Sabine Neuhaus

hier beobachtet:

„Gesucht werden Fachkräfte. Für die Helferinnen ist das zweischneidig. Manche
Arbeitgeber haben die Altenpflegehilfeausbildung noch nicht so ganz im Blick. Die
sagen: ‚Wir brauchen die nicht, wir arbeiten mit Fachkräften!’. Andere entlassen
jetzt Fachkräfte und nehmen dann nur noch Altenpflegehelferinnen. Da muss man
aufpassen, wie die Entwicklung läuft. Klar ist bislang nur: Arbeitsplatzsicherheit
gibt es wohl nur mit der Fachkraftausbildung, da reicht meistens eine
Altenpflegehelferausbildung nicht.“

Wer die echte Pflegerinnenausbildung hat, ist keinen Tag arbeitslos. Der aktuelle

Arbeitsmarkt ist durchaus aufnahmefähig – gute Qualifikation vorausgesetzt.
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These 2:

Kinderbetreuung, Führerschein, Arbeitszeiten – der Rahmen muss

stimmen.

Ordnet man die drei Haupthemmnisse der Arbeitsaufnahme nach oder während der

Familienphase den Beteiligten zu, ergibt sich ein sehr einfaches Handlungsmodell, das

alle einschließt:

1. Berufsrückkehr fördern bedeutet für die Kommune: der erweiterten Zielgruppe

müssen Lösungen für das Betreuungsangebot für die Kinder geboten

werden. Hier ist derzeit und kurzfristig keine Offensive in Sicht.

2. Wenn der fehlende Führerschein (nach den Erfahrungen der Agentur für Arbeit)

ein zentrales Hemmnis für die Arbeit in ambulanten Diensten ist, wäre hier auch

die Initiative der Berufsrückkehrerin selbst gefragt.

3. Bewegung ist auch auf Trägerseite erforderlich. Es fehlen Teilzeitangebote

zu den Zeiten (8:00 bis 12:00 Uhr), die sich die Frauen wünschen. Es fehlen ihnen

zu anderen Zeiten entsprechende Betreuungsangebote. Berufsrückkehrerinnen

ziehen sich zurück, wenn die Rahmenbedingungen nicht passen.

Es gibt verschiedene Antworten darauf, warum der expandierende Pflegemarkt noch ein

schwieriger Arbeitsmarkt für Berufsrückkehrerinnen ist. Zu den Antworten gehört auch,

so Irmhild Borggräfe, die Belastungen, die mit der Pflegearbeit verbunden sind.

Insbesondere die ambulante Pflege hält sie für eine unterschätzte Aufgabe. Zu den

besonderen Herausforderungen gehört die hohe soziale und fachliche Kompetenz: alleine

vor wechselnden Patientinnen und Patienten. Dazu die Tatsache, dass nach der

Familienphase das Arbeitsfeld sehr „familienähnlich“ ist und nicht gerade die Perspektive

auf Abwechselung bietet. Dies dürfte ein zentraler Grund für häufige

Ausbildungsabbrüche (S. Neuhaus) sein. Hier erklärt sich möglicherweise zum Teil auch,

warum Stellen in der ambulanten Pflege schwierig(er) zu besetzen sind. Dazu kommen,

so Irmhild Borggräfe, die praktischen Anforderungen des Berufsfeldes:

„Oftmals scheitert es schon an dem fehlenden Führerschein. Die müssen
mobil sein, es gibt keinen Fahrer, und das sind typische Hemmnisse. Und dann
suchen sie Voll- bzw. Teilzeit, versicherungspflichtig halt, und da liegen die
nächsten Schwierigkeiten; wobei Teilzeit relativ wenig ist. Da kommt dann der
Konflikt mit Berufsrückkehrerinnen, die oftmals nur Teilzeit können, begrenzte
Arbeitszeiten brauchen - und im Pflegedienst ist halt Wechselschicht, zumindest
Zweischichtsystem; und das lässt sich oftmals nicht ineinander verknüpfen.“

Arbeitszeit ist auch aus der Sicht von Regine Bleckmann das zentrale Thema und

Haupt-Problem. Sie verweist auf die Zahlen einer bundesweiten Befragung von 1.000

Berufsrückkehrerinnen: Die meisten (68%) wollen in der Regel die klassische Teilzeit-

Variante von 8:00 bis 12:00 Uhr. In Gesprächen mit Kundinnen hilft da auch der Hinweis
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auf Servicezeiten oder auch Ladenöffnungszeiten wenig. Es gibt hier noch zu wenig

Bereitschaft über mögliche alternative Lösungen nachzudenken.

Ein ungelöstes Problem allerdings, dessen Lösung nicht die Berufsrückkehrerinnen zu

verantworten haben, ist der Mangel an flexibler Kinderbetreuung. Von den Kindergarten-

Öffnungszeiten, über fehlende Hortbetreuung und Nachmittagsbetreuung bis zur

Ganztagsschule liegen hier die eigentlichen Hemmnisse für den Wiedereinstieg. Der

Arbeitsmarkt selbst ist für  derartige Beschäftigungschancen nicht flexibel genug. Im

Ennepe-Ruhr-Kreis waren durchschnittlich 2006/2007 nur ca. 200 Teilzeitstellen im

Bestand (der Arbeitsagentur). Aber auch die Teilzeitstellen sind mit fachlichen

Anforderungen verbunden – Regine Bleckmann:

„Um diese Stellen besetzen zu können, ist eine adäquate Qualifikation
erforderlich. Die Ergebnisse der Kundenbefragung haben gezeigt, dass über 40%
der Berufsrückkehrerinnen länger als drei Jahre nicht beruflich tätig waren.“

Mit einer guten Qualifikation, mit Kinderbetreuung und mit familienfreundlichen

Arbeitszeiten aber sind, so das Fazit von Regine Bleckmann, die

Berufsrückkehrerinnen für einen beruflichen Wiedereinstieg zu gewinnen. Sie

überschauen die schwierigen Rahmenbedingungen sehr genau:

„Die melden sich bei uns, werden dann auch umfassend informiert und beraten -
und stellen dann oftmals ganz einfach fest: Nein, die Rahmenbedingungen
weichen ab , passen  nicht in das familiäre Umfeld. Und dann ziehen sie einfach
ihr Angebot auch schon mal wieder zurück, sprich: gehen in die stille Reserve.“

Hier sind auch verstärkte Anstrengungen der Arbeitgeber gefragt. Ihnen fehlen, so

Regine Bleckmann, oft noch  nötige Informationen über Möglichkeiten

familienfreundlicher Maßnahmen vor dem Hintergrund des zukünftigen

Fachkräftebedarfs.

„Familienorientierte Personalpolitik haben viele Arbeitgeber für sich noch nicht als
notwendig erkannt, obwohl es schon Bereiche gibt, wo Fachkräftemangel herrscht.
Es wäre sinnvoll, dass Arbeitgeber langfristiger planen und die eine oder andere
Maßnahme im Betrieb umsetzen. Hier müssten wir auch verstärkt  im Netzwerk
daran arbeiten,  die Arbeitgeber entsprechend zu  informieren, Anregungen und
Impulse zu  geben.“

Optimale Kinderbetreuung ist ein Schlüssel zum Erfolg aus der Sicht von Regine

Bleckmann. Sie plant ein Fachgespräch mit den Familienzentren und prüft

Möglichkeiten, die Unternehmen verstärkt anzusprechen:

„Unternehmen müssen sich noch weiter öffnen. Dem prognostizierten
Fachkräftemangel kann so am ehesten begegnet werden. Außerdem wird die
Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu einem wichtigen Standortfaktor für
heimische Unternehmen.“
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These 3:

Die aktuelle Arbeitsmarktdefinition grenzt zurzeit viele

Berufsrückkehrerinnen aus. Effektive Förderung der

Berufsrückkehr muss alle Frauen mit Familienpflichten erreichen.

Die Arbeitsagentur hat eine klare gesetzliche Definition von Berufsrückkehr: Es sind

Frauen und Männer, die wegen Vereinbarkeitsproblemen die Beschäftigung unterbrochen

haben und in angemessener Zeit danach in die Erwerbstätigkeit zurückkehren wollen.

Diese - bei den Arbeitsagenturen geführten Kundinnen und Kunden - haben zu 87%

einen Berufsabschluss. Sie wollen und können, ggf. mit Nachqualifizierung, in den

erlernten Beruf zurück.

Auf der anderen Seite gibt es auch  im SGB II Personen mit Familienpflichten. Sie können

zwar grundsätzlich auch beraten und vermittelt werden, bleiben aber in der Regel in

Betreuung der Job-Agentur.

 Darüber hinaus gilt es aber auch die Frauen, Mütter oder (noch) Hausfrauen  zu

ermutigen sich bei der Agentur für Arbeit zu melden, da Sie ansonsten von der

Vermittlung und entsprechenden Arbeitsmarktprojekten ausgeschlossen sind – es sei

denn, sie zahlen ihre Fortbildung aus eigener Tasche. Regine Bleckmann: „Interessierte

Frauen sollten so früh wie möglich das Dienstleistungsangebot der Agentur für Arbeit in

Anspruch nehmen.“

Für die Vermittlung der Berufsrückkehrerinnen aus dem SGB II –Bezug ist nicht die

Arbeitsagentur mit ihrem Zuständigkeitsbereich sondern die Jobagentur die richtige

Adresse.

Die Agentur für Arbeit engagiert sich auch dafür, Arbeitsplätze sicher zu machen:

Betriebliche Weiterqualifizierungen, die z.B. durch aktuelle Trends in der

Gesundheitsbranche (Demenzbetreuung)  erforderlich werden, können durch besondere

Förderprogramme, die die Agentur für Arbeit für Unternehmen anbietet (Weiterbildung

Geringqualifizierter und beschäftigter älterer Arbeitnehmer/innen in Unternehmen

(WeGebAU)), gefördert werden.

Arbeitgeber werden über die Möglichkeiten der betrieblichen Weiterqualifizierung

informiert, damit nicht das Muster greift: lieber entlassen und sich dann am Markt die

„richtigen“ Kräfte besorgen. „Hier sind offensive Strategien gegenüber den Arbeitgebern

gefragt“, sagt Regine Bleckmann. Betriebliche Weiterqualifizierung ist aus ihrer

Perspektive ein wichtiges Instrument, um bestehende Arbeitsplätze zu sichern. Auch

Berufsrückkehrerinnen können von diesem Qualifizierungsprogramm profitieren.
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Eine Analyse des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung(IAB-Kurzbericht

23/2007) stellt hierzu fest, dass dieses präventive Förderinstrument bislang jedoch nur

von wenigen Betrieben eingesetzt wird.
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„Der Bedarf ist eigentlich größer. Aber die Hürde ist sehr

groß, über die die Leute springen müssen.“

Was ehrenamtliche Unterstützungsnetzwerke leisten –
und wo ihre Grenzen sind

Es gibt sie in einigen Orten im Kreis, ihre Namen variieren – Seniorennetzwerke, in

denen jüngere Seniorinnen und Senioren Älteren zur Seite stehen. Organisiert werden sie

von ebenfalls ehrenamtlich Tätigen. Wir wollten für das Thema „Jobchancen“ von

Berufsrückkehrerinnen vor allem wissen:

• Wie arbeiten die Ehrenamtlichen?

• Gibt es mehr Bedarf, den sie bei ihrer Arbeit entdecken – und wie gehen sie damit

um?

Am Gespräch nahmen teil:

Ferdinand Schmitz, Senioren-Zeit-Hilfe (SZH), Hattingen

Hans Sturhan, Koordinator des Gevelsberger Seniorenservice (GSS)

am 06. Februar 2008 in den Räumen der Kreisverwaltung EN, Schwelm

Ein paar Informationen zu den beiden Organisationen:

Die SZH hat Ferdinand Schmitz 2004 als Verein gegründet, seit 2005 organisiert der

Verein „nachbarschaftliche Besuchsdienste„. Der Verein finanziert sich ausschließlich über

(möglichst regelmäßige) Spenden (zu denen auch die „Kundinnen und Kunden„ gebeten

werden) – gewünscht sind 5.- € pro Monat. Das Besondere für die Ehrenamtlichen: Sie

können durch ihre Einsätze „Punkte„ sammeln, die ihnen auf einer Urkunde bescheinigt

werden. Und sie bekommen nicht nur Schulungen, sondern auch Supervision. Ferdinand

Schmitz würde am liebsten die SZH bundesweit aktiv sehen, sodass Senioren ihre Punkte

beim Umzug „mitnehmen„ könnten. Ein Kochbuch für Nachahmer/innen, wie man

eine SZH aufbaut und organisiert, ist in Arbeit. Über 1500 Besuche hat die SZH

bisher in Hattingen geleistet. Zurzeit werden 21 Menschen von 23 Ehrenamtlichen

betreut. Es gibt ein Vereinsbüro (in der Hüttenstraße) und Telefonzeiten (DI und FR von

10:00 bis 12:00 Uhr). Einmal monatlich gibt es das „SZH-Erzähl-Kaffee“.
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Der GSS (Gevelsberger Senioren Service) ist eine Initiative der Arbeitsgemeinschaft

der Freien Wohlfahrtverbände in Gevelsberg. So können sich die Aktiven die lästige

„Vereinsmeierei„ (Gemeinnützigkeit, Finanzamt) vom Hals halten. Doch die Idee entstand

(vor allem bei Hans Sturhan) in der Wandergruppe „aktiv ab 50„. Am Anfang waren es

zwei, dann waren es zehn und heute sind es über 25 Frauen und Männer, die für die GSS

ehrenamtlich arbeiten. Die GSS-„Leistungen„ gliedern sich vor allem in die so genannte

„technische Hilfe„ und die „Betreuung„, es gibt aber auch „Formularhilfe„. Hans Sturhan

ist Koordinator. Erreichbar ist der GSS über zwei Handys – getrennt für die beiden

„Leistungsbereiche„. Telefonzeiten sind Montag bis Freitag von 9:00 bis 12:00 Uhr. In

2007 erhielt der Verein Spenden in Höhe von rund 400 €.

Die Zahlen von 2007 zeigen bei der GSS folgende Verteilung der Einsätze:

282 Begleitungen (Arzt, Einkaufen etc.), 157 Gespräche im Haus, 49 Formularhilfen und

110 technische Hilfestellung.

Beide Organisationen legen großen Wert darauf, niemandem „die Arbeit

wegzunehmen“ – weder den Handwerkern noch Pflegediensten oder anderen

Anbietern.

Dafür haben sie sich klare Regeln gegeben, sorgen für Unfall- und

Haftpflichtversicherung (über die Gemeinde) und erstatten zwar Fahrtkosten,

zahlen aber keinerlei Aufwandsentschädigungen nach Stundensätzen.

Quintessenz des Gesprächs für unser Thema:

Vor allem Ferdinand Schmitz hat den Eindruck, dass der Bedarf nach

Unterstützungsleistungen eigentlich „objektiv„ größer ist. Dass aber die Hürde

sehr groß ist, ihn zu äußern. Weil man nicht zugeben will, Hilfe zu benötigen

oder „nicht weiß, wer dann kommt„.

Die ehrenamtlichen Organisationen müssen außerdem darauf achten, ihre

Mitarbeitenden weder zu über- noch zu unterfordern. Das heißt, sie versuchen

keine „aggressive„ Akquisition.

Interessantes Detail: Trinkgelder geben die Kundinnen und Kunden eher für

„technische Hilfen„. Also gilt auch im Ehrenamt: Nur das ist „echte Arbeit„ –

Männerarbeit eben? Während „Frauenarbeit„ wie Begleitung, Besuche keine

Arbeit ist?
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These:

Das Markterschließungspotenzial der ehrenamtlichen

Seniorendienste ist enorm. Manche sehen sie daher auch als

Konkurrenz.

Natürlich sehen sie sich so nicht: als Marktentdecker und -erschließer – damit dann

andere „Geld verdienen„ können.

Aber sie sind sehr, sehr nah an den Kundinnen und Kunden – ohne dass die gleich

Angst haben müssen, man wolle ihnen etwas „verkaufen“. So haben sie die

Chance zu entdecken, wo eigentlich mehr Hilfe angebracht wäre, als „die Alten„ zugeben.

Und weil sie die Freiheit des Ehrenamtes haben, können sie sachte vorgehen – wenn z.B.

Angehörige sich bei ihnen melden. Ferdinand Schmitz:

„Zur Hälfte melden sie sich in eigener Sache, die andere Hälfte sind die
Angehörigen. Die sagen: ‚Die Mutter müsste eigentlich…’ Und da muss man sehr
aufpassen, denn ich will von denen, um die es geht auch hören, dass sie das
wollen. Dass die Tochter oder der Sohn das gerne hätten, ist oft genug der Fall
und objektiv auch oft richtig. Oft genug bin ich hingegangen und die Mutter sagte
dann: ‚Ne, will ich nicht, brauch ich nicht.’ Deswegen will ich das von denen schon
am Telefon hören, dass sie wirklich den Wunsch haben. Dann gehe ich als erster
alleine dahin, rede mit denen, höre ein bisschen die Lebensgeschichte, nimm das
mit in die nächste Helferrunde und habe mir meist schon jemanden ausgedacht,
der das machen könnte… nichts wird da in großer Eile bewerkstelligt. Da muss
man sich auch Zeit geben, und das geht eigentlich ganz gut.“

Doch auch die freiwilligen Dienste müssen „Werbung machen„. Von allein spricht sich

nicht herum, dass es sie gibt – und dass man ihnen vertrauen kann. Sie nutzen

Kirchenblättchen und die Servicespalten der Tageszeitung, sie halten Vorträge und

suchen den Kontakt zu den Profis – zu Handwerkern, Pflegediensten etc.

Dabei achten sie sehr genau darauf, keinem die (bezahlte) Arbeit wegzunehmen. Im

Fokus sind dabei allerdings vor allem Taxiunternehmen, Handwerksbetriebe ,

Reinigungsfirmen oder Pflegedienste. Ferdinand Schmitz:

„Wir machen keine professionellen Dinge, da achten wir drauf. Wir leisten keine
medizinischen, keine pflegerischen, keine echten handwerklichen Dinge. Keine
regelmäßigen Putzarbeiten, so was machen wir nicht, auch keine Steuerberatung
oder Rechtsberatung.“

Die Reaktionen der Profis sind unterschiedlich - wie Hans Sturhan bemerken musste.

Positive Erfahrungen machte er mit örtlichen Handwerkern bei der Schulung der

ehrenamtlichen technischen Helfer:

„Bevor wir starteten, wollten wir ja einheitliche Kenntnisstandards erzielen: ‚Was
ist wichtig, was könnt ihr machen, was lasst ihr besser sein?’ Da hatte ich spontan
zwei Handwerksmeister, einen Elektriker und einen Sanitärinstallateur gefragt,
und beide haben spontan, ganz offen zugesagt; sie haben dann sozusagen die
Einführung in das Fach gemacht. Dabei ging es ihnen weniger um das Signal:



50

‚Verderbt uns nicht das Geschäft!’, sondern mehr darum, womit eine Laie seine
Fertigkeiten überschätzt und welcher Murcks dabei rauskommen kann.“

Negative Reaktionen erlebte er allerdings – ganz anders als Ferdinand Schmitz in

Hattingen - bei Pflegediensten in Gevelsberg:

„Das müsste man mal festhalten, dass die Situation im Bezug auf die
Zusammenarbeit mit den Pflegediensten in Hattingen anders zu sein scheint als in
Gevelsberg. In Gevelsberg ist es leider so, dass wir da regelrecht von den
Pflegediensten geschnitten werden. Von den Pflegediensten wird uns kein Fall
übermittelt zur Betreuung. Man muss ja ganz klar differenzieren zwischen Pflege
und Betreuung. Es liegt ja sehr nahe, dass in vielen Pflegefällen auch eine pers.
Betreuung notwendig wäre, die unterbleibt aber mangels Meldung.“
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Frage:

Wer gestaltet und entwickelt einen Mix aus ehrenamtlichen und

bezahlten Tätigkeiten – und nutzt dazu die Kompetenzen aus dem

Ehrenamt?

Die beiden Koordinatoren sind skeptisch, was die möglichen Preise auf dem potenziellen

Begleitungs- und Unterstützungsmarkt betrifft. Dennoch: Auch sie haben Beispiele dafür,

dass, wenn erst einmal die „einfachen Hilfen„ der Ehrenamtlichen in Anspruch genommen

wurden, auch die Bereitschaft wachsen kann, bezahlte Dienstleitungen zu suchen. Auch

hier sind die Angehörigen Motor. Ferdinand Schmitz:

„Ich denke, die Bereitschaft auch dafür das Geld auszugeben, wenn sich da ein
gutes Verhältnis entwickelt, die ist mit Sicherheit da; und ich spreche das von mir
aus immer wieder an und frage auch nach: ‚Haben Sie eventuell die Mittel,
jemanden anzusprechen, der sich anbietet?’ …Im Moment haben wir einen
Überhang an Ehrenamtlichen. Das ist nicht immer so gewesen, das schwankt…das
ausgeglichen zu halten, ist nicht so ganz einfach…Ganz am Anfang hat sich eine
Dame gemeldet, eine ehemalig Wirtin. Eine Helferin hat sich dann die ganzen
Jahre um sie gekümmert, aber da musste noch ein bisschen mehr passieren…Und
da war auch das entsprechende Geld da. Dann hat die Nichte sich eingesetzt,
dafür gesorgt, dass jemand, der bezahlt wird, regelmäßig dahin kommt.“

Hans Sturhan ist skeptischer, was Bedarf und Zahlungsbereitschaft betrifft – außer

vielleicht bei den technischen Diensten:

„Ich glaube, im Betreuungsbereich ist da so gut wie nichts möglich. Ich habe
ihnen mal diesen Flyer mitgebracht: Da bieten sich zwei Damen an als
Gesellschafterinnen mit 10, 12 € die Stunde. Wie hoch der geschäftliche Erfolg
dieser Damen ist, kann ich nicht sagen. Da liegt aber glaube ich die Schwäche,
wenn man jede Minute bezahlen muss, dann wird man sich ja diesen Luxus einer
Gesellschafterin, wie sie früher an Adelshöfen war, sicherlich nicht als normale/r
Rentner/-in leisten. Und was wir auf der technischen Seite erleben ist, dass wir da
relativ viele freiwillige Spenden bekommen für geleistete Kleinigkeiten, für die
man sich keinen Handwerker extra kommen lässt. Im Betreuungsbereich war der
Spendenanteil geringfügig. Also das ist offenbar der Bereich, wo man nicht die
schnelle Mark machen kann. Ich denke, wenn, dann ist das eher der technische
Bereich. Der ist natürlich auch weitgehend schon abgedeckt durch Ich-AG’s und
ähnliches.“

Doch es gibt einen Bereich, in dem auch Hans Sturhan die Grenzen ehrenamtlicher

Unterstützungsmöglichkeiten erlebt: Beim Thema Demenz. Hier sieht er am ehesten

Chancen für Tätigkeiten, die die Pflegekassen bezahlen:

„Das ist ein Feld, das wir in der 2. Hälfte des ersten Jahres doch verstärkt
aufnehmen mussten. Wir wollten es ursprünglich gar nicht, aber man kommt nicht
darum herum. Das ist ein Feld, wo ich tatsächlich auch für berufsmäßig Tätige
Chancen sehe. Da ist ja oftmals ein so quälender Betreuungsbedarf, dass da
durchaus auch die Bereitschaft da ist, dies bei entsprechender Qualifikation und
angemessenem Rahmen dann auch zu bezahlen. Unsere Dienstleistungen sehen
zum Beispiel so aus:
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Da sind zwei Paare, die Frauen sind altersbedingt weniger mobil. Die Männer sind
körperlich sehr mobil, aber dement. Die Folge ist: Die Frauen achten darauf, dass
die Männer im Haus bleiben, damit sie sich draußen nicht verirren oder Unsinn
machen. Die weitere Folge ist: Die Männer werden „ösig“. Der Dampf im Kessel
wird immer stärker. Wir gehen dann z.B. regelmäßig mit denen spazieren oder
schwimmen gehen. Dann sind die Männer ausgeglichener - das reicht dann schon
einmal für die Woche. Das ist etwas, worauf der Betreffende sich freuen kann,
bewusst oder nur noch intuitiv.
Bei Frauen ist es meistens so, dass diese große Mobilität nicht mehr da ist. Wir
haben durchaus schon erlebt, dass eine Frau, die nur noch zu Hause saß, nur noch
griesgrämig sich notdürftig versorgen ließ, dass die sich jetzt fein macht, weil sie
nämlich wöchentlich mit ihrer Betreuerin in die Stadt geht. Es ist nicht nur ein
feines Bild, die Wirkung ist auch frappierend.
Und wir sehen auf der einen Seite die echte, berufsmäßige Leistung, auf der
anderen Seite steht eine wichtige Entlastung von einer ansonsten für die
Angehörigen etwas quälenden Betreuungsarbeit. Da wäre durchaus auch
Bereitschaft für Bezahlung gegeben, zumal dann ja auch meistens eine Pflegestufe
vorliegt.“

Offen bleibt die Frage, ob die Erfahrungen und Einschätzungen der

ehrenamtlichen Initiativen nicht nur den Freiwilligenzentralen (wie in

Hattingen), der AG der Wohlfahrtsverbände (wie in Gevelsberg) oder in anderen

„einschlägigen„ Gremien bekannt genug sind – und genutzt werden:

• Interessiert sich die Wirtschaftsförderung für ihre

„Marktbeobachtungen“?

• Oder die Arbeitsagenturen oder Jobcenter?

• Oder die Qualifizierungsträger?

• Wie ließe sich die Kooperation mit den gemeinnützigen oder gar privaten

Pflegediensten verbessern?

• Wie erfährt die „Gesellschafterin in Gründung“ vom Wissen der

Ehrenamtlichen?
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„Das Interesse des Handwerks muss geweckt werden.“

Gespräch mit Claudia Franke, Geschäftsführerin

Kreishandwerkerschaft Ennepe-Ruhr und Elke Allenstein,

Unternehmerfrauen im Handwerk

Noch setzt sich das Handwerk mit dem Demografiethema – von Ausnahmen abgesehen –

nur zögerlich auseinander. Denn drängende Probleme mit unzufriedenen Kundinnen oder

Kunden oder fehlende Nachfrage scheint es nicht zu geben.

Viele Handwerker arbeiten noch in bekannten Strukturen des Betriebes mit vier bis fünf

Mitarbeiter/innen, finden auch noch Auszubildende und ärgern sich höchstens über das

Bildungsniveau der Schulabgänger. Man arbeitet in der Mehrzahl für Privatkundschaft,

und überlebt haben auf einem bereinigten Markt nur diejenigen, die in technische

Modernisierungen investiert haben.

Wie nah ist man wirklich „am Kunden/an der Kundin“? Was weiß man über sie,

das über einen aktuellen Auftrag hinaus geht? Claudia Franke:

„Die Umstellung des Betriebes auf moderne Dienstleistung und
Produktentwicklung stellt sich als Herausforderung dar. Die Akquise von
Kundinnen und Kunden und der Verkauf des Handwerks als Dienstleistung müssen
einen Großteil der Gesamtarbeit des Handwerkers ausmachen. Vielen fehlt jedoch
das Know-how einer wirklich aktiven Akquise, manchen fehlen die Ideen und auch
das Problembewusstsein: dafür, was die neuen/alten Kundinnen und Kunden
verlangen. Durch Beobachten und Hinhören ließe sich erfahren, wo der Bedarf des
Marktes liegt, was noch gefragt sein könnte, welche Kundenwünsche schlummern
und worauf es den  Älteren bei der Abwicklung von Aufträgen ankommt
(zuvorkommend bedient werden, saubere Baustelle...etc.)“

Offener zeigen sich jüngere Betriebsnachfolger und -nachfolgerinnen, bei denen man mit

Fortbildungsangeboten in Sachen Akquise und Service auf offene Ohren trifft. Alle

Betriebe brauchen praxisnahe Projekte, die für den Betriebsalltag Wege aufzeigen, wie

man sich an der Entwicklung des Marktes beteiligen kann.

Das Thema Demografischer Wandel „verkauft“ sich in der Handwerkerschaft noch sehr

schleppend. Ein angedachtes Projekt  der Wirtschaftsförderungsagentur Ennepe-Ruhr

(EN-Agentur) könnte hier helfen zu sensibilisieren. Daraus sollte ein Instrument zur

passgenauen Schulung dieser Zielgruppe entwickelt werden. Im Kern geht es dabei um

Kommunikationsfähigkeiten, die an vielen Punkten nicht genügend ausgeprägt und

ausgefeilt sind, zum Beispiel, weil eine Nachfrage bei den Kundinnen und Kunden von

vielen Handwerkern als „Anbiederung“ missverstanden wird: Viele müssen erst lernen,
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dass Nachfragen und Kundenpflege („Waren Sie zufrieden? Kann ich sonst noch was für

Sie tun?“) probate Akquisestrategien sind. Auch die Themen Preisklarheit und

Angebotsgestaltung spielen in Diskussionen mit Kundinnen und Kunden immer wieder

eine Rolle. Das fängt bei konkreten Stundensätzen und -kalkulationen an und hört beim

Verhandeln über Angebote mit den Kund/innen noch lange nicht auf.  Auch wenn

Kundengespräche nicht in Rechnung gestellt werden können, sind sie doch für die

Entwicklung neuer Angebote oder Serviceleistungen nicht „umsonst“ geführt worden.

Unternehmerfrauen: Zentrale Rolle erkannt?

Eine wichtigere Rolle könnten dabei in Kleinstbetrieben auch die Unternehmerfrauen im

Handwerk spielen. Für Auftragsvergabe, Akquise und Abwicklung ist zwar in der Regel

der Ehemann zuständig, die Frau übernimmt das „Buchführungsgeschäft“. Ihr Einfluss

auf betriebliche Strategien könnte für die Ausrichtung des Betriebes in die Zukunft

sinnvoll sein.

Warum nicht mitgehen und auf die „Stimmung im Haus des Kunden/der Kundin“ achten?

Warum nicht fragen, wo den Kundinnen und Kunden noch der Schuh drückt – über den

aktuellen Auftrag hinaus?

Warum keine regelmäßigen Befragungen organisieren?

Warum nicht persönliche „Besonderheiten“ von Kunden und Kundinnen notieren – um

darauf reagieren zu können?

Und warum dann nicht als Entlastung fürs Büro oder zur Übernahme der Kundenpflege

eine Berufsrückkehrerin – und sei es anfangs auf 400-€-Basis – beschäftigen?

Vielleicht auch in Kooperation mit anderen Betrieben?
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„Wir haben gute Chancen, die Entwicklung des Marktes zu

vermasseln.“

Meinungen und Forschungsergebnisse des IAT zum Zukunftsmarkt

Pflege und haushaltsnahe Dienstleistungen.

Auf drei Kernfragen wurden im Gespräch Antworten entwickelt:

• Was darf die Arbeitsstunde im Haushalt kosten?

• Was hilft gegen den Trend zur Schwarzarbeit auf diesem speziellen Markt?

• Was hilft einem Markt auf die Sprünge, der eigentlich längst da sein sollte?

Am Gespräch beteiligten sich:

Peter Enste Mitarbeiter im Forschungsschwerpunkt Gesundheitswirtschaft und
Lebensqualität/ Aufgabenfeld: Seniorenwirtschaft
Rainer Fretschner, Mitarbeiter im Forschungsschwerpunkt Gesundheitswirtschaft und
Lebensqualität am IAT / Forschungsschwerpunkt: demografischer Wandel,
Seniorenwirtschaft und Gesundheit
Dr. Josef Hilbert, IAT, Direktor des Forschungsschwerpunktes Gesundheitswirtschaft
und Lebensqualität / Arbeitsschwerpunkte: Seniorenwirtschaft und
Haushaltsdienstleistungen

am 06. Februar 2008 in den Räumen des IAT, Gelsenkirchen

Ergebnisse zum Einstieg in die Diskussion:

Hausarbeit ist normalerweise Familienangelegenheit, wird kostenlos erledigt

und ist im Krisenfall eine Sache von guter Nachbarschaft. Bezahlt wird nicht. Es

ist nicht nur dieses Missverständnis, das einer vernünftigen Entwicklung des

„Silbernen Marktes“ entgegensteht. Dieser Markt braucht Initiative, Ideen und

Entwickler/innen, die bereit sind in Vorleistung zu gehen – am besten mit

Rückenwind durch Förderung. Waren und Serviceleistungen für eine heterogene

Kundschaft gilt es erst noch zu entwickeln. Manche können sich Luxus leisten,

andere nur das Notwendigste, wieder andere – die Angehörigen – wollen

Entlastung auch vom schlechten Gewissen. Vielen von denen, die Kunden

werden könnten, fehlt zurzeit noch das Vertrauen, der Überblick und

Entscheidungsmöglichkeiten.
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These 1:

Die Nachfrage stimmt - wenn der Preis stimmt. Zwischen

Dumpinglöhnen für Hausarbeit und Stundensätzen um die 20 €

gibt es Rationalisierungspotential – unternehmerische Phantasie

vorausgesetzt.

Wie teuer muss eine Stunde Hausarbeit sein? Wie ist die Kosten/Nutzen-Rechnung von

Vorlesen und Handreichungen oder Begleitung zum Arzt? Die diversen Tätigkeiten unter

dem Stichwort „haushaltsnahe Dienstleistungen“ werden auch zurzeit schon gebraucht,

aber noch nicht bezahlt. Zu teuer? Die betriebswirtschaftliche Rechnung von Dr. Josef

Hilbert sieht so aus: „Die Stundensätze müssen auf jeden Fall zwischen 16 und 20 Euro

liegen. Das ist der Preis, der bezahlt werden muss oder den die Unternehmen nehmen

müssen, damit sie marktfähig bleiben können.“

Bislang konnte man sich über die eigentlich notwendigen Stundensätze noch täuschen.

Dienstleistungsagenturen waren als Gründerprojekte noch mit Fördergeldern am Markt

und arbeiteten gut, solange es die Förderung gab.

Belege dafür:

 das Projekt Silberdienste5 / NRW-weit durchgeführt

 Projekte der Verbraucherzentrale NRW (Heike Nordmann), in denen

hinterfragt wurde, ob haushaltsnahe Dienstleistungen finanzierbar sind,

welche Qualifizierungsbedarfe und welche Fördermöglichkeiten es gibt,

wenn 1-Euro-Jobs im Haushalt nicht mehr subventioniert werden

 Das IAT befragte im Rahmen eines WHO-Projektes Senior/innen u.a. auch

zum Thema Wohnen und haushaltsnahe Dienstleistungen. Ein Ergebnis:

Haushaltsnahe Dienstleistungen werden eigentlich gewünscht, sind aber

durchgängig zu teuer.

Fazit IAT: Der Bedarf besteht, aber die Senior/innen sind nicht bereit, die

jetzigen Marktpreise zu bezahlen. Rainer Fretschner:

„Da bewegt sich bislang noch gar nichts. Es wird nur nachgefragt, wenn es
irgendeine Form der Subventionierung oder der Förderung gibt, und die Dienste
sind erfolgreich, solange diese Förderung besteht. Sie brechen zusammen, so bald
diese Subventionierung aussetzt. Das war das Ergebnis der Silberdienste und das
sind die Ergebnisse der Verbraucherzentrale.“

                                                
5  Ein Projekt zum Aufbau vernetzter, quartiersbezogener Dienstleistungsangebote in NRW;
www.silberdienste.de
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18 Euro die Stunde sind für viele noch unvorstellbar – vielleicht auch, weil in

Verbraucherumfragen die Zahl 50 (früher DM heute Euro) als grobe Richtschnur für die

meisten besteht: Mehr sollen haushaltsnahe Dienstleistungen im Monat nicht kosten. Die

zögerliche Nachfrage muss auf längere Sicht und mit entsprechender Strategie erst

geweckt werden. Peter Enste:

„Die Erfahrungen aus dem wohnungswirtschaftlichen Bereich sind die, dass der
Appetit beim Essen kommt. Leute, die Erfahrungen haben, also wissen, was solche
Maßnahmen bewirken, die geben dann höhere Preise als akzeptabel an. Da kommt
dann der Appetit beim Essen.“

Zu den Appetit anregenden Maßnahmen gibt es aber – naturgemäß – kein

funktionierendes Handlungsmodell. Zwei Strategien sind grundsätzlich denkbar: Die

Preise müssen runter oder der Appetit muss gesteigert werden – samt der

entsprechenden Zahlungsbereitschaft.

Wie und wann bewegt sich hier was?

Drei mögliche Strategien nennt das IAT:

 In einer Stadt in NRW bewährte sich die offensive Diskussion über das

Thema Schwarzarbeit. Darüber schafften es Unternehmen offenbar, so

Josef Hilbert, sich gegenseitig in die Pflicht zu nehmen:

„In einer solchen, mittelgroßen Verwaltungsstadt kennt man sich. Da kann man
immer noch sagen: ‚Also wenn du jetzt weiter schwarz bezahlst, oder das alles
schwarz machst, dann reden wir auch darüber.’ Das kann in bestimmten Kreisen
zu Problemen führen, und da entsteht so etwas wie sozialer Druck. Das wirkt
durchaus und dann kann es sein, dass plötzlich eine kritische Masse dafür
zustande kommt, dass vernünftige Preise gezahlt werden können.“

In diesem Fall hat das Modell offenbar gegriffen. Dort heißt es: „Wenn wir den

Qualitätsstandard halten können, sind die Leute durchaus bereit 18, 19 € die Std.

zu zahlen.“

 Auf lange Sicht überzeugt auch die Qualität der Angebote. Dann wird die

Preisfrage hintan gestellt, sagt Josef Hilbert:

„Da darf die Wohnung nicht mies aussehen hinterher, es darf nicht zu
Unregelmäßigkeiten kommen, und die Reinemachfrau darf nicht ständig ausfallen.
Da müssen ordentliche Qualitätsstandards durchgehalten werden, sonst kann man
das nicht durchhalten. Es muss also eben beides passen in dem Kontext - und
deswegen sind 15 Euro nicht jenseits von gut und böse.“

 Und drittens gilt es hier offensiv zu werben, was offenbar noch nicht

geschieht. Peter Enste:
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„Das muss wirklich bei den professionellen Anbietern über die Qualität laufen. Da
muss ich meinen Vorteil klarmachen und zeigen: ‚Wenn Sie mich als Unternehmen
anwerben, haben Sie deutlich größere Vorteile, als wenn Sie Schwarzmarkt
machen.’ Dazu gehören einmal Vertretungsregeln, dann die Versicherungsfrage:
Was ist, wenn die Putzfrau, die bei mir schwarz putzt, von der Leiter fällt? Ich
muss als Profi-Dienstleiter also wirklich klarmachen, wo die Vorteile liegen, wenn
man bei mir bucht.“
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These 2:

Der Markt stagniert, wenn die Entwickler nicht richtig

durchstarten. Marketing und Produktentwicklung sind die Basis

auch dieses Marktes.

Die Anbieterseite muss sich bewegen – auch unabhängig von öffentlichen Töpfen. Der

Versuch auf eigenen Beinen zu stehen erfordert, dass an der Produktivitätsschraube, so

das IAT, gedreht und der Silbermarkt offensiv vermarktet wird. Bedingungen des

Angebotes und Entwicklungsmöglichkeiten sind da noch Forschungsgegenstand. Neben

der Stärkung entsprechender Rahmenbedingungen für Gründer und Anbieter sieht das

IAT hier den Handlungsbedarf. Zu den – noch nicht ausgeschöpften Potentialen –

gehören die  Dienstleistungsagenturen, an deren Entwicklung nicht ernsthaft gearbeitet

worden ist,  kritisiert Peter Enste:

„Es gibt Versäumnisse effizient zu werden, kostengünstig zu werden auf der einen
Seite - und die Geschichten zu vermarkten auf der anderen Seite. In beiden
Fragestellungen hatte ich den Eindruck, dass die Akteure, die das angeboten
haben, die Notwendigkeit beider Dinge nicht begriffen haben: Sie haben nicht
daran gearbeitet, die Effizienz zu steigern, besser und billiger zu werden. Das ist
nicht als wirkliche Herausforderung angenommen worden. Alle gehen immer
davon aus, dass man das eigentlich in dem Bereich nicht kann. Da wird es fast als
Frevel angesehen, auch nur darüber nachzudenken.“

Sie könnten besser und billiger werden und sich besser vermarkten, doch im  Marketing

sieht das IAT “eine unzureichend beackerte Strategie“ und stellt die Frage, ob hier auch

noch ungeklärte Tabus in Bezug auf die Bezahlbarkeit von Hausarbeit wirken.

Qualitätssteigerung durch Produktentwicklung sind weitere Stichworte. Insbesondere bei

der Koordination von Angeboten für Privathaushalte sieht das IAT Marktpotential.

Noch sind unterschiedliche Dienstleister eingebunden, die beispielsweise die

Geschäftsfelder Reinigung, Sicherheit, Haustechnik oder Gesundheit abdecken. „Die

müssen sich eigentlich koordinieren“, dann wäre dieser Markt mit ein bisschen

Anstrengung zu bewegen. Kooperation vereinfacht den Markt aus Sicht der Kundinnen

und Kunden und schafft offenbar Vertrauen, so Rainer Fretschner:

„Wir haben einen Arbeitskreis Wohnen und haushaltsnahe Dienstleistung im
Rahmen des Projekt Seniorenwirtschaft, und dort sitzen die großen
Wohlfahrtsverbände, Wohnungsbauunternehmen und Verbraucherorganisationen.
Das Erfolgsgeheimnis war wohl die Vernetzung von Wohnungsbauunternehmen
und Wohlfahrtsverbänden, also die Kooperation, das Pooling von unterschiedlichen
Anbietern. Wenn das an die Wohnungsanbieter angekoppelt ist, dann sinkt auch
die Hemmschwelle für die Verbraucher, diese Angebote nachzufragen. Wenn es
einen Ansprechpartner im Haus gibt, der quasi vermittelt - handwerkliche
Dienstleistung, Pflegedienstleistungen, Menüdienste -, dann steigt, sobald das
gepoolt wird, die Bereitschaft der Kunden (wie auch die Qualität und die Kosten)
und das Vertrauen auf den Vermittler.“
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Wer bereits das Vertrauen seiner Kundinnen und Kunden genießt, wirkt demnach wie ein

Anker für den Markt. Gute Vermittler sind da die bereits eingeführten Label von

Wohlfahrtsverbänden oder Kirchen, aber auch Wohnungsgesellschaften. Ein Rezept für

die Marktentwicklung ergibt sich daraus nicht – aber immerhin wichtige Anhaltspunkte,

die Rainer Fretschner hier am Beispiel der Wohnungswirtschaft benennt:

„Es gibt relativ innovative oder engagierte Wohnungsbauunternehmen. Die HWG-
Hattinger Wohnstättengenossenschaft setzt z. B. stark auf Technik - und das ist
ein Problem, wenn die Technikakzeptanz nicht da ist. Es gibt  die THS-
TreuHandStelle für Bergmannswohnstätten GmbH  z. B., die einzelne Dienste
anbietet, die ganz gut laufen. Es gibt  eine ganze Spannbreite an
Wohnungsbauunternehmen. Da gibt es kein Rezept, was für alle gleich gilt“

Zu viele bewegen sich noch zu wenig, obwohl sie wie die „Spinne im Netz“

sitzen.

So lautet – zusammengefasst - der Schlusskommentar von Dr. Josef Hilbert:

„Es gibt zu viele Leute in der Wohnungswirtschaft, die sagen: ‚Also wir können
auch weiter leben, wenn wir es nicht tun. Das kann ja sein, dass wir damit Erfolg
haben, es kann auch sein, dass wir den einen oder anderen Älteren damit halten -
aber so lange ich hier tätig bin, komme ich noch mit den konventionellen
Vorgehensweisen weiter. Ich kümmere mich jetzt nicht um ein so mühevolles
Geschäft wie haushaltsnahe Dienstleistungen qualitätsbezogen mit zu entwickeln
in Kooperation mit anderen Akteuren. Ich weiß, dass Kooperation schwierig ist, ich
weiß, dass man mit Kunden immer Ärger hat, ich weiß, dass sie sich dann
dauernd darüber beklagen, dass Qualität nicht immer so ist, wie sie eigentlich sein
sollte. Und ich halte dafür den Kopf hin? Da gibt es sehr, sehr viel Ärger - das
sollen meine Nachfolger machen. Ich komme noch so über die Runden.’
Dieses – hier leicht überzeichnete - Verhalten ist nicht gerade förderlich für die
Entwicklung dieses Marktes. Man bräuchte die Wohnungswirtschaft in diesem
Kontext eigentlich als Spinne im Netz, um das Ganze voran zu bringen. Sie sind
auch verdächtig, dass sie es selber brauchen in der Perspektive, aber was die
persönlichen Karriere- und Durchkommensstrategien vieler Manager angeht, die
da sitzen, die sagen: ‚Wir kommen auch ohne aus!’“
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These 3:

Unterschiedliche Kunden erfordern unterschiedliche Angebote.

Wie kommen Angebote für die Zielgruppen zustande?

Der Markt muss entwickelt werden mit den Kundinnen und Kunden, die man zurzeit

vorfindet: darunter solche, die zahlen wollen (etwa ein Fünftel der Kundschaft) und

denen, die nicht zahlen können, aber dennoch Bedarf haben. Es ist eine gesellschaftliche

Diskussion, die geführt werden muss, wie Menschen, die sozial schwächer sind, auch an

Leistungen kommen können, die es ihnen ermöglichen, in ihren vier Wänden alt zu

werden - so der Wunsch der meisten Älteren unabhängig vom Alterseinkommen.

Während letzteres eine  Aufgabe kommunaler Sozialpolitik ist, darf die Markterschließung

für die zahlende Kundengruppe dennoch nicht - wie bislang - vernachlässigt werden.

Genau an der „Arm-und-Reich-Argumentation“ scheitert aber derzeit die Entstehung der

Leistung, resümiert Josef Hilbert:

„Da gibt es häufig nur symbolische Innovationsprojekte. Ich glaube, wir stecken in

diesem Punkt in einer Innovationsfalle.“

Zu den zahlenden und den nicht-zahlenden Kundinnen und Kunden gehört als dritte noch

verkannte Zielgruppe  die Angehörigen. Große Unternehmen haben sie und ihren Bedarf

längst erkannt. Beispiel: Medizintechnik-Unternehmen, mit Marktführer Philips.

Josef Hilbert:

„Aus Marktuntersuchungen haben sie gelernt, dass es sich lohnt auf Kinder zu
setzen. Kinder im Erwachsenenalter, die ein schlechtes Gewissen haben, ihre
Eltern alleine und unbetreut wohnen zu lassen. Um ihre schlechtes Gewissen zu
entlasten, kaufen diese erwachsenen Kinder dann haushaltnahe Dienstleistungen
für ihre greisen Eltern. In Amerika soll diese Markterschleißungsstrategie bereits
gut laufen. Das kommt hier bald auch.“

Ob diese Hightech-Unterstützungsvariante dem Selbstverständnis der gegenwärtigen

Anbieter und Akteure am Markt entspricht, sei dahin gestellt – noch sind es überwiegend

Anbieter aus den Wohlfahrtsverbänden und erst wenige gewerbliche Dienstleister, in der

Regel Solo Selbstständige.

Noch.

Es lohnt genauer hin zu sehen, denn für Philips & Co beginnt der Markt weit vor der

Pflegeversicherung mit all dem, was die Älteren nicht mehr allein lebensfähig werden

lässt. Peter Enste:

„Es ist ein Markt. Und wenn bestimmte Zielgruppen sich die Marktpreise nicht
leisten können, dann gibt es zwei Wege: Entweder die Angebote werden ihm
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vorenthalten, oder die Angebote werden subventioniert. Aber das wäre dann eine
sozialpolitische Frage und keine Frage, wie der Markt zu gestalten ist. Man kann
sich überlegen: Zahle ich die Pflegestufen - oder bleibt es in der Summe billiger,
wenn die Leute zu Hause versorgt werden, so lange wie möglich? Oder ist die
Übersiedlung ins Heim preiswerter?“

...eine sozialpolitische Frage, die nicht von der Seniorenwirtschaft im weitesten

Sinne zu beantworten ist. Für das Wie beim Austarieren von Privater

Dienstleitung und öffentlichem Versorgungsangebot sind bislang kaum

Leuchttürme in Sicht:

Orientierungsbeispiele in Europa?

Im europäischen Netzwerk Silver Economy Network Europe Senior ist der

Bereich Independent Living ein Schwerpunktthema: unabhängiges Wohnen

im Alter mit Technik-Unterstützung und haushaltsnahen Dienstleistungen. Es gibt

einen Arbeitskreis zum Thema Independent Living und einmal im Jahr einen

Kongress, wo Erfahrungen ausgetauscht werden. In 17 Regionen Europas wird an

diesem Thema gearbeitet. Es gibt europäisch betrachtet überall denselben Stand:

Es wird entwickelt, es gibt innovative Modellprojekte, aber es gibt keine

Umsetzung in der Fläche. Es ist überall die Frage ungelöst, was passiert, wenn

Einkommensdifferenzen vorhanden sind. Und die sind überall vorhanden. Manche

setzen stärker auf Technik-Unterstützung für ältere Menschen zu Hause (z. B. in

Spanien); andere Regionen setzen stärker auf haushaltsnahe Dienstleistungen,

wie z.B. Irland. „Keine der 17 Regionen ist besonders weit“, fasst Peter Enste

zusammen.

Orientierungsbeispiel Bremen?

In Bremen wurden 18 Stadtteilzentren gegründet, die ehrenamtliche

haushaltsnahe Dienstleistungen vermitteln. Als Anerkennung für ihr

Engagement bekommen die ehrenamtlichen Helfer eine Honorierung, die in etwa

bei der Hälfte des Preises liegt, den man nehmen müsste, wenn die Leistungen

über normale Erwerbsarbeit abgewickelt würden. Die Leute, die dort arbeiten,

bekommen ein Zeugnis und können sich damit bewerben, so als hätten sie regulär

gearbeitet. Ein Modell mit Tücken – allerdings auch eines mit Perspektive. Josef

Hilbert:

„Manchmal wird kritisiert, da werde unter dem Deckmantel der Ehrenamtlichkeit
ein Billigarbeitsmarkt organisiert. Allerdings: Das läuft so eigentlich ziemlich gut.
Zur Zufriedenheit von allen Beteiligten. Wir haben mal durchkalkuliert, wie viele
Arbeitsplätze das sind für Bremen: Also in Vollzeitarbeitsplätzen wären es 500
Arbeitsplätze, die auf diese Art und Weise entstanden sind. Bremen ist von der
Größenordnung her vergleichbar mit Essen oder Dortmund. Fazit: Wenn es ein
solches Angebot gibt, wird es in hohem Maße nachgefragt.“
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Ist mit Blick auf eine notwendige Marktentwicklung die Kombination „Ehrenamt

und kleine Preise“ ein notwendiger Zwischenschritt? Das Beispiel Bremen zeigt,

dass haushaltsnahe Dienstleistungen in signifikanter Größenordnung

nachgefragt und erbracht werden. Drei Punkte machen das Angebot

markttauglich:

• die Qualität stimmt,

• das Angebot ist flächendeckend

• und für viele Leute bezahlbar.

IAT-Fazit:

„Es geht in der Perspektive nicht anders: Wir werden unterschiedliche
Levels von Angeboten haben. Wenn jemand sich etwas Anständiges
leisten will, dann wollen wir ihn nicht daran hindern. Und wenn auf der
anderen Seite jemand so etwas anbieten will, dann können und wollen
wir ihn auch nicht daran hindern. Der Punkt ist nur, dass wir uns
Gedanken machen müssen, was mit denen passiert, die sich das nicht
leisten können, hier müssen sozialpolitische Antworten gefunden
werden.“
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These 4:

Moderation gesucht: Zwischen Sozialpolitik und

Wirtschaftsförderung ist noch eine Regiefunktion zu vergeben.

Das virtuelle Altenheim wurde vom IAT längst durchkalkuliert. Es bietet leider keine

idealen Argumente für den Aufbau von ambulanten Betreuungsstrukturen: Regie- und

Wohnungskosten miteinbezogen ist demnach die ambulante Versorgung nur ungefähr

5% preiswerter als die Betreuung im Heim.

Neben finanziellen Argumenten gibt es aber den Wunsch der Kundinnen und Kunden -

man könnte auch sagen: Wählerinnen und Wähler - der sich so auf den Punkt bringen

lässt: Im Alter nicht ins Heim, sondern möglichst selbständig in den eigenen vier Wänden

bleiben, mit der Möglichkeit, Unterstützungen zu bekommen, z.B. für haushaltsnahe

Dienstleistungen und ergänzende Dienste, unter der Prämisse, dass diese preiswerter

und bezahlbarer angeboten werden. In diesem Punkt sind sich einkommensstarke und

einkommensschwache Senioren einig: Sie wollen stadtteilnah in der gewohnten

Umgebung bleiben, und wenn es dann nicht mehr geht, auch in ein Heim umziehen, das

bei aller ambulanten Systematik nie verzichtbar sein dürfte.

Derzeit besteht noch eine Differenz zwischen dem Pflegegeld, das im Umlauf ist und dem,

was die Älteren am Markt für eigene Zwecke einsetzen. Die Kundinnen und Kunden

haben noch Spielraum für die eigene Entlastung und nutzen ihn noch wenig:

 „...wenn Dienste eingekauft werden, dann ist das klassische ambulante Pflege-
oder die Angehörigen benutzen es für sich selber. Das Geld wird nicht genutzt, um
speziell jetzt haushaltsnahe Dienstleistungen, ergänzende Dienstleistungen,
Aktivierungsdienstleistungen, Bringdienste etc. zu kaufen.“

Es geht also auch um Lebensqualität, Selbstbestimmung und eine Vielfalt

notwendiger Angebote, wenn Fragen der Pflegeplanung und hier damit

zusammenhängend der Sozialplanung in den Kommunen gestellt werden.

Rainer Fretschner macht hier flächendeckend Stagnation aus:

„Der Arbeitskreis Wohnen und haushaltsnahe Dienstleistung - das sind
Kommunen, Vertreter der Wirtschaftsförderung, Wohnungsbauunternehmen,
große Wohlfahrtsverbände, Ruhrgebiet Ziel-II-Regionen, fast alle Städte - hat sich
eine kleine Pause verordnet: Es war zwar klar, dass hier etwas passieren muss,
dass wir uns stärker vernetzen müssen... Es wissen alle Bescheid. Es passiert aber
trotzdem nichts. Jetzt wollen die Kommunen formulieren, was aus ihrer
gemeinsamen Sicht notwendig ist. Jeder weiß es für sich, aber es gibt ein
Umsetzungsproblem. Man steht jetzt vor dem Schritt in die Praxis und hat sich –
so sehe ich das - eine Zwangspause gegeben.“
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Der Existenzgründermarkt Pflege und haushaltsnahe Dienstleitung setzt derzeit offenbar

auf Pionierinnen und Pioniere - Josef Hilbert sieht dabei auch kommunale

Verantwortung:

„Das kann man natürlich alles begünstigen, wenn die entsprechenden Aktivitäten
von den Kommunen kommen, die Kommunen einen Teil ihrer Verantwortung
wahrnehmen.
Das nächste, was kommen wird, sind diese stadtteilnahen Zentren, die
Pflegestützpunkte usw. Dieser Schritt wird gegangen werden. Dann gibt es diese
große Technik-Bewegung - in Deutschland sind wir von der technischen Seite her
früh dabei gewesen. Aber aus guten Pilotprojekten sind bislang nur wenige
wirtschaftlich tragfähige Regelangebote entstanden. Wenn hier nicht bald neue
Ansätze gefahren werden, drohen die Erfahrungen aus den erfolgreichen
Pilotprojekten zu verpuffen.
Ich befürchte, dass die durchaus gute Chancen haben, dass alles zu
vermasseln - die Entwicklung des Marktes.“
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Gesichtet: Studien, Ansichten, Hintergrundmaterial

Die Auswahl aus der großen Zahl von Studien, Erhebungen und Befragungen zum

Themenfeld „Demografischer Wandel und Zukunftsmärkte“ in diesem Kapitel erfolgte

nach zwei Kriterien, die in der Diskussion im Netzwerk W entwickelt wurden:

exzerpiert wurden Studien, die von den Akteurinnen und Akteuren im Netzwerk W als

grundlegend für den Einstieg in die gemeinsame Arbeit angesehen wurden, sowie

solche, die spezielle Expertise aus dem Ennepe-Ruhr-Kreis bieten.
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THEMA: DEMOGRAFIE

In diesem Kapitel finden Sie Exzerpte aus:

• Demografischer Wandel und Entwicklungen in der Altenpflege / Dr. Heinz

Rothgang Universität Bremen. In : Impulse 53/2006

• Demografiebericht Daten-Prognosen Ennepe-Ruhr-Kreis 2005 /

Bertelsmann Bericht

• Handwerk und Demografie / Neues Projekt der agentur mark

• Wir werden weniger älter bunter – Zukünftige Schwerpunkte der

Kreisentwicklung unter dem Fokus demografischer Wandel / Landrat Ennepe-

Ruhr-Kreis 2006
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Demografischer Wandel und Entwicklungen in der Altenpflege
Dr. Heinz Rothgang / Universität Bremen/ Abteilung
Gesundheitsökonomie, Gesundheitspolitik und
Versorgungsforschung, Zentrum für Sozialpolitik (s.a. Enquete
Bericht im Kapitel Pflege). In: Impulse 53 / 2006

Bis zum Jahr 2040 wird der Anteil der Hochaltrigen  nach Berechnungen der OECD in
Deutschland um ca. 130% ansteigen, der Anteil der über 65-jährigen um 80%.
Die Auswirkungen auf die Pflegebedürftigkeit werden nach drei unterschiedlichen
Modellen abgeschätzt:

• steigende Zahl an Lebensjahren geht mit steigender Zahl an Jahren, die
pflegebedürftig verbracht werden, einher (Medikalisierung)

• eine alternative Denkrichtung geht aus von einer gleich bleibenden Anzahl an
Jahren, die bei schlechter Gesundheit und mit höherem Hilfebedarf  verbracht
werden

• wegen steigender medizinischer Prävention, so die dritte Annahme, geht die Zahl
der bei schlechter Gesundheit verbrachten Jahre sogar zurück.

Erwarteter Anstieg der Zahl der Pflegebedürftigen bis 2040 um 45%-80%.

Die Zahl der Pflegefachkräfte geht aufgrund des demografischen Wandels bis 2040 um
rund ein Viertel des (heutigen) Ausgangswertes zurück.

Maßgeblich für die Beurteilung künftiger Pflegearrangements ist auch das sog.
„informelle“ Pflegepotential (sprich: Angehörige, Netzwerke, Nachbarschaften) (heute
sind das zumeist Frauen im Alter von 55-70 Jahren).

Dazu kommen – schwer abschätzbare – Auswirkungen, die sich aus der zunehmenden
Zahl von Singlehaushalten ergeben. Diese haben weniger informelles Pflegepotential in
ihrer unmittelbaren Umgebung. Häusliche Pflege bringt berufliche Einschränkungen mit
sich. So ist es nur folgerichtige, dass Studien die Bereitschaft zur Pflege besonders
ausgeprägt bei Frauen ohne Job nachweisen.
Pflegearrangements verändern sich. Rothgang verweist auf erste Studien die seit
Einführung der Pflegeversicherung eine Nachfrageverschiebung nachweisen: von der
ambulanten zur stationären Pflege. Er leitet daraus den Trend weg von informeller Pflege
zu professioneller Pflege ab.

Fazit:
Arbeitskräfteknappheit und sinkendes informelles Pflegepotential bedingen, dass künftige
Pflegearrangements neu angepasst werden müssen. Es wird zunehmend mehr
Mischformen geben: Stichwort Pflegemix. Darunter ist zu verstehen: weg von den
Reinformen (nur stationär, nur ambulant), hin zu Mischformen: ambulante, professionelle
Pflege begleitet die Pflege, die in der Familie geleistet wird, ergänzt um
Unterstützungsangebote durch Ehrenamtliche.

Handlungskonsequenzen für die Kommunen:
• Einbindung Freiwilliger verbessern
• Vereinbarkeit Pflege Beruf verbessern
• differenzierte flexible Formen ambulanter Altenpflege entwickeln
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Demografiebericht – Ein Baustein des Wegweisers Demografischer
Wandel.
Daten-Prognosen Ennepe-Ruhr-Kreis  2005 / Bertelsmann6

Demografischer Wandel im Ennepe-Ruhr-Kreis im Vergleich zum Rest Nordrhein-

Westfalens:

• Bevölkerungsentwicklung ist stärker rückläufig (6,7%  / ggü. 1,9%)

• Arbeitsplatzverluste sind höher (-9,3% / ggü. -5,9%)

• Investition pro Einwohner sind geringer (134,3€ / ggü.180,2€) bei gleich hohen

Steuereinnahmen pro Kopf (824,9 €) im Politikfeld Wirtschaft & Arbeit

• Personalausgaben fast viermal  so hoch wie im Durchschnitt der Kreise

Hinweis: die Zahlen von Rothgang sind vergleichbar wenn auch  nicht ganz gleich mit
denen, die im Kreisentwicklungspapier genannt werden (diese kommen aus dem
statistischen Landesamt). Zahlen weichen unter anderem deswegen voneinander ab, weil
Hochrechnungen bis 2020/2040/2050 vorgenommen werden und weil die Alterskohorten
wahlweise ab 60 oder 65 gezählt werden.

                                                
6 siehe: www.wegweiserdemografie.de



70

Handwerk und Demografie / Neues Projekt der agentur mark

Demografischer Wandel ist im Handwerk zunächst nur das Thema: alternde
Belegschaften. Erst zögerlich nähern sich jüngere Betriebe auch den damit
zusammenhängenden neuen Geschäftsfeldern, neuen Kundengruppen mit
möglicherweise neuen Bedürfnissen7. Das Handwerk steht noch am Beginn der
Entwicklung von Produkten und Dienstleistungen in diesem Kundensegment.
Mit dem Projekt „InKas_mark“ will die agentur mark hier die Innovationsfähigkeit kleiner
und mittlerer Unternehmen stärken. Bereits drei Monate vor Projektbeginn ist das
Interesse der Unternehmen an dieser Art der Schulung groß, sagt Andreas Bendig,
zukünftiger Projektberater von InKas_mark, „ein Drittel der Plätze könnten wir jetzt
schon vergeben“. Die Unternehmen sollen sich Gedanken um ihre Zukunft und ihr
Innovationspotenzial machen. InKas_mark stellt ihnen dabei kompetente Partnerinnen
und Partner zur Seite, die Unternehmen investieren ihre Arbeitszeit. Das Land NRW
finanziert das Angebot. Im Mittelpunkt der betrieblichen Beratungen steht die
Entwicklung von Instrumenten, um die Innovationsfähigkeit zu stärken. Neue Ideen
müssen her, um mit alternden Belegschaften erfolgreich im Geschäft zu bleiben und die
Wünsche einer alternden Kundschaft zu befriedigen. „Wir möchten mit den Betrieben
gemeinsam Wege finden, damit das gelingt und Ideen nicht nur Ideen bleiben“, so
Andreas Bendig. Gefördert wird InKas_mark vom Bundesministerium für Bildung und
Forschung. Das Projekt startet am 01.04.2008.

agentur mark GmbH | Handwerkerstr.11 | 58135 Hagen | Fon 02331/80030 | Fax
02331/800320 | info@agenturmark.de  | www.agenturmark.de, Andreas Bendig, 0 23 31
/ 80 03 29, bendig@agenturmark.de

                                                
7 Unter dem Titel „Wandel schafft Zukunft“ hat die Kreishandwerkerschaft Hagen am 7.11.2007 eine
Fachtagung zu den Chancen des demografischen Wandels für zukünftige Geschäftsfelder veranstaltet.
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Wir werden weniger älter bunter – Zukünftige Schwerpunkte der
Kreisentwicklung unter dem Fokus demografischer Wandel /
Landrat Ennepe-Ruhr-Kreis 2006

Der demografische Wandel betrifft ein komplexes Feld der Kreisentwicklung - ganz
besonders im Bereich Altenhilfe und Pflege. Hier sind die sozialen und finanziellen
Auswirkungen am gravierendsten. Es geht um eine kommunale Steuerungsaufgabe und
um Selbstverpflichtung. Kommunalpolitische Schwerpunkte werden in diesem Bericht
überprüft.

Der EN-Kreis wird hier als „Wohnstandort“ und weniger als Arbeitsplatzort definiert.
Das Wegbrechen industrieller Arbeitsplätze konnte nicht kompensiert werden - der
Beschäftigtenanteil im Dienstleistungssektor ist mit nur 61% deutlich geringer als
z.B. in Essen oder Dortmund (80%).
Folglich gibt es auch mehr Aus- als Einpendler/innen (und dieser Trend gilt seit Anfang
der 90er Jahre).
Auch fließt viel Einkommen (zum Kauf) in die „benachbarten Oberzentren“ ab.

Zahlen Alterskohorten und Trends
• Im EN-Kreis ist die Zahl der Menschen 65+ (mit 20%) schon größer als die der

Kinder und Jugendlichen unter 18 (17,7%) – das entspricht eher den Zahlen von
Großstädten und weniger denen von „Ballungsrandkreisen“

• Prognosen: die Zahl der 60+ wird bis 2020 um 15% steigen, die der 80+ um
77%

Problembereich Pflege: ambulant vor stationär - aber wie?
• Als örtlicher Träger der Sozialhilfe trägt der Kreis seit 2004 in vollem Umfang die

Kosten der „Hilfe zur Pflege in Einrichtungen“ (SGBXII) für Menschen über 65
sowie die Kosten des Pflegewohngeldes.
Nimmt man dazu noch die Investitionskostenförderung für die ambulanten
Pflegedienste dann ergibt sich (für 2005) eine Summe von 17,2 Mio €. Die
Kosten steigen um 1 bis 1,5 Mio € jährlich8

• Trend (Hochrechnung): Bis 2020 werden im EN-Kreis die Zahlen der
pflegebedürftigen Einwohner/innen um ca. 30% von 9969 auf 12.987
steigen9, die Zahl der stationär versorgten Menschen bei unveränderten
Strukturen und Verfahrensabläufen steigt um 43%.

Der Handlungsbedarf kann nicht schematisch ermittelt werden. Die besondere
Ausgangslage im Kreis, dazu bereits vorhandene Angebotsstrukturen, sowie die
spezifischen demografischen, sozialen und wirtschaftlichen Trends sind zu hinterfragen.

Selbsthilfepotentiale/Möglichkeiten der Familienpflege gehen weiter zurück (vgl.
Diskussion um zunehmende Zahl von Singlehaushalten). Das lässt sich in Zahlen gut
darstellen: Setzt man Pflegebedarf und „Angebot“ an pflegenden Frauen ins Verhältnis,
so zeigt sich, dass 2002 noch 3-4 Frauen auf einen Hochbetagten kamen, im Jahr 2020
sind es nur noch 2.

(vgl. hier auch: abnehmende Bereitschaft zur Familienpflege hängt mit der
zunehmenden  Anwerbung von Frauen auf dem Arbeitsmarkt in Folge des
demografischen Wandels zusammen (Rothgang) – einerseits. Und – andererseits – mit
der Tendenz zur Nachfrage nach  professioneller Pflege seitens der Abnehmer/Kundinnen

                                                
8 Kreispapier Seite 37
9 Prospect Branchenbericht 2006, „Gesundheits- und Sozialwesen“, Hg. agentur mark GmbH. Seite 12. siehe:
www.agenturmark.de
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(ebenfalls Rothgang). Interessanter Handlungshinweis auch: aus der Telefonbefragung
zur Pflegebereitschaft: Demnach steigt die Bereitschaft familiär zu pflegen, wenn
komplementäre Dienste geboten sind10.)

Kosten für das System Pflege im Kreis 2005: 17,2 Mio. €. Diese Kosten steigen um
jährlich 1-1,5 Mio. €. In dieser Summe sind auch enthalten Heimkosten für Nicht-
Selbstzahlende / Pflegewohngeld, sowie Investitionskosten für ambulante Pflegedienste.

Fazit des Berichts:
Das System ist langfristig nicht zukunftsfähig. Es entspricht nicht den
prognostizierten Bedarfen und auch nicht den Bedürfnissen der Betroffenen. Die sich
abzeichnende Kostenentwicklung bedroht die Handlungsfähigkeit der Kommunen.

Handlungskonsequenzen:
Kommunale Pflegeplanung ist gesetzlich verpflichtend. Aber: Investitionen sind entfallen.
Es ist politisch gewollt, dass Markt und Wettbewerb im Bereich ambulanter und
stationärer Pflege stärker zum Tragen kommen.

Regiemöglichkeit:
• Vorstellungen von Zukunft der Pflege entwickeln,
• Marktsignale geben (welche? / siehe Schlusszitat)
• Strukturen im Vorfeld stationärer Pflege aufzubauen. (Stichworte:

Heimkapazitäten begrenzen, Alter als Chance, Prävention und Vermeidung von
Pflegebedürftigkeit)

Maßnahmen / Leitprojekte: / 2005
• Planungsprozess: Leitbildentwicklung
• strategische Positionierung
• Teilplanungen in relevanten Maßnahmefeldern (Gesundheitsvorsorge / Beratung

und individuelle Hilfeplanung)

Als wichtige Handlungsfelder werden bezeichnet:
• Wohnberatung
• Selbsthilfe als wichtige Säule (Freiwilligenagenturen)
• Begleitung pflegender Angehöriger
• vorpflegerische, pflegebegleitende Dienste (nicht näher benannt)
• Wohn- und Hilfsangebote im normalen Wohnungsbau verankern / Service- und

Unterstützungsleistungen.... (hier mangelt es noch erheblich)
• Qualitätssteigerung bei den Heimen

Konsequenzen?
Weder wollen die Menschen ins Heim noch will/kann der Kreis dies bezahlen; was tun?

• Zitat:11

„Der Ennepe-Ruhr-Kreis ist als Aufgaben- und Kostenträger in der besonderen
Verantwortung, die Initiative für einen Strategiewechsel zu ergreifen… Dies wird
dadurch erschwert, dass die Stärkung von Marktmechanismen im Pflegebereich
politisch gewollt ist und eine unmittelbare (Investitions-)Steuerung durch die

                                                
10 Studie: Pflegebereitschaft in der Bevölkerung. Ergebnisse einer repräsentativen computergestützen
Telefonumfrage (CATI) im Ennepe-Ruhr-Kreis. Dr. Hans-Joachim Boschek und Katrin Johanna Kügler -
Kreisverwaltung Ennepe-Ruhr, Fachbereich Gesundheit, Schwelm, Monika Mensing - lögd NRW,
Landesinstitut für den öffentlichen Gesundheitsdienst, Bielefeld
11 Kreispapier, Seite 14
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kommunalen Aufgabenträger nicht mehr besteht. Es bleibt die Möglichkeit, durch
Prävention und Ausbau aller Unterstützungssysteme im Vorfeld der stationären
Pflege entsprechende Signale an den „Markt“ zu geben…“

...was nur im Konsens mit den kreisangehörigen Städten und Verbänden gehe.
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THEMA: KUNDENSICHT: Haushaltsnahe Dienstleistungen

Was wollen die Kundinnen und Kunden – und was wollen sie bezahlen?

Hier finden Sie Exzerpte aus:

• Pflege im Alter. Bericht zur telefonischen Bevölkerungsumfrage 2007,

Ennepe-Ruhr-Kreis. Reihe: Gesundheit im Kreis EN; Nr. 13/2007

• Zum Stand der Dinge - Wohnortnahe Dienstleistungen / Folienvortrag

Jutta Stratmann, Mühlheim 29.11.2007

•  „Haushaltsnahe Dienstleistungen für Ältere“ Expertise für den 5.

Altenbericht der Bundesregierung, Dr. Claudia Weinkopf (IAT), 2005

• Oma allein zu Haus? Geschlechteraspekte der Pflegebedürftigkeit und

Pflegearbeit in der alternden Gesellschaft. Vortrag Diana Auth, Frankfurt,

29.3.2006

• WohlfühlEN – Bedarfsermittlung an Dienstleistungen im allgemeinen Feld

der „Familienassistenz“ der Fresdorf GmbH für die QuaBeD / Witten
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Pflege im Alter. Bericht zur telefonischen Bevölkerungsumfrage
2007, Ennepe-Ruhr-Kreis. Reihe: Gesundheit im Kreis EN; Nr.
13/2007

Hintergrundstudie zur Pflegebereitschaft in der Bevölkerung. Ergebnisse einer
repräsentativen computergestützen Telefonumfrage (CATI) im Ennepe-Ruhr-
Kreis
von: Dr. Hans-Joachim Boschek und Katrin Johanna Kügler - Kreisverwaltung Ennepe-
Ruhr, Fachbereich Gesundheit, Schwelm, Monika Mensing - lögd NRW, Landesinstitut für
den öffentlichen Gesundheitsdienst, Bielefeld

Anliegen:
Bis zu 80 % der pflegebedürftigen Menschen werden heute durch Angehörige
versorgt. Es stellt sich die Frage, welchen Beitrag die Familienpflege zur
Bewältigung der Versorgung der Hochbetagten leisten kann und welche
Faktoren die Pflegebereitschaft beeinflussen.

Material und Methoden: Im Ennepe-Ruhr-Kreis wurden 1005 Bürger/innen über 35
Jahren im Januar 2007 telefonisch nach ihrer Bereitschaft befragt, sich bei der Pflege von
Angehörigen zu engagieren. Erhoben wurden die Erfahrungen mit pflegebedürftigen
Angehörigen, der soziale Status, die Bereitschaft zur familiären Pflege und die Erwartung
nach Unterstützung seitens der Gesellschaft.

Ergebnisse:
• 60 % der Befragten haben mindestens einen Angehörigen, der pflegebedürftig

war oder ist
• Über 80 Prozent der Befragten wären bereit, einen nahe stehenden Menschen

zuhause zu pflegen, wenn sie (beispielsweise) ein Pflegedienst unterstützt –
wobei rund 40 Prozent dieser Gruppe dies zunächst einmal für eine „Option“
halten, aber nicht „wild entschlossen“ sind.

• Eine Heimunterbringung wird jedoch nur von 25,6 % prinzipiell abgelehnt.
• Für die Pflegebereitschaft förderliche externe Faktoren sind Angebote der

Kurzzeitpflege (77,1 %) und finanzielle Entlastung (66,1 %). Wichtige persönliche
Faktoren sind der Grad der Pflegebedürftigkeit (45,5 %) und der Grad der
Verwandtschaft (34,3 %). Es folgen die Vereinbarkeit mit dem Beruf (29,4 %)
sowie der eigene Gesundheitsstatus (13,2 %).
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Die Pflegebereitschaft ist von Sozialstatus und Geschlecht abhängig. Befragte
mit hohem sozialem Status sehen primär Probleme bei der Vereinbarkeit mit
dem Beruf und neigen eher dazu, einen Heimpflegeplatz in Anspruch zu
nehmen. Weibliche Befragte sind signifikant eher bereit, eine Person zu Hause
mit Unterstützung durch einen Pflegedienst zu versorgen, dagegen würden
Männer häufiger einen Platz im Pflegeheim präferieren.

Diskussion:
75-80 % der über 35jährigen sind prinzipiell bereit sich bei der häuslichen Pflege von
Angehörigen zu engagieren. Für die kommunale Pflegeplanung lassen sich die
Organisation von Kurzzeitpflegeangeboten und die Sicherstellung von unterstützenden
Pflegeleistungen für Familien als Prioritäten erkennen.

Ob die Bereitschaft zur häuslichen Pflege Realität wird, hängt davon ab, ob man (einen
Mix an) Unterstützung finden und bezahlen kann. Hier besteht das erste Defizit im Kreis:
„Es gibt für den Ennepe-Ruhr-Kreis keine verlässliche Informationsquelle, die
Pflegebedürftigen und ihren Angehörigen sämtliche Daten über pflegerische und
pflegeunterstützende Leistungen bietet. Diese sollten aktuell, zuverlässig und leicht
zugänglich sein.“

Das Stichwort alternative Wohnformen (die weiter zu entwickeln wären) taucht in der
Umfrage ebenfalls auf, allerdings nicht der graue Markt der osteuropäischen
Betreuerinnen. Dabei handelt es sich unserer Ansicht nach um einen zunehmend
wichtigeren „Lückenbüßer“, über den aber weder die Kundinnen und Kunden noch die
„Konkurrenz“ (Pflegeanbieter) oder die Politik gerne redet. So auch hier.
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Zum „Stand der Dinge“ - Wohnortnahe Dienstleistungen
Vortrag von Jutta Stratmann, Fachberatung für Sozialplanung und
Bürgerengagement,
(gehalten auf der Abschlusskonferenz des EQUAL-Projektes Silberdienste; 29.
November 2007 in der Stadthalle Mülheim an der Ruhr12)

Als subjektiven Hilfebedarf äußern
• Die 65 bis 70jährigen: 4,1%
• Die 90 Jahre und Älteren: 67,2%

Auf die Frage, wer helfen sollte, stimmten zu/voll und ganz zu folgende
Personen oder Institutionen:

1. (Ehe-)Partner 94,1%
2. Kinder 81,6%
3. Freiwillige und gemeinnützige Organisationen 76,2%
4. Personen oder private Dienste gegen Bezahlung (Ausgaben von der

Steuer absetzbar) 73,4%
5. Eine öffentliche Einrichtung 71,5%
6. Kirchliche Organisationen 63,9%
7. Andere Angehörige 47,7%
8. Freunde und Nachbarn 35,1%

Als Wünsche und Trends sind erkennbar:
• Zu Hause wohnen bleiben steht an erster Stelle
• Die Bedarfslagen differenzieren sich
• Einkommen und Vermögen klaffen auseinander
• Dienstleistungen werden zunehmen privatisiert
• Die Ansprüche an Dienstleistungen steigen

Welche Dienstleistungen werden vor allem gewünscht?
• Notrufzentrale 37%
• Pflegedienste 36%
• Putz- und Haushaltshilfen 34%
• Mahlzeitendienste 24%
• Einkaufsdienste 24% (das waren in 1999 nur 16%!)
• Begleitung zum Arzt/Behörden 23%
• Fahrdienste 21%
• Garten, Haus etc 19%
• Wäschedienste 17%
• kleine handwerkliche Hilfen 17%

Gründe für Nicht-Inanspruchnahme (neben Rahmenbedingungen) sind:
• Das Vorurteil „Ältere sind knauserig“ (weshalb sich niemand um sie bemüht)
• Weiche Faktoren wie: Vertrauen, Kontinuität, Flexibilität werden nicht

berücksichtigt
• Familie als Hilfepfeiler wird in Deutschland stark idealisiert – alles andere

erscheint „zweitklassig“
• Lebenslagenbezug nicht genügend berücksichtigt (Sozialräume, Zielgruppen,

Netzwerke)

Abhilfen:
• Hilfen aus einer Hand/Dienstleistungsdrehscheiben
• Wohnortnahe Anlaufstellen schaffen

                                                
12 Jutta Stratmannn, „Zum Stand der Dinge – Wohnortnahe Dienstleistungen“, Vortragsfolien, 29.11.2007,
Abschlusskonferenz des EQUAL-Projektes Silberdienste, Stadthalle Mülheim an der Ruhr
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• Begegnungsstätten und Servicecenter einbeziehen
• Niedrigschwellige Kommunikationspunkte und Beratungsstellen aufbauen,

qualifizieren und einbeziehen

Und: Es geht nicht ohne ein Qualitätsbewusstsein und Qualitätssicherung.

Die wichtigste Botschaft lautet: Kooperieren!
• … für einen Mix aus Familie, Nachbarschaftshilfe, bürgerschaftlichem Engagement

und professionellen Dienstleistern, dabei: Lücken gemeinsam feststellen und in
Handlungen umsetzen

• dabei müssen Wohnungsgesellschaften einbezogen werden
• Treffpunkte (mit Wohlfahrtspflege) sind zu schaffen
• Pflegestützpunkte als Chance?
• Keine Bevorzugung bestimmter Anbieter.

Aufgabe der Kommunen:
• Die Bedarfe (alle) kennen
• Vernetztes System der gemeinwesenorientierten Seniorenarbeit herstellen
• Personen, die sich kümmern, einsetzen
• Moderation zwischen den Akteuren
• Einrichtung „Runder Tische“
• Information und Transparenz herstellen
• Strategisches Controlling nutzen
• Verbessertes Marketing
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Expertise „Haushaltsnahe Dienstleistungen für Ältere“, verfasst
für den 5. Altenbericht der Bundesregierung. Im Auftrag des
Deutschen Zentrums für Altersfragen (DZA).
Dr. Claudia Weinkopf (IAT / Gelsenkirchen)

In Kürze:
Der Bedarf ist da - und mit ihm eine (eigentlich) steigende Nachfrage. Doch es
besteht eine deutliche Differenz: Die Nachfrage bleibt mindestens 50% hinter
den Erwartungen zurück.
Es gibt zwei Erklärungen: Haushaltsnahe Dienstleistungen werden immer noch
überwiegend privat erbracht oder als Nachbarschaftshilfe und in Schwarzarbeit.
Und die (eine Zeit lang) geförderten Dienstleistungsagenturen finden zwar
Kundinnen und Kunden in ausreichender Zahl - erzielen aber keine
kostendeckenden Preise.

Bestandsaufnahme Haushaltsnahe Dienstleistungen: Bedarf & Nachfrage:

Eine Studie der Gesellschaft für Konsumforschung (2002) zeigt großes Interesse in
folgenden Bereichen (absteigend):

• Notruf
• Pflegedienstleistungen
• Putz- und Haushaltshilfen, Mahlzeiten, Einkauf, Begleitung, Fahrdienst, Garten,

Wäsche, Hausmeister, Treffpunkte.

Die Nachfrage steigt jeweils leicht an, wenn man die Gruppe der 70-79Jährigen
befragt (gegenüber der nächst jüngeren Gruppe).

Zahlungsbereitschaft (Monat):
• 23% würden bis 50 € zahlen
• 39% würden 50 - 125 € zu zahlen bereit sein
• 19% sogar 250 – 350 €

Das Monatseinkommen ist vorhanden. Laut IAT-Berechnung liegen die
durchschnittlich frei verfügbaren Mittel bei 400€.
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Den Markt und seine Kundinnen und Kunden weiter sehen:
Haushaltsnahe Dienstleistungen werden auch von jungen Berufstätigen gebraucht, von
noch erwerbstätigen Älteren, in Paarhaushalten, in denen beide berufstätig sind, von
aktiven Ruheständlern mit „Freizeitstress“ und dann natürlich von pflegenden Angehörige
und von Älteren mit nach und nach steigendem Pflegebedarf.

Ermutigend:
Die Gesellschaft für Konsumforschung (GfK) hat ein Potential von rd. 650.000
zusätzlichen Arbeitsplätzen im Bereich haushaltsnaher Dienstleistungen in
Deutschland ermittelt (auf Grund der Bedarfe von 50-70jährigen).

Ernüchternd:
Auf die Frage, warum sich dennoch so wenig tut auf diesem Markt, werden drei
mögliche Ursachen genannt:

• mangelnde Zahlungsbereitschaft und –fähigkeit
• die Präferenz für Familienarbeit
• Unklarheit über Angebot und Anbieter

Zitat:
„In welchem Umfang der zweifellos große und steigende Bedarf tatsächlich in
Nachfrage nach bezahlten Dienstleistungen münden wird, hängt vor diesem
Hintergrund von zahlreichen Faktoren ab, die von politischen Rahmenbedingungen bis
hin zu der Frage reichen, inwieweit es privatwirtschaftlichen Unternehmen gelingt,
attraktive und
bedarfsgerechte Dienstleistungsangebote zu entwickeln.“13

Offene Fragen, blinde Flecken:

Die aktuelle Zahl der Haushaltshilfen (legal oder schwarz beschäftigt) ist unklar.
Aber: in Ein-Personen-Haushalten weit überdurchschnittlich genutzt (18,6%). In drei- bis
vier-Personen Haushalten dagegen am niedrigsten (das spricht für die These: Hausarbeit
bleibt solange in der Familie, wie es geht).

Die Auswertung durch das IAT zeigt, dass mit dem Älterwerden (55 und älter) die
Nachfrage nach Haushaltshilfen deutlich zunimmt. Unter den 3,6 Mio. Haushalten, die
angaben eine Haushaltshilfe zu beschäftigen, stellten Haushalte mit Älteren sogar 69%.
Doch auch hier gilt: die Nachfrage bleibt hinter dem Bedarf (8,9 Mio.) klar zurück.

Keine Informationen gibt es bislang darüber, welches Arbeitsvolumen sich hinter
den allgemeinen Angaben verbirgt. Klar ist nur, dass eine große Differenz zur
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung in diesem Bereich besteht (Quote liegt
konstant bei 40.000 / durch Minijob-Variante seit 2003 erhöht auf 67.401).

Schwarzarbeit und Schattenwirtschaft bleiben dominant in diesem Bereich.

                                                
13 IAT Weinkopf, S. 10



81

Sind Dienstleistungsagenturen eine Lösung?

Sie waren anfangs öffentlich geförderte Modellprojekte, liefen dann aus, weil die als
notwendig angesehenen (Markt-)Preise von 20€ nicht zu erzielen waren.
Nach unserem Interview mit Hilbert (ebenfalls IAT) muss diese Einschätzung um einen
weiteren Aspekt ergänzt werden: Das Rationalisierungspotential in den Projekten wurde
nicht ausgeschöpft.
Auch die verbesserte steuerliche Absetzbarkeit solcher Hilfen seit 2003 änderte nichts
daran.
Vermutung: die Regelung ist komplex und wird dadurch intransparent.
Die nachfolgende Tabelle zeigt dagegen, dass sich die Belastung in Grenzen halten lässt.
Ungelöst: Nur Wenige schaffen es ihren Hilfebedarf mit einem 400 €-Job zu decken.

Hier besteht Handlungsbedarf, den Kommunalpolitikerinnen und -politiker nicht
lösen können. Bleibt nur die Alternative: subventionierte Arbeit oder
sozialpolitische Schwerpunkte (vgl. IAT Interview)

14

                                                
14 IAT Weinkopf S. 18
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Bestandsaufnahme Pflege

Die Zahlen zum Pflege- und Hilfebedarf sind transparenter.
2001 waren 30% der Pflegebedürftigen in stationären Einrichtungen. Dazu kommen rund
1,4 Millionen (Beziehende von Pflegeleistungen), die (noch) privat leben. Dazu 3 Millionen
mit (zur Hälfte) täglichem Bedarf an hauswirtschaftlicher Hilfe, die in Haushalten leben.
Tabelle15

Von den 1,4 Mio Leistungsbeziehern kaufen nur 435.000 für diese Geld
professionelle Pflege ein. Vermutung: das Geld bleibt in der Familie oder wird
schwarz für Leistungen ausgegeben.
Noch?

„Wenngleich dies nach vorliegenden Informationen auch den Interessen vieler
älterer Menschen entspricht, erscheint fraglich, ob und inwieweit das private
Engagement von Angehörigen in diesem Bereich tatsächlich entsprechend
ausgeweitet werden kann. Veränderungen von Familienstrukturen, steigende
Mobilität und vor allem die sinkende Verfügbarkeit von Frauen, die bislang den
Großteil der privaten Pflege leisten, aufgrund ihrer steigenden Erwerbstätigkeit
sprechen eher dagegen (vgl. z.B. Erdmann 2002: 5; Scharfenorth 2003: 210;
Hommel o.J.). Zudem scheinen die aus der Pflege resultierenden physischen,
psychischen und zeitlichen Belastungen der in diesem Bereich tätigen Angehörigen
schon heute sehr hoch zu sein: So gaben z.B. 86% der pflegenden Angehörigen in
einer Befragung an, dass sie sich dadurch stark oder sehr stark belastet fühlen
(vgl. Schulz/Leidl 2001). In anderen Befragungen lag die Zahl derjenigen, die
angaben, Angehörige selbst pflegen zu wollen, teils deutlich
niedriger als der Anteil derer, die eine stationäre Versorgung für ihre Angehörigen
bevorzugen würden.“16

                                                
15 IAT Weinkopf S. 19
16 IAT Weinkopf S.21 f.
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Aufgabe der Kommunen: Aufbau komplementärer Dienstleistungen

Für den Aufbau komplementärer ambulanter Dienstleistungen sind lt. Landespflegegesetz
Kreise und kreisfreie Städte zuständig. Aber, so Weinkopf, die Ausgaben waren bis 1998
in diesem Bereich rückläufig. Weil nur ungelerntes Personal oder Zivildienstleistende
eingesetzt wurden, konnte kein Qualitätsstandard erreicht werden – dies, so die Auskunft
der Träger, geschah aber vor allem, weil für geschultes Personal keine notwendigen
Preise erzielt werden konnten.

Fazit:
„Aktuellere Informationen bzw. Informationen zur bundesweiten
Entwicklung der kommunalen Angebote im Bereich komplementärer
Dienstleistungen liegen u.W. leider nicht vor. Angesichts der zunehmend
angespannten Haushaltssituation vieler Kommunen und des Kostendrucks
im Bereich der gesetzlichen Pflegeversicherung ist jedoch zu vermuten,
dass die öffentliche Finanzierung komplementärer Dienstleistungen in
den vergangenen Jahren eher noch weiter zurückgegangen ist.“17

Schätzung zur Zahl polnischer Haushaltshilfen: 60.000 bis 100.000

Die Entwicklung des Marktes steht daher vor der Lösung dreier
Problembereiche:

1. Entwicklung attraktiver Angebote
2. Personalpolitik
3. Zugang zu den Dienstleistungen für Einkommensschwache

zu 1. Entwicklung attraktiver Angebote:
Die derzeit geringe Nachfrage ist, Studien zufolge, auch Folge des Mangels an attraktiven
Angeboten.
Was macht Angebote attraktiv?
Im Gegensatz zur häufig geäußerten Vermutung (Preis regelt Nachfrage) nennen die
Nutzerinnen und Nutzer hier „angemessene Kosten“ an letzter Stelle. Der Umkehrschluss
liegt nahe: die Nachfrage kann gesteigert werden:

Aber wie?
Faktoren wie gute Zugänglichkeit, Zuverlässigkeit, flexibles Arbeiten, gutes
Beschwerdemanagement, Kompetenz, Freundlichkeit werden von den Kund/innen
genannt.

Das IAT zeigt zwei wichtige Ansatzpunkte für Marktentwicklung auf:
1) Ältere wünschen sich feste Bezugspersonen (alles aus einer Hand: für den
regelmäßigen und auch den sporadischen Hilfebedarf)

„Dieser Ansatz, der auch grundsätzlich (für andere Kundengruppen) als
erfolgversprechend angesehen wird, um eine breitere Inanspruchnahme von
Dienstleistungen zu erreichen, zielt darauf ab, Intransparenz über die Vielfalt von
Anbietern und Angeboten zu überwinden und hohe Transaktionskosten auf Seiten der
Kund/innen zu vermeiden.“18

                                                
17 IAT Weinkopf S.23.

18 IAT Weinkopf, S. 31
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2) Ältere wünschen sich gemeinsame Erledigung benötigter Tätigkeiten
(Haushaltshilfe als Sozialkontakt). Das bestätigen auch die beiden Vertreter der
ehrenamtlichen Dienste im Kreis – siehe unser Interview.
zu 2. Personalprobleme
Der Dienstleistungsmarkt ist (siehe 1) ein anspruchsvolles Geschäft, das nur gelingt,
wenn ausreichend Kräfte zur Verfügung stehen, die „qualifiziert“ sind - das kann fachliche
Qualifikation sein, auch Sozialkompetenz bedeuten und manchmal spielt auf diesem
Markt auch „Alter“ eine Rolle.

Wie anspruchsvoll dieser Arbeitsmarkt ist zeigen die Zahlen zum Berufsausstieg im
Bereich Pflege: 1/5 der Kräfte denkt aktuell über den Ausstieg aus dem Job nach.
Aber: Je nach Einrichtung schwanken die Zahlen zwischen 0-50% Prozent!
(Qualifizierte Gründe dafür werden nicht genannt – es lohnt sich offenbar ein genauer
Blick.)
Hier liegen Herausforderungen für das Personalmanagement!
Fazit Weinkopf : Haushaltsnahe Dienstleistungen sind kein Arbeitsmarkt für gering
Qualifizierte und gering Verdienende.

In diesem Punkt haben und hatten auch die Dienstleistungsagenturen große Probleme.
Schlüsselworte für die Qualitätsentwicklung sind: Kompetenz und Motivation des
Personals, Personalentwicklung, Arbeitsbedingungen.

zu 3. Zugang zu den Dienstleistungen für Einkommensschwache
Damit auch Einkommensschwache die Leistungen nutzen können, muss die Kommune
sozialpolitisch initiativ werden.

Armutsrate (= Anteil der Personen, deren verfügbares Einkommen weniger als 60 %
des Medians der Gesamtbevölkerung beträgt) liegt laut DIW bei über 65-Jährigen im
Jahre 2002 bei 17,2 %.  Besonders hoch ist die Quote der Einkommensschwachen bei
den allein lebenden Älteren, insbesondere den Frauen (Armutsrate der über 75-jährigen
Frauen liegt bei 31,4 %)

„Die Pflegeversicherung hat zweifellos zu Verbesserungen in der Versorgung
geführt, aber nur für diejenigen, die bereits erhebliche gesundheitliche
Einschränkungen aufweisen. Es gibt aber eine große und unzweifelhaft wachsende
Gruppe von Älteren, die noch keine Leistungen der Pflegekassen erhalten, aber
gleichwohl Unterstützung benötigen“19

                                                
19 IAT Weinkopf, S. 35
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Handlungsempfehlungen

„Es ist deutlich geworden, dass es privatwirtschaftliche Anbieter/innen von
haushaltsnahen Dienstleistungen…bislang schwer haben sich auf am Markt
durchzusetzen. Ihre Angebote sind oftmals nicht bekannt oder die
Zahlungsbereitschaft potenzieller Kundinnen oder Kunden ist gering, was nach wie
vor häufig dazu führt, dass vieles in Eigen- oder Schwarzarbeit erbracht wird. Die
politische Lösung, die zur Erschließung zusätzlicher Beschäftigungspotenziale
angeboten wird, ist häufig jedoch allzu simpel: Die Angebote müssen billiger
werden, und weil bei solchen Dienstleistungen ein hoher Anteile der Kosten aus
den Arbeitskosten besteht, müssen die Löhne gesenkt werden.“20

Weinkopf glaubt nicht an Billiglöhne, stattdessen könne...
„… eine Ausweitung der privaten Nachfrage gerade in diesem Bereich nur
gelingen…, wenn die Wertschätzung und Zahlungsbereitschaft der Kund/innen
deutlich gesteigert wird und wenn Personal für solche Dienste rekrutiert werden
kann, das in der Lage ist, die oftmals hohen Qualitätserwartungen der Kund/innen
zu erfüllen.21

Stichworte zu einzelnen Punkten ihrer Empfehlungen:

• Ältere haben zweifellos einen „erheblichen Bedarf“ an Unterstützung im
haushaltsnahen Bereich (der mit der zunehmenden Zahl Älterer weiter steigen
wird)…

Allerdings…
• „führt dies nicht automatisch auch zu einer steigenden Nachfrage nach

professionell erbrachten Dienstleistungen.

Die Gründe? Sparsamkeit, geringe Renten? Oder auch Schwarz- und
Graumärkte/Polinnen? Weinkopf zieht den Schluss:

• für die Erschließung der Potenziale müssen spezielle, für Ältere attraktive
Angebote entwickelt werden

• darüber hinaus dürfe man dies nicht allein dem Markt überlassen, es seien in
bestimmten Bereichen auch öffentliche, bzw. öffentliche geförderte Angebote
erforderlich

• Ältere Kund/innen schätzen (Personal-)Kontinuität und durchaus auch
Lebenserfahrung – das erhöht die Chancen älterer Wiedereinsteigerinnen

Auch Weinkopf weist auf das Fehlen einer Anlaufstelle für Kund/innen hin – auch was die
Verbesserung von Produkten und die Erschließung dieses Marktes betrifft:

• Ältere wünschen sich oft eine Anlaufstelle – dies erscheint als ein besonders
wichtiger Ansatzpunkt für die Erschließung zusätzlicher Nachfrage nach
haushaltsnahen Dienstleistungen

                                                
20 Weinkopf, 2005, Seite 50
21 Ebenda, Seite 51
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Doch wer hat die Regie? Und wer ist an der Markterschließung und Entwicklung zu
beteiligen? Weinkopf:

• Hier kann eine Kooperation von Dienstleistungsunternehmen mit Verbänden,
Vereinen und öffentlichen Einrichtungen hilfreich sein; die sollten in engem
Kontakt zu den jeweiligen potenziellen Kund/innen stehen.

• Auch hier seien ältere Ansprechpartner/innen für die Kund/innen ein Plus.

Und – was ist zu tun?
• Mehr Transparenz über neue, „innovative“ Angebote
• Entwicklung neuer Dienstleistungsangebote durch Kooperationen fördern; davon

gibt es zu wenige und zu vereinzelte Ansätze
• Die Idee/die Förderung von Dienstleitungsagenturen wieder aus der Versenkung

holen – z.B. durch Einbindung in die kommunale Arbeitsmarktpolitik; sie nennt
hier: Lohnkostenzuschüsse, Anschubfinanzierungen für die Gründunge solcher
Agenturen

„Trotz der breiten Zustimmung zum Ansatz der Dienstleistungsagenturen ist es
bislang jedoch nicht gelungen, Rahmenbedingungen zu schaffen, die den
Weiterbestand bereits existierender Initiativen und – vor allem – die Gründung neuer
Agenturen ermöglichen würden. [Es]…ist anzuregen, Agenturen gezielt in
arbeitsmarktpolitische Initiativen und Förderprogramme einzubinden.“22

Sie sieht hier ein Versäumnis der Kommunen:
„Eine besondere Verantwortung liegt hier bei den Kommunen, die etwa bezogen
auf die so genannten ‚komplementären ambulanten Dienstleistungen’ zur
Bereitstellung bzw. Unterstützung entsprechender Angebote sogar gesetzlich
verpflichtet sind, dieser Aufgabe nach vorliegenden Informationen aber in eher
geringen Maße nachkommen.“23

                                                
22 Ebenda, Seite 47
23 Ebenda, Seite 52
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„Oma allein zu Haus?“ – Geschlechteraspekte der
Pflegebedürftigkeit und Pflegearbeit in der alternden Gesellschaft
Vortrag von Diana Auth24

Die Sozialwissenschaftlerin betont die unterschätzte Bedeutung des Themas
Vereinbarkeit und Senior Care.

Auch hier zunächst die Rekapitulation:
Wer pflegt?

• Drei Viertel der Hauptpflegepersonen in der häuslichen Pflege sind weiblich –
Ehefrauen, Töchter, Schwiegertöchter

• Wenn Männer pflegen, dann vor allem ihre Ehefrauen
• Nicht-erwerbstätige Frauen pflegen eher zuhause als erwerbstätige; zwischen

erwerbstätigen Frauen und Männern scheint es keine Unterschiede zu geben

Moral oder Geld? Auch hier der Hinweis auf  soziale Unterschiede:
• „Bei der Entscheidung für Heim- oder häusliche Pflege sind wider Erwarten

Kostenargumente vielfach wichtiger als moralisch-verpflichtende Argumente.
Während in den Unterschichtsmilieus die Kosten für die Heimunterbringung
relevant sind und die Entscheidungen zum Selberpflegen prägen, so sind in den
bürgerlichen Milieus die Opportunitätskosten, die beim Selberpflegen entstehen
(Aufgabe der Berufstätigkeit, Verzicht auf beruflichen Aufstieg etc.)
entscheidend.“

Vereinbarkeitsprobleme?
• Nur knapp ein Viertel der Pflegepersonen sind heute (zusätzlich/hauptsächlich)

erwerbstätig; zurzeit sind das rund 300.000 Personen
• Die Unternehmen wollen hier möglichst keine gesetzlichen Regelungen (Pflegezeit

wie Elternzeit z.B.), sondern „informelle Einigungen“. In einer Studie zu
familienfreundlichen Betrieben aus 2003 gaben 38 Prozent der Befragten an, dass
dies (informelle, unbezahlte Freistellung) in ihren Unternehmen möglich sei.25

Mehr Qualität muss her – und wird auch bezahlt?
Auth ist, wie Weinkopf, überzeugt, dass nicht nur der Bedarf an Pflege- und
Unterstützungskräften steigt, sondern auch die Qualitätserwartungen.

Ob aber die nachfolgende generelle Aussage stimmt, muss (leider) bezweifelt werden:
• „Der Ausbau der professionellen Pflege und der erhöhte Bedarf an qualifiziertem

Pflegepersonal stellt eine Chance dar, dieses Berufsfeld finanziell, qualifikatorisch
und arbeitsorganisatorisch aufzuwerten…Notwendig sind z.B. bessere
Qualifikations- und Aufstiegschancen, eine bessere Bezahlung, ein breiteres
Angebot für Fort- und Weiterbildung sowie Supervision. Der Vorschlag der Rürup-
Kommission, weitere Mini- und Midi-Jobs im Pflegebereich zu schaffen, oder die
Einrichtung von Ein-Euro-Jobs in diesem Arbeitsfeld entspricht diesen
Vorstellungen ebenso wenig, wie die illegale Beschäftigung osteuropäischer
Pflegerinnen in privaten Pflegehaushalten.“

                                                
24 Der Text steht als Download zur Verfügung: www.diana-auth.de
25 Reichert, 2003, zitiert im Vortrag Auth auf Seite 7
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WohlfühlEN – Bedarfsermittlung der Fresdorf GmbH
im Auftrag der QuaBeD Witten. Februar 2007.26

Hintergrund und Anlass der Studie: Zitat:
• „Insbesondere Familien sind heute vor die Aufgabe gestellt Berufstätigkeit und

Kindererziehung zu vereinbaren. Zudem müssen für Eltern und Großeltern mit
zunehmendem Alter Arrangements getroffen werden, die diesen einen möglichst
selbstbestimmten Lebensabend ermöglichen, obwohl die räumliche Nähe und
Hilfestellung durch die Familie oft nicht mehr gegeben ist.
Hier setzt das Konzept der Familienassistentinnen an. Ziel ist die Ausbildung von
Personen, die Familie oder aber auch Einzelpersonen im Lebensalltag
unterstützen.
Die vorliegende Standort- und Bedarfsanalyse trägt dazu bei, das Aufgabenfeld
der Familienassistentinnen zu konkretisieren und dieses Angebot bedarfsgerecht
auszugestalten.“

Grundinteressen der Kundinnen und Kunden:
1. das größte Interesse: Kinderbetreuung (nannten rund 50% der Befragten);

zusammen mit der Hausaufgabenhilfe ergaben sich hier rund ein Drittel aller
Nennungen

2. aber ebenfalls 50% der Befragten fanden das Thema Seniorenbetreuung wichtig,
hier gab es 22% aller Nennungen; vor allem die Älteren (1950 und früher
geboren), hier waren 50% für spezifische Angebote

Art und Umfang
• die Nachfrage ist abhängig vom Alter und der Haushaltsgröße
• im Alter 55+ steigt das Interesse an Angeboten für Seniorinnen und

Senioren
• als passender Zeitraum wird die Zeit zwischen 8:00 und 16:00 Uhr

gesehen, maximal bis 18:00 Uhr

Zahlungsbereitschaft
• „Die durchschnittlichen Kosten, die der überwiegende Teil der Befragten für

Familienassistenz ausgeben würde, liegen bei 5-10 € pro Stunde.
Ausgehend von dem Bedarf von 2 bis 5 Stunden pro Woche, ergeben sich
Kosten von 10 € bis 50 € wöchentlich, die die Haushalte in die
Familienassistenz investieren würden.“27

• Details: (nur) 72% haben diese Frage beantwortet; von diesen gaben
wiederum 72% einen Betrag von 5 bis 10 € ab; 25% würden auch 11 bis
15 € zahlen; aber nur 3% 16 bis 20€; 55% interessierten sich für
Zuschüsse zu den Löhnen und 45% für steuerliche Abzugsmöglichkeiten.

Teilungsbereitschaft
• Etwa die Hälfte der Befragten wären bereit, sich innerhalb der Hausgemeinschaft

oder Nachbarschaft eine Assistenz zu teilen

• „Da viele Befragte einen unregelmäßigen, nicht konkretisierbaren Bedarf
angegeben haben, sollten Modelle entwickelt werden, die einen flexiblen Abruf von
Leistungen ermöglichen. Innerhalb von Nachbarschaften besteht durchaus ein

                                                
26 Fresdorf GmbH & Co für QuaBeD, 2007
27 Ebenda Seite 19
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Interesse, sich eine Familienassistentin zu teilen. Dies könnte beispielsweise über
Wohnungsgesellschaften organisiert werden, wodurch sich gleichzeitig eine
Attraktivitätssteigerung des Wohnangebotes und somit ein Nutzen für die
Wohnungsgesellschaft ergeben würde.“28

Vermittler muss nicht gleich Anbieter sein! (z.B. im Falle der
Wohnungsgesellschaften); Dennoch:

• „Wohnungsgesellschaften, die eine Familienassistenz anbieten, erhöhen die
Attraktivität ihrer Standorte. Dennoch entstehen Kosten, z.B. für die
Bereitstellung von Räumlichkeiten oder durch administrative Tätigkeiten im
Zusammenhang eines solchen Angebots“29

Die Autoren der Studie schlagen (den Wohnungsbaugesellschaften) vor:
• Vermittlung von Familienassistentinnen auf Anfrage
• Aufbau eines Pools von Familienassistentinnen, u.U. mit

Spezialisierungen
• Formulierung spezifischer Angebotssegmente (z.B. Seniorenberatung,

Initiierung einer Gemeinschaftsbetreuung für Kinder eines Wohngebietes,
Erziehungsberatung etc.)

Zuschüsse? Andere Kostenträger?
• Gerade im Krankheitsfall können die Kosten durch unterschiedliche Träger der

Sozialversicherungen übernommen werden; z.B. Gesetzliche
Krankenversicherung, Beihilfen, Rentenversicherungsträger, Sozialämter,
Jugendämter.

                                                
28 Ebenda , Seite 20
29 Ebenda, Seite 22
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THEMA: PFLEGE

In diesem Kapitel finden Sie Exzerpte aus:

• Demographischer Wandel und Pflegebedürftigkeit in Nordrhein-Westfalen

Gutachten für die Enquetekommission „Situation und Zukunft der Pflege

in NRW“ – Endbericht – 2004 (Dr. Heinz Rothgang)

• Pflege im Alter. Bericht zur telefonischen Bevölkerungsumfrage 2007,

Ennepe-Ruhr-Kreis. Reihe: Gesundheit im Kreis EN; Nr. 13/2007

(Autor/innen: Dr. Hans-Joachim Boschek/ Katrin Johanna Kügler -

Kreisverwaltung Ennepe-Ruhr, Fachbereich Gesundheit, Schwelm, Monika Mensing

- lögd NRW)

• Weiterentwicklung der Altenhilfe im Ennepe-Ruhr-Kreis - Kommunale

Steuerung des Systems Vorlage der Verwaltung  / Fachbereich Finanzen,

Kreisentwicklung und Soziales - Abteilung Soziales - Beratung Ausschuss für

Soziales und Gesundheit / 15.05.2007

• Vielfalt leben: Jung und Alt – wie geht das Zusammen? Frankfurt 2006 /

„Oma allein zu Haus? Geschlechtersaspekte der Pflegebedürftigkeit und

Pflegearbeit in der alternden Gesellschaft / Diana Auth
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Demographischer Wandel und Pflegebedürftigkeit in Nordrhein-
Westfalen - Gutachten für die Enquetekommission „Situation und
Zukunft der Pflege in NRW“
– Endbericht – 2004

Das Gutachten bietet Modellrechnungen zur Zahl der Pflegebedürftigen in NRW und zur
Nachfrage nach professionellen Pflegeleistungen bis zum Jahre 2040. In der Kombination
von Bevölkerungsvorausberechnung und Pflegehäufigkeiten kombiniert, lassen sich die
Zahlen der Pflegebedürftigen vorausberechnen.

Leitfragen:
Wie wird sich die Zahl der Pflegebedürftigen in Nordrhein-Westfalen bis ins Jahr 2040
(auf Landesebene) bzw. bis 2020 (auf kommunaler Ebene) entwickeln? Welche Nachfrage
nach professionellen Pflegeleistungen ergibt sich hieraus, wenn das
Inanspruchnahmeverhalten als im Zeitverlauf konstant unterstellt wird? Mit welchen
Veränderungen des Inanspruchnahmeverhaltens ist zu rechnen und welche
Auswirkungen hat ein verändertes Inanspruchnahmeverhalten auf die Nachfrage nach
professionellen Pflegeleistungen?30

Zur Struktur der Pflegebedürftigen im Ausgangsjahr (2002):
Männer und Frauen zeigen ein unterschiedliches Pflegeprofil:

• Bei den Männern ist die Zahl der Pflegebedürftigen gleichmäßig auf die
Altersklassen verteilt. Dabei gibt es mehr 70-80jährige Pflegebedürftige als 80-
90jährige. Die auch bei den Männern mit dem Alter steigende Pflegehäufigkeit
wird hier durch die mit zunehmendem Alter geringer werdende Besetzung der
Altersklassen überkompensiert.

• Bei den Frauen ist ein solcher Effekt erst für die höchste Altersklasse zu
beobachten. So gibt es mehr 85-90jährige pflegebedürftige Frauen als über
90jährige. Da die Zahl der pflegebedürftigen Frauen die der Männer bei weitem
übersteigt, prägen sie auch das Profil für die Gesamtzahl der Pflegebedürftigen.

Achtung: rund 85.000 Pflegebedürftige sind jünger als 65. Diese Gruppe ist nicht
vernachlässigbar. (Es dürfte sich häufiger um Behinderte mit speziellen
Pflegeerfordernissen handeln.)

Die Entwicklung der Zahl der Pflegebedürftigen von 2002 bis 2020 unterscheidet sich
zwischen den Regierungsbezirken ganz erheblich Die kreisfreien Städte zeigen deutlich
geringere Steigerungsraten, viele Kreise wiederum zeigen sehr deutlich steigende Zahlen
an Pflegeempfängern. (Der Ennepe-Ruhr-Kreis liegt in den Abbildungen genau im Mittel.)
Die Gesamtzahl der Pflegebedürftigen steigt in den Städten von 2002 bis 2040 um 22,4
%, in den Kreisen um 49 %. Dieser Unterschied gilt für alle Pflegestufen. Kreise haben
demnach höhere Zuwachsraten als kreisfreie Städte.

Hochrechnung der Nachfrage nach professionellen Pflegeleistungen bei
konstantem Inanspruchnahmeverhalten

                                                
30 Auf der Basis der Vorausberechnungen des Landesamtes für Datenverarbeitung und Statistik des Landes
Nordrhein-Westfalen (LDS) und des Statistischen Bundesamtes (StaBu) aus dem Jahr 2002:
Bevölkerungsvorausberechnungen, die für das Land insgesamt bis zum Jahr 2040, für die kommunale Ebene
aber nur bis 2020 reichen. Mehr als 20 Jahre in die Zukunft reichende kleinräumige Bevölkerungsprojektionen
werden vom LDS abgelehnt, da diese aufgrund der Binnenmigration zwischen den Kommunen dann als zu
spekulativ anzusehen sind.
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Auskünfte darüber, ob und wie oft professionelle Pflege in Anspruch genommen wird,
ergibt sich aus den Pflegeversicherungsleistungen.

• Klar ist, dass die Inanspruchnahme der Leistungen bei vollstationärer Pflege (nach
§ 43 SGB XI) auf tatsächlich erfolgende Inanspruchnahme vollstationärer Pflege
verweist. Allerdings wird hierbei nicht zwischen Langzeit- und Kurzzeitpflege
unterschieden.

• Komplizierter ist die Datenlage bei häuslicher Pflege. Die Daten des LDS weisen
hierbei zwei Leistungen aus: das Pflegegeld gemäß § 37 SGB XI und die
ambulanten Pflegesachleistung nach § 36 SGB XI. Die Kombinationsleistung (§ 38
SGB XI) wird hingegen nicht getrennt ausgewiesen. Keine Angaben liegen
weiterhin für Tages- und Nachpflege (beispielsweise nach der Entlassung aus dem
Krankenhaus) vor.

In den Modellrechnungen können daher nur drei Nutzergruppen
unterschieden werden:
• bei Bezug von Pflegegeld wird unterstellt, dass die häusliche Pflege ohne
Zuhilfenahme zugelassener Pflegedienste erfolgt
• bei Bezug von Pflegesachleistungen, die im Folgenden mit dem Kürzel
„ambulant“
bezeichnet werden, wird unterstellt, dass zugelassene Pflegedienste an der häuslichen
Pflege beteiligt sind sowie
• bei Bezug von Leistungen bei stationärer Pflege („stationär“), wird stationäre
Pflege unterstellt.

Pflegegeld ist in NRW die vorherrschende Leistungsform, gefolgt von der stationären
Pflege.
Differenziert nach Alter und Pflegestufe zeigt sich für die Häufigkeit der einzelnen
Pflegeformen mit steigendem Alter eine leichte Zunahme der Inanspruchnahme von
ambulanter und eine starke für stationäre Pflege Die Inanspruchnahme von Pflegegeld
geht dagegen mit dem Alter zurück.

Die Betrachtung der Pflegeformen nach Stufen und Altersgruppen unterstreicht
damit
den Zuwachs stationärer Pflege mit steigender Pflegestufe und steigendem
Alter.
Der bereits bekannte Gesamtanstieg der Zahl der Pflegebedürftigen von 52,4 %
setzt sich demnach zusammen aus einer Zunahme von 66,1 % für ambulante,
von 62,6 % für stationäre Pflege und von 40,9 % für Pflegegeld. Die
Inanspruchnahme professioneller Pflege wächst – gemäß der Modellrechnung –
somit wesentlich stärker als die der häuslichen Pflege ohne Beteiligung
zugelassener Pflegedienste!

Dazu kommen folgende soziale Entwicklungen:
• abnehmendes „Pflegepotential“ zur Pflege durch eigene Kinder und deren
Lebenspartner/innen,
• möglicherweise steigende Erwerbsquoten bei Frauen,
• „Singularisierung“ in der Haushaltsstrukturentwicklung
• abnehmenden Pflegebereitschaft (kulturelle Norm der „Pflicht zur Pflege“ weicht auf)

Wesentliche Determinante für die Wahl der Pflegeform ist das Unterstützungssystem,
das einem Pflegebedürftigen zur Verfügung steht.
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Der zukünftigen Entwicklung vor allem des Anteils der Einpersonenhaushalte kommt
entscheidende Bedeutung für das Inanspruchnahmeverhalten der Pflegebedürftigen zu.31

Ein vorsichtiger Trend hin zur professionellen Pflege lässt sich empirisch am
Inanspruchnahmeverhalten feststellen: der Anteil der stationär versorgten
Pflegebedürftigen hat zwischen 1996 bis 2002 um mehr als 7 Prozentpunkte
zugenommen. Dazu kommt: Bei den in häuslicher Umgebung versorgten
Pflegebedürftigen ist der Anteil der Pflegegeldbezieher im Zeitablauf rückläufig, während
Sach- und Kombinationsleistungsbezug
zunehmen. Auch dies deutet auf die steigende Bedeutung professioneller
Pflege hin.32

Schlussfolgerungen für die Politik
NRW hat mit einer erheblichen Steigerung der Zahl der Pflegebedürftigen zu rechnen.
Allein der demographische Wandel führt dabei dazu, dass die Zahl der Pflegebedürftigen
im Jahr 2040 um rund die Hälfte über der derzeitigen Zahl liegt. Bereits hieraus ergibt
sich die Notwendigkeit für die Politik, für den weiteren Ausbau der pflegerischen
Infrastruktur Sorge zu tragen. Hierzu gehört auch die stationäre Pflege, die auch in
Zukunft eine wichtige Rolle spielen wird.

Aufschlussreicher noch als die Ergebnisse der Status-quo-Projektion sind die Resultate,
die sich ergeben, wenn Verschiebungen im Inanspruchnahmeverhalten berücksichtigt
werden, die aus einer Reduktion des familialen Pflegepotentials resultieren, die selbst
wieder durch demographische, sozio-strukturelle und kulturelle Faktoren hervorgerufen
wird. Entsprechende Modellrechnungen zeigen, dass derartige Verschiebungen
zu einer
Steigerung der Nachfrage nach professionellen Pflegeleistungen führen können,
die
nicht hinter der demographisch bedingten Steigerung zurücksteht. Die
Beeinflussung der Pflegearrangements durch Schaffung entsprechender
Rahmenbedingungen erscheint daher als die zentrale Aufgabe zukünftiger Pflegepolitik.

Wie sehen Pflegearrangements der Zukunft aus?
Familien fallen zunehmend aus, allein durch einen Ausbau der professionellen
ambulanten und stationären Pflegeangebote kann dies schon aus Finanzierungsgründen
nicht kompensiert werden.
Dazu kommt: Pflegeberufe stehen vor einem erheblichen Rekrutierungsproblem
(Rothgang
2002), dies steht einem bedarfsgerechten Aufbau professioneller Pflegeeinrichtungen
entgegen.
„Gemischte Pflegearrangements“ sind nach Ansicht Rothgangs der denkbare Weg für
Angehörige, professionelle Pflegekräfte und ehrenamtliche Helferinnen und Helfer.

                                                
31 Dabei zeigt sich, dass die Versorgung durch familiale Pflegepersonen und Pflegepersonen aus dem
Freundeskreis desto schlechter und die Inanspruchnahme von professionellen Einrichtungen daher um so höher
ist, je kleiner die Haushalt ist, in dem der Pflegebedürftige lebt bzw. bei Beginn der Pflegebedürftigkeit gelebt
hat. Unterschiede ergeben sich dabei vor allem zwischen Pflegebedürftigen in Einpersonenhaushalten und
solchen in größeren Haushalten, während die Unterschiede zwischen Zwei-, Drei- sowie Vier- und
Mehrpersonenhaushalten nicht so sehr ins Gewicht fallen.
32 Expertise von Görres und Hasseler zum Thema „Künftige Bedarfskonstellationen pflegebedürftiger
Menschen“ (Literaturrecherche und Expertenbefragung zur „Pflegebedürftigkeit in NRW“) gibt den Fakten
(Steigerung der Quoten mit notwendig werdendem Ausbau an ambulanten, marktgängigen und koordinierenden
Angeboten) Recht, liefert aber keine Zahlen zur Quantifizierung.
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Kommunale Handlungsfelder:
• Rahmenbedingungen für pflegende Angehörige müssen verbessert werden, so
dass die familiale Pflegebereitschaft steigt,
• Potentiale ehrenamtlicher Pflegehelfer/innen sind zu erschließen
• professionelle Anbieter müssen vermehrt auch pflegende Angehöriger
unterstützen / diese derartige Hilfe stärker annehmen,
• differenzierte Pflegeangebote sind zu schaffen, die stärker auf die Bedürfnisse
der Pflegebedürftigen und der pflegenden Angehörigen eingehen.

ad 1) Stärkung der Familienpflege
Pflegetätigkeit und Berufstätigkeit sind schwer vereinbar. Betriebliche Maßnahmen zur
Unterstützung pflegender Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer können hier für
Ausgleich sorgen. Zum anderen ist zu prüfen, wie Arbeitnehmern der zeitweise Rückzug
aus der Berufstätigkeit mit anschließender Rückkehroption ermöglicht werden kann.
(„Pflegeurlaub“ analog zum Erziehungsurlaub)

ad 2) Einsatz ehrenamtlicher Pflegehelferinnen und -helfer
Materielle Anreize für die ehrenamtlichen Personen, die pflegen bzw. Pflegende
unterstützen (etwa im Rahmen von Nachbarschaftshilfe, Besuchsdiensten,
Hospizbewegung) sind hilfreich. Möglich wären insbesondere begrenzte
Aufwandsentschädigungen und eine Absicherung in der Renten- und Unfallversicherung.

ad 3) Neue Rolle für Pflegedienste und familiale Pflegepersonen
Gemischte Pflegearrangements machen pflegende Angehörige und professionelle
Pflegedienste zu Partnern. (Organisation der Pflege im Verbund von Familienangehörigen,
Ehrenamtlichen und professionellen Pflegedienstleistern). Ausbau der care und case
management-Strukturen würde diesen Prozess sicherlich befördern – so Rothgang.

ad 4) Differenzierung der Pflegeangebote
Starre Trennung der Sektoren (ambulant vs. stationär) ist hinderlich. Neue Wohn- und
Pflegeformen zwischen ambulant und stationär bedürfen der Förderung und nicht der
administrativen Einschränkung etwa durch das Heimgesetz. Hilfreich wäre in diesem
Zusammenhang auch eine weitere Flexibilisierung des Sachleistungsprinzips
insbesondere für die Gruppen von Leistungsempfangenden – wie Demente – für die die
Sachleistungsmodule nur begrenzt passend sind. Entsprechende Experimentierklauseln
sind inzwischen im SGB XI geschaffen worden. (Derzeitige Staffelung der Beiträge führt
aber dazu, dass stationäre Pflege daher vor allem in Stufe I ökonomisch attraktiv ist –
dies ist kontraproduktiv.)

Das Land NRW selbst kann natürlich nur einen Teil dieser Vorschläge selbst – auf
Landesebene – umsetzen. Es kann sich aber in den nicht der landesrechtlichen Regelung
zugänglichen Teilen immerhin u.a. über den Bundesrat für entsprechende bundesweite
Vorgaben einsetzen.

Auf einen Blick:
Die Inanspruchnahme professioneller Pflege (ambulant und stationär) gewinnt im
Vergleich zur häuslichen Pflege ohne Beteiligung zugelassener Pflegedienste deutlich an
Gewicht. So ergeben die Modellrechnungen eine Zunahme der Pflegebedürftigen in
ambulanter (professioneller) Pflege um 46 % und in stationärer Pflege um 51 %,
während die Zahl der Pflegegeldempfänger nur um 34 % wächst.
Trend von der Laienpflege zur professionellen Pflege ist anzunehmen, vorausgesetzt
natürlich die Pflegeinfrastruktur wird entsprechend ausgebaut, so dass steigende
Nachfrage befriedigt werden kann.
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„Während die Zahl der Pflegebedürftigen in den Städten nur um 22 % wächst,
liegt die entsprechende Wachstumsrate in den Kreisen bei 49 %. Für die
professionellen
Angebote, deren Inanspruchnahme sowohl in den Städten als auch in den Kreisen
überproportional steigt, sind in den Kreisen gar Steigerungsraten von 61 %
(ambulant) bzw. 59 % (stationär) zu erwarten. Hier sind daher bereits in der
nächsten Dekade erhebliche Anstrengungen zur Verbesserung auch der
quantitativen pflegerischen Infrastruktur notwendig.“33

Wichtig für die Politik ist bei den vier erstellten Szenarien:
Die zentrale These lautet, dass die Familien allein die Pflege in Zukunft nicht mehr
sicherstellen. Allerdings kann auch nicht erwartet werden, dass die familiale Pflege
einfach durch professionelle Pflege abgelöst wird. Dies würde zum einen erhebliche
Finanzierungsprobleme aufwerfen, ist zum anderen angesichts der zu erwartenden
Rekrutierungsprobleme für Pflegeberufe auch gar nicht möglich. Eine Sicherstellung der
Pflege – und insbesondere auch einer qualitativ hochwertigen Pflege – ist daher nur
möglich, wenn es gelingt, in stärkerem Ausmaß „gemischte Pflegearrangements“ zu
etablieren, in denen Laien und professionelle Pflegekräfte zusammen die Pflege
sicherstellen. Für die Familien bedeutet dies, die aktive Mitarbeit professioneller
Pflegekräfte zu akzeptieren, während professionelle Pflegekräfte eine neue Rolle finden
und akzeptieren müssen in der sie als Partnerinnen der Familien verstärkt Anleitungs-
und Managementfunktionen (case und care management) übernehmen.

Für die öffentliche Hand, insbesondere für Länder und Kommunen, sind damit
eine Reihe von Implikationen verbunden:

• Die stationäre Pflege wird auch weiterhin ein bedeutendes Element der Pflege darstellen
und muss auch weiterhin gefördert werden.
• Gleichzeitig muss die starre Trennung der Sektoren überwunden werden. Neue
Wohn- und Pflegeformen zwischen ambulant und stationär bedürfen der Förderung
und nicht der administrativen Einschränkung etwa durch das Heimgesetz.
• Case und care management-Strukturen müssen gefördert werden. Dabei ist aber dafür
Sorge zu tragen, dass die Pflegebedürftigen und deren Angehörigen nicht entmündigt
werden, sondern die case und care manager immer als Partner und Berater, nicht aber
als Letztenscheidungsträger fungieren.

Kontakt: Dr. Heinz Rothgang, Zentrum für Sozialpolitik, Parkallee 39, 28209 Bremen,
Tel.: (0421) 218 – 4132, Fax.: (0421) 218 – 7540, E-Mail: rothgang@zes.uni-bremen.de

                                                
33 S. 93
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Pflege im Alter. Bericht zur telefonischen Bevölkerungsumfrage
2007, Ennepe-Ruhr-Kreis. Reihe: Gesundheit im Kreis EN; Nr.
13/2007; Dr. Hans-Joachim Boschek / Katrin Johanna Kügler -
Kreisverwaltung Ennepe-Ruhr, Fachbereich Gesundheit, Schwelm,
Monika Mensing - lögd NRW, Landesinstitut für den öffentlichen
Gesundheitsdienst, Bielefeld

Bis zu 80 % der pflegebedürftigen Menschen werden heute durch Angehörige versorgt.
Es stellt sich die Frage, welchen Beitrag die Familienpflege zur Bewältigung der
Versorgung der Hochbetagten leisten kann und welche Faktoren die Pflegebereitschaft
beeinflussen.

Dazu wurden im Ennepe-Ruhr-Kreis 1005 Bürger/innen über 35 Jahren im Januar 2007
telefonisch nach ihrer Bereitschaft befragt, sich bei der Pflege von Angehörigen zu
engagieren. Erfragt wurden die Erfahrungen mit pflegebedürftigen Angehörigen, der
soziale Status, die Bereitschaft zur familiären Pflege und die Erwartung nach
Unterstützung seitens der Gesellschaft.

Ergebnisse:
• 60 % der Befragten haben mindestens einen Angehörigen, der pflegebedürftig

war oder ist. Rund 83 % würden einen Angehörigen Zuhause pflegen, vor allem
wenn sie Unterstützung von Verwandten bzw. einem Pflegedienst erhielten.

• Eine Heimunterbringung wird jedoch nur von 25,6 % prinzipiell abgelehnt.
• Für die Pflegebereitschaft förderliche externe Faktoren sind Angebote der

Kurzzeitpflege (77,1 %) und finanzielle Entlastung (66,1 %).
• Wichtige persönliche Faktoren sind der Grad der Pflegebedürftigkeit (45,5 %) und

der Grad der Verwandtschaft (34,3 %). Es folgen die Vereinbarkeit mit dem Beruf
(29,4 %) sowie der eigene Gesundheitsstatus (13,2 %).

Die Pflegebereitschaft ist von Sozialstatus und Geschlecht abhängig. Befragte
mit hohem sozialem Status sehen primär Probleme bei der Vereinbarkeit mit
dem Beruf und neigen eher dazu, einen Heimpflegeplatz in Anspruch zu
nehmen. Weibliche Befragte sind signifikant eher bereit, eine Person zu Hause
mit Unterstützung durch einen Pflegedienst zu versorgen, dagegen würden
Männer häufiger einen Platz im Pflegeheim präferieren.

Diskussion:
• 75-80 % der über 35jährigen sind prinzipiell bereit sich bei der häuslichen Pflege

von Angehörigen zu engagieren. Für die kommunale Pflegeplanung lassen sich die
Organisation von Kurzzeitpflegeangeboten und die Sicherstellung von
unterstützenden Pflegeleistungen für Familien als Prioritäten erkennen.

• Es gibt keine Beratungseinrichtung, die allgemein als zentrale Anlaufstelle in
Pflegefragen wahrgenommen würde.

• In der eigenen Wohnung bleiben zu können, ist ein wichtiges Anliegen der
Befragten.  Die Versorgung im Haushalt eines Familienangehörigen wird dagegen
nur von 17,4% als akzeptabel gewertet.
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Weiterentwicklung der Altenhilfe im Ennepe-Ruhr-Kreis -
Kommunale Steuerung des Systems
Vorlage der Verwaltung  / Fachbereich Finanzen, Kreisentwicklung
und Soziales - Abteilung Soziales - Beratung Ausschuss für
Soziales und Gesundheit / 15.05.2007

Mit Beschluss vom 11.12.2005 stimmte der Kreistag zur Neuorientierung in der Altenhilfe
im Ennepe-Ruhr-Kreis den in der Verwaltungsvorlage Drucksache-Nr.: 81/05 vom
08.11.2005 definierten Zielen und Themenschwerpunkten zu und beauftragte die
Verwaltung, die notwendigen Schritte zur Umsetzung einzuleiten und regelmäßig über
den Arbeitsstand zu berichten.

Zielsetzungen und Themenschwerpunkte der Verwaltungsvorlage 81/05
vom 08.11.2005:

Strategische Ausrichtung:
• Vermeidung von Pflegebedürftigkeit
• Hilfe und Unterstützung in der eigenen Wohnung
• Alternative Versorgungsmöglichkeiten

Themenfelder
• Gesundheitsvorsorge

 Prävention und Gesundheitsförderung für alle Altersgruppen
 Intersektorale Zusammenarbeit; Vernetzung
 Integration von Rehabilitationskonzepten

• Beratung und individuelle Hilfeplanung
 Umfassendes und flächendeckendes Beratungssystem
 Träger unabhängige Beratung mit „Lotsenfunktion“ kombiniert mit ortsnahen

   Angeboten in jeder Stadt
 Wohnberatung als Fachberatung zur altengerechten Umgestaltung von

   Wohnungen
 Hilfeplanung und Fallmanagement für Ältere sowie zur Unterstützung pflegender

   Angehöriger
• Selbsthilfenetzwerke

 Bürgerschaftliches Engagement als wichtige Säule im System der Unterstützung
   hilfebedürftiger Älterer

 Begleitung pflegender Angehöriger
• Komplementäre ambulante Dienstleistungen

 Hinreichendes Angebot an vorpflegerischen und pflegeergänzenden Tätigkeiten,
   die nicht von der Pflegeversicherung finanziert werden

• Neue Wohn- und Versorgungsformen
 ... müssen im normalen Wohnungsbau verankert werden
 Ausbau „Alternativer Versorgungsstrukturen“, die verschiedene Wohn- und

   Betreuungsformen kleinräumig vernetzen
• Stationäre Versorgung im Pflegeheim

 wird nicht durch neue Versorgungsmöglichkeiten überflüssig
 Weiterentwicklung der Pflegequalität in Heimen
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Hintergrund:
Eingeleitet wurde der Planungsprozess mit einem Gutachten des Beratungsunternehmens
IKOS Consult GmbH. Im Rahmen einer Bestandsaufnahme wurde zunächst die
demografische und soziale Ausgangssituation analysiert. Kombiniert mit der Prognose
von Altersstrukturen, Pflegebedürftigkeit und relevanten Sozialstrukturen und einer
daraus entwickelten Kosten-Nutzen-Analyse wurde eine fachlich fundierte Basis für die
Positionsbestimmung in der Altenpolitik geschaffen. Ein besonderes Anliegen war dabei
die städtespezifische Vertiefung der Daten und Prognosen zur Verdeutlichung der
unterschiedlichen Ausgangssituation im Kreis.

Handlungsleitlinie aus den Analysen und Fachdiskussionen: der Pflegemarkt kann
im Sinne der vom Kreistag beschlossenen Zielsetzungen nur beeinflusst werden durch
• konsequente Einzelfallsteuerung,
• bedarfsgerechte und passgenaue Ausrichtung der häuslichen
Angebotsstruktur mit dem ganzen Spektrum pflegerischer und komplementärer
Leistungen.

zum rechtlichen Hintergrund:
Beratung, Hilfe und Unterstützung für alte Menschen ist gemäß § 71 Sozialgesetzbuch
Zwölftes Buch (SGB XII), das die davor geltenden Regelungen über die Altenhilfe im
Bundessozialhilfegesetz übernommen hat, Aufgabe des örtlichen Trägers der Sozialhilfe.
Nach Landespflegegesetz ist der Kreis verpflichtet, eine den örtlichen Anforderungen
entsprechende Angebotsstruktur nach Maßgabe dieses Gesetzes sicherzustellen.
Die kreisangehörigen Städte sind in die Aufgabenwahrnehmung nach diesem Gesetz mit
einzubeziehen. Die Aufgabe der Beratung und Information von Pflegebedürftigen sowie
von Pflegebedürftigkeit Bedrohten und ihrer Angehörigen soll im Zusammenwirken von
Kommunen, Pflegekassen und den anderen an der pflegerischen Versorgung Beteiligten
wahrgenommen werden.

Steuerungsrelevante Handlungsfelder sind
• Koordination (Caremanagement) Das ganze Spektrum der Anbieter von
professionellen ambulanten und stationären Dienstleistungen, ehrenamtlichen Hilfen und
anderen Leistungen im Bereich der Pflege sowie der Einrichtungen und Institutionen mit
Schnittstellen zur pflegerischen Versorgung ist unter städtischer Federführung in
unterschiedlicher Weise, Zusammensetzung und Intensität in eine
Kommunikationsstruktur eingebunden. Der regelmäßige fachliche Austausch eröffnet
auch die Möglichkeit, in Einzelfällen oder für typische Situationen Versorgungsketten mit
passgenauen Leistungen zu organisieren. Anbieter können sich auf den dabei manchmal
erst deutlich werdenden Bedarf einstellen und ggf. ihre Produktpalette entsprechend
ausrichten. Die Träger der Pflegedienste und Pflegeeinrichtungen sind ihrerseits zur
Kooperation verpflichtet, um eine auf den Einzelfallabgestimmte Pflege sicherzustellen
(§ 2 Abs. 4 PfG NW).
Die Koordinationstätigkeit mit den Beteiligten im Bereich Pflege und mit den Partnern in
der allgemeinen Seniorenarbeit in den Städten liegt zumeist in einer Hand.
• Beratung (§ 4 PfG NW) Pflegebedürftige, von Pflegebedürftigkeit Bedrohte und ihre
Angehörigen sind trägerunabhängig zu beraten und über die erforderlichen ambulanten,
teilstationären, vollstationären und komplementären Hilfen zu informieren. Die Beratung
soll im Zusammenwirken von Kommunen, Pflegekassen und den anderen an der
pflegerischen Versorgung Beteiligten erfolgen.
• Fallmanagement (Casemanagement) Bei der Weiterentwicklung des
Beratungsangebotes soll insbesondere auf die Entwicklung von Fallmanagement
hingewirkt werden (§ 4 Abs. 2 Satz 3 PfG NW). Mit dieser Vorgabe hat der Gesetzgeber
im Rahmen der Novellierung das PfG NW den neueren Erkenntnissen und Möglichkeiten
der ambulanten Hilfe Rechnung getragen. Auch die Umsetzung der gesetzlichen
Bestimmungen über das „trägerübergreifende persönliche Budget“ (§ 35 a SGB XI i.V.m.
§ 17 SGB IX) hat damit zu tun. Das wird zurzeit in Modellprojekten erprobt.
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Perspektivisch soll durch Casemanagement ein Instrument zur Verfügung stehen, mit
dem bei besonders komplexer Bedarfslage in geeigneten Fällen das Verbleiben in der
eigenen Wohnung durch umfassende und fachlich fundierte Hilfe, Unterstützung und
Begleitung über einen längeren Zeitraum gesichert werden kann. Das bedarf jedoch einer
konzeptionellen Grundlage und einer entsprechenden Aus- oder Fortbildung geeigneter
Fachkräfte.
Der Kreis wird die Entwicklung von Casemanagement vorantreiben. Im Aufbauprozess ist
zur Erprobung ein zentraler Einsatz als „task-force“ in bestimmten Themenbereichen
vorgesehen.

Dringender Handlungsbedarf wird bei der Entlassung pflegebedürftig gewordener
Menschen aus dem Krankenhaus gesehen.
Außerdem sollte die Situation der Bewohnerinnen und Bewohner von
Pflegeheimen, die mit der sog. Pflegestufe 0 nur einen geringfügigen Pflegebedarf
haben und für eine andere als die stationäre Versorgung aufgeschlossen sind,
systematisch daraufhin geprüft werden, ob ein Wechsel in die ambulante Versorgung
sinnvoll und möglich ist. Nach den dabei gewonnenen Erfahrungen wird über einen
weiteren Aufbau von Casemanagement entschieden.
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Vielfalt leben: Jung und Alt – wie geht das Zusammen?
Frankfurt 2006 / „Oma allein zu Haus? Geschlechtersaspekte
der Pflegebedürftigkeit und Pflegearbeit in der alternden
Gesellschaft / Diana Auth

Mit Einführung der Pflegeversicherung habe sich das Risiko der
Pflegebedürftigkeit, das vorher von der Familie und/oder den Sozialhilfeträgern
getragen wurde, in ein versichertes, gesellschaftlich getragenes Risiko verwandelt.34

Die Zahl der Haushalte, in denen gepflegt wird, liegt konstant bei 4-5%. Drei von
vier pflegenden Familienangehörigen sind weiblich.

Nur knapp ein Viertel der Hauptpflegepersonen ist erwerbstätig. „Für diese
häuslich Pflegenden besteht oftmals das Problem der Vereinbarkeit von Beruf und
Pflege. Es handelt sich um 300.000 Personen.“35 Viele (gut 40%) äußern den Wunsch
nach Einführung einer Pflegezeit als Betriebsvereinbarung. Derzeit präferieren aber
Unternehmen informelle Regelungen und wünschen keine staatlichen Reglements.

Regelungen werden in Zukunft aus diesen Gründen unumgänglich:
• das „Schwiegertöchterpotential“ sinkt
• die Frauenerwerbsquote steigt
• berufsbedingte geforderte Mobilität schafft zusätzlich Vereinbarkeitsprobleme
• Singlehaushalte bei den Älteren nehmen zu
• Wandel der Pflegekultur (von der Familienaufgabe zur gesellschaftlichen

Aufgabe) wurde durch Einführung der Pflegeversicherung eingeläutet und ist
nicht umkehrbar.

Zur Datenlage in den Pflegeberufen (2003):
• 10.000 ambulante Pflegedienste mit ca. 200.000 Beschäftigten
• 9.700 Pflegeheime mit über 50.000 Beschäftigten / mehr als 85% davon

weiblich
• Pflegeberufe am unteren Ende der Lohnskala
• zugleich: steigendes Qualifikationsniveau

Fazit: der Pflegeberuf ist in Zeiten der Arbeitslosigkeit attraktiv, aber in
dieser Form nicht mehr, wenn der Arbeitskräftebedarf steigt.36

Schlussfolgerung:
„Notwendig sind z.B. bessere Qualifikations- und Aufstiegschancen, eine bessere
Bezahlung, ein breiteres Angebot für Fort- und Weiterbildung sowie Supervision.
Der Vorschlag der Rürup-Kommission, weitere Mini- und Midi-Jobs im
Pflegebereich zu schaffen, oder die Einrichtung von Ein-Euro-Jobs in diesem
Arbeitsfeld entspricht diesen Vorstellungen ebenso wenig, wie die illegale
Beschäftigung osteuropäischer Pflegerinnen in privaten Haushalten.“37

                                                
34 Ebenda, Seite 4
35 Ebenda, Seite 6
36 Ebenda, Seite 9
37 Ebenda, Seite 10
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THEMA: Regionaler ARBEITSMARKT / Märkische Region

In diesem Kapitel finden Sie Zusammenfassungen der verfügbaren Expertisen

zum regionalen Arbeitsmarkt:

• Prospect Branchenbericht 2007: Seniorenwirtschaft  /agentur mark

• Prospect Branchenbericht 2006: Gesundheits- und Sozialwesen / agentur

mark

• Evaluation für die JobAgentur EN: Ausbildung von SGB-II-Kundinnen und

Kunden zum/r Altenpflegehelfer/in
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Prospect Branchenbericht „Gesundheits- und Sozialwesen“ 2006 /
agentur mark38 (Hg.)

Zum Hintergrund:
Gute Branchenkenntnisse sind eine wichtige Voraussetzung für erfolgreiche
Arbeitsmarktpolitik. Telefonbefragungen, Betriebsbesuche und Experteninterviews waren
die Instrumente des Regionalen Arbeitsmarktmonitorings Prospect, mit denen die
agentur mark in den letzten 5 Jahren Einblicke in einzelne Branchen der Märkischen
Region verschafft hat. Die in den Branchenberichten aufgestellten
Handlungsempfehlungen waren der Ausgangspunkt für zahlreiche arbeitspolitische
Initiativen, wie zum Beispiel die Entwicklung des Weiterbildungsportals bill_mark und die
Ausbildungsoffensive bei mobilen Pflegediensten. Ende 2007 lief die Förderung des
Regionalen Arbeitsmarktmonitorings durch das Land NRW, die ARGE Hagen und die
JobAgentur EN aus. Der letzte Branchenbericht zum Thema Seniorenwirtschaft ist
inzwischen erschienen.

PROSPECT 2006

Der Frauenanteil in den gesamten Branchen der Gesundheits- und Sozialwirtschaft ist mit
über 75% bekannt hoch, besonders hoch aber ist er in Arztpraxen (z.Zt. über 97%) und
Seniorenpflegeinrichtungen (fast 90%).

Die Teilzeit-Quote ist ebenfalls hoch: fast jede 2. Beschäftigte arbeitet in Teilzeit,
besonders hoch ist die Teilzeit-Quote in ambulanten Pflegediensten, die niedrigste gibt es
in Behinderteneinrichtungen.

Ausbau der Pflegeinrichtungen, Zahlen:
• stationäre Pflegeplätze in Hagen: 1786; zwei weitere Einrichtungen mit insges.

153 sind geplant
• EN-Kreis: (Stichtag 30.06.2005): 3661 Pflegeheimplätze; Belegung bei 96%,

sinkend! (angeblich ist erst eine Belegung von 98% kostendeckend)
• Trend: Eher (mehr) Kurzzeitpflegeplätze einrichten (um ambulante Pflege zu

stützen)
• Trend (Hochrechnung): Bis 2020 werden im EN-Kreis die Zahlen der

pflegebedürftigen Einwohner um ca. 30% von 9969 auf 12.987 steigen39

• 2006 waren ca. 300 Heimplätze in Bau, bis 2010 könne (müsse?) mit bis zu 4000
(neuen) Pflegeheimplätzen gerechnet werden

Ältere gerne gesehen – Angelernte dürften weiterkommen – es scheitert aber
an fehlenden berufsbegleitenden Angeboten!

• „Sowohl bei ambulanten wie auch bei stationären Pflegeanbietern sind ältere
Beschäftigte aufgrund ihrer gefestigten Persönlichkeit, ihrer Lebenserfahrung und
ihrer Zuverlässigkeit im Vergleich zu Berufsanfängern/innen durchaus gerne
gesehen. Es besteht häufig der Wunsch einzelnen bewährten, aber nur
angelernten Kräften eine weitergehende Ausbildung zu ermöglichen. Diese soll im
Idealfall berufsbegleitend stattfinden…wird aber nur selten wegen des langen
Zeithorizontes für die Ausbildung und die mit ihr verbundenen
Einkommenseinbußen seitens der Arbeitnehmer realisiert( …) ortsnahe
berufsbegleitende Ausbildungsangebote sind selten.“40

                                                
38 Download unter: www.agenturmark.de
39 Prospect 2006, Seite 12
40 Ebenda, Seite 13
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Wachstum bei Beschäftigung?
Zwar gelte die Branche als Wachstumsbranche, jedoch:

• „Die Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten nimmt nur leicht zu, die
Zahl der Erwerbstätigen steigt aufgrund der Zunahme der geringfügig
Beschäftigten dagegen deutlicher.“41

• Beispiel Krankenhaus: Weniger Pflegekräfte auf den Stationen, mehr im
„Funktionsdienst“

• Beispiel Altenheime (Wohnen/Pflege): Ein Plus an Beschäftigten (unklar
welcher Qualifikationen) um 67  auf 2.871

• Beispiel ambulante Dienste : Ein Plus um 12 Beschäftigte auf 448:

„Das Rückgrat…bilden examinierte (Kräfte). Sowohl die derzeit gemeldeten
offenen Stellen wie auch der erwartete Zuwachs zielen auf diese beiden
Berufgruppen. Andere Berufe, wie z.B. die Helferberufe des Gesundheits- und
Sozialwesens werden nur selten nachgefragt.“42

Ein weitere Hinweis auf das viel größere Interesse an hohen Qualifizierungen:
Der Einsatz von Bildungsschecks in der Branche (im Kreisgebiet)
Die Hitliste führen an:

• Pflegemanagement (26)
• Physiotherapie (10)
• Gerontopsychiatrie (10)

                                                
41 Ebenda, Seite 17
42 Ebenda, Seite 21
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Prospect Branchenbericht „Seniorenwirtschaft“ 2007 /
agentur mark43 (Hg.)

In diesem Branchenmonitoring finden sich einige Anhaltspunkte, wie sich das Wissen
über die Branchen für die Arbeitsvermittlung und Qualifizierung besser systematisieren
lässt.

Den so genannten Randbereichen der Seniorenwirtschaft wird starkes
Wachstumspotenzial zugesprochen - z.B. Anpassung bestehender Wohnungen und
Häuser als Markt für das Handwerk (Umbau von Bädern, Verbreiterung von Türen), aber
auch für
Dienstleistungsunternehmen der unterschiedlichsten Art (Reparaturdienste,
Wäschereinigung, Bring- und Begleitdienste). Weitere Bereiche der Seniorenwirtschaft
sind Freizeit, Sport und Kultur sowie spezielle neue Produkte.

Prognostiziert werden Wachstumspotenziale, weil ihre wirtschaftlichen Ressourcen von
Expertinnen und Experten als die wichtigste wirtschaftliche Triebkraft der kommenden
Jahre eingeschätzt werden. Nach Abzug der festen Lebenshaltungskosten stehen den ab
50-jährigen jährlich über 116 Mrd. € zur Verfügung, den ab 60-Jährigen noch fast 100
Mrd. €. Blickt man weiter in die Zukunft wird die materielle Ausstattung der Älteren
allerdings wieder geringer ausfallen. Dies unterstreicht die Notwendigkeit, in der
Seniorenwirtschaft nicht nur auf hochpreisige Segmente zu zielen.

Inwieweit sich die Seniorenwirtschaft tatsächlich als Wachstumsmotor zeigen wird, und
ob sich auch jetzt schon am Arbeitsmarkt in der Märkischen Region spürbare
Entwicklungen feststellen lassen, ist unbeantwortet. Die Betriebe nehmen die
demografische Entwicklung derzeit noch sehr unterschiedlich auf. Selbst Betriebe, die
fast zum direkten Kern der Seniorenwirtschaft gezählt werden, wie z.B. Sanitätshäuser
oder Apotheken gehen zum Teil sehr unterschiedlich mit der Zielgruppe um.

Insgesamt ergab sich nach der Streichung von Dubletten und ungültigen Adressen eine
Adressenbasis von 1058 Unternehmen.
Hiervon konnten:

• 790 erreicht
• und in 363 Fällen ein Telefoninterview geführt werden
• das ist eine Rücklaufquote von 45,9 %

Beteiligung Unterbranchen (Prozentwerte in Klammern):
Insgesamt 363
• Versicherungen (28,7)
• Apotheken (16,3)
• Tischler (11,3)
• Bildung/Freizeit/Begegnungsstätten (8,5)
• Dentallabors (8,0)
• Haushaltsdienste (6,1)
• Gehörakustiker/Optiker/ Orthopädietechniker (5,0)
• Handwerk/Industrie (4,1)
• Garten- und Landschaftsbau (3,0)
• Sanitätshäuser (2,8)
• Einzelhandel (2,5)
• Großhandel (2,2)
• Immobilien (1,7)

                                                
43 Finke, Dr. Kolzarek, agentur mark,  Hagen, Dezember 2007. Bezug: www.agenturmark.de
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Vier interessante Punkte ergeben sich aus der Befragung
• Beschäftigungstrend ist insgesamt negativ
• mehr als die Hälfte der ausbildungsberechtigten Betriebe bildet nicht aus
• weit über die Hälfte bietet keine Praktika an
• bei Stellenneubesetzung: Nur jede dritte läuft über das Arbeitsamt,

annähernd  70% dagegen über Anzeige, bestehende Kontakte oder
Initiativbewerbung

Handlungsempfehlung:
Betrieben wissen zu wenige über das Förderinstrumentarium und Eingliederungshilfen
der ARGE Hagen und der JobAgentur EN sowie der Bundesagentur für Arbeit. Sie
brauchen Informationen über den Bildungsscheck und über die Landes-
Förderinstrumente wie Potenzial- und Arbeitszeitberatung.

Empfehlung: Pflegekonferenzen als Forum für beschäftigungspolitische
Programme und Informationsquellen nutzen
Die Empfehlung aus Prospect 2006 „Branchenbericht Gesundheits- und
Sozialwesen“ wird hier noch einmal bekräftigt: Pflegekonferenzen nutzen, um die
Entwicklungen im Fach- und Hilfskräftebedarf realistisch beurteilen zu können. Aus
den dort zusammen laufenden Informationen zur Bestandsentwicklung der
stationären Einrichtungen (Schließungen, Renovierungen, Neubauten) lassen sich
auch zukünftige Bedarfe besser einschätzen. Das Prospect Team hat zu den
Geschäftsstellen der Pflegekonferenzen den Kontakt aufgebaut.
Den SGB-II-Trägern wird empfohlen, diese Informationsquelle weiter systematisch
zu
nutzen, um ihre Vermittlungs- und Maßnahmeaktivitäten an die Bedarfe der
Einrichtungen und die Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt möglichst optimal
anpassen zu können. Umgekehrt können auf diesem Weg auch Informationen
über Förderangebote
(Kombilohn, WeGebau) gezielt an die Träger kommuniziert werden.

Optimierung der Vermittlung in geförderte Helfer/innen-Ausbildung
Die Evaluation nach prospect 2006 „Branchenbericht Gesundheits- und
Sozialwesen“ (geförderte Qualifizierung in den Pflegehelferberufen/ Prozessevaluation)
ergab folgende Empfehlungen:

- Verbesserung der Informationsgrundlage bei SGB-II-Trägern bezüglich der
Mengenplanung (wie viele Kundinnen und Kunden aus dem SGB-II-Klientel kommen
grundsätzlich für eine solche Qualifizierung in Frage?)
- Vereinheitlichung des Informationsstandes auf Seiten der
Arbeitsvermittelndenler/Fallmanager zu gesetzlichen Vorgaben und sinnvollen
Auswahlkriterien
- Bessere Nutzung der Informationsangebote von Trägerseite zur Berufskunde und
Auswahlkriterien
- Doppelarbeit bei der Auswahl der Teilnehmenden vermeiden, konkrete Auswahl durch
Träger durchführen lassen
- Vor- und Nachbereitung der Ausbildungszeit mit Teilnehmer/innen verbessern, insbes.
bezüglich der „Sozialorganisation“, um eine Arbeitsaufnahme zu ermöglichen, bzw.
Unterstützungsmöglichkeiten für die Bewältigung der 3-jährigen Ausbildung.
- Klärung von Erfolgskriterien für diese Qualifizierungsmaßnahmen, da Teilnehmende
trotz erfolgreicher Integration in Arbeit in der Regel im Leistungsbezug verbleiben.
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Beschäftigungsförderung für Geringqualifizierte in die Betriebe tragen
• Die Seniorenwirtschaft ist interessiert an Beschäftigungsmöglichkeiten für

Geringverdienende;
• es gab Kontaktwünsche für eine Kombilohnberatung (68):

Versicherungen und Apotheken sowie mit einigem Abstand die Tischler
• Es gibt hohe Qualitätsanforderung – bei Vermittlungshemmnissen-  in großen

Teilen der SGB II-Kundschaft. Nur mit einer differenzierten und nachhaltigen
Förderstrategie kann bei diesen Kundengruppen die Integration in den ersten
Arbeitsmarkt gelingen.

Aspekt: Ausbildung
• Die untersuchten Betriebe der Seniorenwirtschaft schöpfen ihr

Ausbildungspotenzial bei weitem nicht aus. Möglichkeit von Verbundausbildung
und Teilzeitausbildung sind bisher kaum bekannt.

• Die Umsetzung des Instrumentes Kombilohn NRW hat gezeigt, dass der
Aufschluss von Unternehmen für eine neue Form der Beschäftigungsförderung mit
echter Akquisitions- und Vertriebsarbeit durchaus gelingen kann. Es bedarf
ähnlicher gezielter Aktivitäten, will man die Variante der Teilzeitausbildung, die
sich ja in der Regel an allein erziehende junge Mütter oder Väter wendet, in den
Betrieben in Umsetzung bringen.
Erste Erfahrungen mit Teilnehmer/innen in geförderten Projekten zur
Teilzeitausbildung sind positiv, da die Teilzeitausbildung von dieser Zielgruppe als
echte und einzige Chance begriffen wird, durch die frühe Verantwortung für ein
Kind nicht völlig von beruflichen Chancen abgekoppelt zu werden.

Eine aktive Ansprache der Betriebe ist unerlässlich, um sie für diese
Ausbildungsform aufzuschließen.

Handlungsempfehlung:
Die Aktivitäten zur Generierung von Arbeitsplätzen für Geringqualifizierte sollten nicht
nur auf die bekannten Schwerpunktbranchen (in der Märkischen Region vor allem
Metallproduktion und -verarbeitung) zielen, sondern systematisch auch andere Bereiche
erschließen. Zumal sich auf diese Weise auch ein größeres Arbeitsplatzpotential für
Frauen erschließen lässt als in der handwerklichen oder industriellen Produktion.

Fazit zum Themenfeld: Demografischer Wandel:
Eine strategische Erschließung dieses wachsenden Marktes stellt bisher die
Ausnahme dar. In der gesamten Märkischen Region gibt es z.B. einen einzigen
Sanitätshandwerker, der sich auf seniorengerechte Bäder spezialisiert hat. Für
die Unternehmen in der Märkischen Region ist aufgrund der demografischen
Entwicklung in der Region eine Berücksichtigung der Veränderungen sowohl auf
der Kundenseite als auch bei ihren eigenen Beschäftigten wettbewerbsrelevant.
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„Ausbildung von SGB-II-Kundinnen und Kunden zum/r
Altenpflegehelfer/in“, Erhebung der agentur mark im Auftrag der
JobAgenttur EN

Kernfrage: „Wie erfolgreich sind die öffentlich geförderten Ausbildungsgänge
zum Altenpflegehelfer/in?“

• Wie hoch ist die Integrationsquote? (da finden sich keine Zahlen!)
• Sind die Teilnehmerinnen wenigstens aus dem Leistungsbezug raus?
• Haben sie ihre Beschäftigungsfähigkeit verbessert?

Arbeitsmarktanalysen geben Anlass zu – eingeschränktem - Optimismus44:
• Der Prospect-Branchenbericht (von 2006) sagt: Gesundheits- und Sozialwesen

fragen weiterhin Arbeitskräfte nach
• Seit Anfang 2007 auch verstärkte Nachfrage nach Altenpflegehelfern (Grund?)
• Die Stellen sind in der Regel Teilzeit unter 20 Stunden
• Häufig sind Arbeitnehmerüberlassungen oder Personaldienstleister die

Stellenanbieter
• Berufseinsteiger/innen stehen unter hohem Druck, auch prekäre

Beschäftigungsverhältnisse anzunehmen (Teilzeit, befristet)

Wo blieben die Teilnehmerinnen - und halten sie durch?
Die Daten scheinen nur schwer zu bekommen zu sein, aber:

• Von 18 haben 16 die Ausbildung zu Ende gemacht
• Dennoch ist Integrationsquote nicht sehr hoch
• Und auch die Arbeitsaufnahme bringt die Kundinnen und Kunden häufig

nicht aus dem Leistungsbezug45

• Arbeitsaufnahme scheitert nach der Maßnahme oft an „sozialer
Organisationsfähigkeit“ (Kinderbetreuung, Mobilität)

• Viele Schülerinnen wollen weitermachen (die dreijährige Ausbildung) –
sie scheitern aber oft an den schulischen Anforderungen

Empfehlungen:
Vor allem bei der Teilnehmerinnen-Auswahl scheint das Profiling noch im Argen zu liegen
– vor allem, wenn man die (Vereinbarkeits- und Mobilitäts-) Schwierigkeiten nach der
Maßnahme mit ins Auge fasst. Es heißt darum46:

• Mobilität und Kinderbetreuung müssen (auch nach der Ausbildung) sicher gestellt
sein; eventuell muss es da weitere Unterstützung geben

• Die Sachbearbeiter/innen sollen ruhig mehr ältere Kundinnen schicken
• Sie dürften die geforderten Deutsch- und Rechtschreibkenntnisse nicht

unterschätzen (Dokumentation in der Pflege!)
• Hilfe für die, die die 3jährige Ausbildung machen wollen
• Nutzung von Kombilohn-Konzepten, um Arbeitsaufnahme zu fördern

                                                
44 Folie 7
45 vgl. Kapitel Meinungen und Erfahrungen von Expertinnen im Bereich Arbeitsmarkt Pflege in der Region,
Seite 41ff.
46 Folien 14 und 15
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Anhang

In diesem Teil der Dokumentation finden Sie neben einer Liste der Netzwerk-W-

Mitglieder weitere Texte, die über die Kernfragestellung der Befragung hinausgehen.

Sie markieren vor allem zwei Leerstellen und Themenfelder, die bearbeitet werden

müssten:

1. Migration und Pflege – hier vor allem die Themen Zugänge und Wandel:

Bekommen und nutzen Familien mit Migrationshintergrund die Angebote, die sie

brauchen? Welche Veränderungen in den Familien gelten auch für sie? - z.B.

zunehmende Erwerbsarbeit der Frauen.

Die hier dokumentierte Expertise ist das Ergebnisprotokoll eines

Hintergrundgespräches zum Thema „Alter, Migration und Pflege“,

durchgeführt und ausgewertet von Cornelia Benninghoven für die Stiftung

Wohlfahrtspflege; das Gespräch fand statt im IAT im Mai 2006.

2. Familienfreundlichkeit in der Gesundheits- und Pflegebranche. Hier werden

    gute Modelle dringend gesucht. Wir dokumentieren in Kürze:

• Evangelisches Krankenhaus, Lutherhaus, Essen

• Uwe Söhnchen, die alternative Hauskrankenpflege, Gummersbach

• Mechtild Hellermann, Therapiezentrum Schwelm

Auch diese Kurz-Dokumentationen sind in anderen Untersuchungs- und

Veranstaltungszusammenhängen entstanden und werden an dieser Stelle nur

dokumentiert.

Rückseite:

Liste der Mitglieder im Netzwerk W im EN-Kreis
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Anhang, Teil 1:

„Alter, Migration und Pflege - das Richtige tun, aber wie?“
Ergebnisprotokoll des Hintergrundgespräches am 22. Mai 2006, im
IAT, Gelsenkirchen; von Cornelia Benninghoven, im Auftrag der
Stiftung Wohlfahrtspflege

Teilnehmer/innen:

• Fatma Arslan (begleitet von ihre Tochter Filiz Arslan); arbeitet ehrenamtlich
(Träger u.a. Uni DU/E und Stadtentwicklung Duisburg) für/mit alten türkischen
Migrant/innen in Duisburg und hat selbst noch alte Eltern, die in der Türkei leben.
Das Besondere: Fatma Arslan geht in die Familien, geht mitten rein in die
Privatwelt (auch der „Kopftuchfraktion“), um zu erfahren, wo wirklich Not ist und
um die Alten über die deutschen Hilfsstrukturen zu informieren.

• Hülya Yol ist Inhaberin des „Pflegedienst(es) am Barbarahospital“ in Gladbeck.
Als Chefin nutzt sie ihre Potenziale als Migrantin (sie spricht sehr gut Türkisch und
Deutsch, kennt die ethnischen Besonderheiten). Sie hat deutsche und türkische
Kund/innen.

• Dr. Jens Friebe, Deutsches Institut für Erwachsenenbildung; u.a. Projekt:
Interkulturelle Fortbildung für Mitarbeiter in der Altenhilfe. Zurzeit arbeitet er an
einem Projekt, bei dem es um die Qualifizierung von Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern mit Migrationshintergrund geht, in stationären Einrichtungen; hat
Bestandsaufnahmen gemacht, Fortbildungen erprobt. Er ist Sozialwissenschaftler,
hat vor einigen Jahren die 2-jährige Altenpflegeausbildung gemacht. 8 Jahre
Leitung einer Altenpflegeschule; Fortbildner für Gerontopsychiatrie, Lehrkräfte,
und Leitungsebene.

• Wolfgang Heiliger, Ministerialrat, geschäftsführender Vorstand der Stiftung
Wohlfahrtspflege NRW und Leiter der Geschäftsstelle der Stiftung
Wohlfahrtspflege

• Andreas Burkert, Ministerialrat MAGS, im Stiftungsvorstand der Stiftung
Wohlfahrtspflege NRW

• Cornelia Benninghoven, Journalistin, Köln.
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Ergebnisse, Zitate, Eindrücke:

Erste Vermutung:
„Initiativen einer „kultursensiblen Altenhilfe“ erscheinen angebotsorientiert und
thematisieren einen Anpassungsbedarf von Einrichtungen und Institutionen ohne die
genaue Situation der Nachfrageseite berücksichtigen zu können…“

Ergebnisse der Diskussion:

So allgemein stimmt die Aussage sicher. Aber ob dies wirklich der Grund dafür ist, dass
zurzeit „so wenige“ Migranten in stationäre Einrichtungen kommen, lässt sich heute
(noch) nicht sagen. Wir scheinen uns tatsächlich in einer Übergangszeit zu befinden –
was die Entschiedenheit des „Hierbleibens“ von Migranten betrifft und ihre
Auseinandersetzung mit den Themen Hilfsbedürftigkeit, Pflege, Tod. Aber auch, was die
Zahl der pflegebedürftigen Alten der Migrantengeneration ab 65 Jahren betrifft – und ihre
Bereitschaft, Hilfe „von außen“ in Anspruch zu nehmen.

Anhaltspunkt 1 – ein universelles Tabuthema: Viele jüngere Alte (z.B. die Eltern von
Hülya Yol) pendeln – solange gesund – oft über Monate zwischen Deutschland und der
Türkei. Und viele „behaupten“ vielleicht immer noch, dass sie im Alter „zurückgehen“
wollen, auf jeden Fall aber „in der Türkei beerdigt“ werden wollen. Erst der „Pflegefall“,
der genauso „plötzlich über sie kommt“ wie in deutschen Familien, konfrontiert sie “von
heut auf morgen“ mit der neuen Situation. Und dann auch mit der ehrlichen Frage, ob sie
wirklich zurückgehen wollen. Wo doch nicht nur die Kinder (vor allem die Töchter, von
denen Care erwartet wird) und Enkelkinder hier leben, sondern auch das Leben hier (im
Pflegefall) vielleicht gar nicht so schlecht ist – verglichen mit einem pflegebedürftigen
Leben in einem Dorf in der Türkei.

Hülya Yol: „Kommt drauf an, wo Sie in der Türkei sind. Im Dorf könnte ich mir
vorstellen, dass solche Leute nicht lange leben. Weil die Pflege, die Hilfsmittel,
überhaupt die medizinische Versorgung, fehlt. Es kommt auf die finanzielle Lage
der Familie an. Eine Großstadt, eine gut betuchte Familie, die kann sich eine
Helferin einstellen.“

Ob es nun ein positives Zeichen „kulturübergreifender“ Gemeinsamkeit ist oder ein
negatives Zeichen von „Kopf in den Sand“ stecken: Deutsche wie türkische Familien und
deutsche wie türkische Senioren beschäftigen sich gleich ungern (frühzeitig) mit dem
Thema Pflegebedürftigkeit und allem, was dazu gehört: Unter anderem auch mit dem
gigantischen „Lernprogramm“ im Umgang mit Ämtern, Kassen, Behörden,
Pflegediensten… und dem persönlichen „Lernen“ von Bedürftigkeit, Hilflosigkeit,
Abhängigkeit, Rollenverlusten, Beziehungsveränderungen (dazu mehr unter
Vermutungen drei und vier).

Anhaltspunkt 2 - Inanspruchnahme eher von Pflegegeld und ambulanten
Diensten: (Friebe) Die Inanspruchnahme des Pflegegeldes ist in den Migrantenfamilien
eher hoch. Der Anteil von Migrant/innen in stationären Pflegeinrichtungen eher niedrig.

Friebe: Ein unmittelbarer Bedarf zeigt sich nach meiner Sicht eher in dem
ambulanten als in dem stationären Pflegebereich. Eine Studie sagt z.B.: Stationäre
Einrichtungen geben etwa bis zu 4% Klienten mit Migrationshintergrund an
(allerdings eher aus Osteuropa), die ambulanten Einrichtungen haben etwa 8%
angegeben. Der Trend scheint allgemein zu sein: Doppelt so viele werden erreicht
im ambulanten Bereich. Aber die Beschäftigungsquoten sind nur halb so hoch im
ambulanten Bereich wie im stationären. Also wir haben doppelt so viele MA mit
Migrationshintergrund im stationären Bereich wie im ambulanten.
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Anhaltspunkt 3 – Kultursensibilität und Kundenorientierung fehlen ganz
woanders… Sowohl die Berichte von Hülya Yol als auch die Berichte über die Arbeit von
Fatma Arslan zeigen, dass es eher die Komm-Strukturen der Kostenträger und Ämter
sind, die für viele (nur türkische?) Migranten Zugänge zu und Teilhabe an den Leistungen
dieser Gesellschaft verhindern. (Also weniger die Altenheime, in deren Küchen
Schweinefleisch gekocht wird und an deren Wände Kruzifixe hängen…?) Fatma Arslan
arbeitet in DU-Hamborn auf Honorarbasis (plus ehrenamtlicher Zeit) als eine Art „Senior-
Expertin“ in „aufsuchender Sozialarbeit“. Sie kennt viele Familien aus ihrer Stadtteilarbeit
„davor“ mit Jugendlichen und Familien.

Filiz Arslan: Die Einrichtungen (die Fatma Arslan bezahlen, CB) haben erst im
Nachhinein meine Mutter ins Boot geholt. Weil man wusste, dass sie seit Jahren
Stadtteilarbeit macht, sie kennt hier jeden. Nur sie kann hier die „Leute an Land
ziehen“. Sie geht wirklich von Tür zu Tür, sie weiß auch von vielen Fällen, wo
jemand erblindet ist oder wo Leute seit Jahren verschlossen in ihren Wohnungen
leben. Die Familien kennen gar nichts, keine Verbände.
Man muss denen das  einfach erklären und fragen: Was ist dein Problem? Dann
nimmt sie das auf und geht zu den Johannitern. Oder da hat z.B. eine Familie
Pflegestufen beantragt und zwei Jahre ist nix passiert (…).

Burkert: Wenn Sie in Gladbeck eine Frau Arslan hätten, könnten Sie sich auf die
reine Pflege konzentrieren? Oder Sie, Frau Arslan, in DU wieder Ihren Ruhestand
genießen?
Yol: Da müsste beides zusammen kommen, weil sie mein Fachwissen als
Gutachterin oder für Anträgen z.B. braucht. Frau Arslan aber hat eben die Zeit,
von Tür zu Tür zu gehen und die Problemfälle zu entdecken und auch andere
Probleme, die nichts mit Pflege zu tun haben (…).
Burkert: Case Management wie bei den Servicestellen…
Yol: Das darf aber nicht versteckt sein im Verwaltungsgebäude, am besten ist ein
Ladenlokal. Meins liegt in der Straße gegenüber dem Krankenhaus. Jeder kennt
das. Und man kann reingucken, da kommt man einfach rein. Das läuft über Mund-
zu-Mund-Propaganda. Ich habe da niemals Werbung gemacht, das hat sich so
eingebürgert.

…und Kulturtechniken fehlen bei (vielen?) alten Migrant/innen: Auch wenn es
Formulare auf Türkisch gibt – man muss lesen können, um sie zu verstehen, Man muss
außerdem „Hochtürkisch“ können, um Formulare „enträtseln“ zu können. Man muss
versiert im Umgang mit Ämtern sein und die eigenen „Akten“ zuhause verwalten können.
Sonst braucht man eben eine Vertrauensperson, mit der man sprechen kann und die
einen bei vielen Ämtergängen an die Hand nimmt.

Hülya Yol: Ich schreibe dann kleine Zettelchen: Bitte diesem Ehepaar den Antrag
aushändigen. Und dann sage ich dem Ehepaar genau, welches Gebäude, welche
Etage, welches Zimmer. Und dann holen die den Antrag. Ich sage dann auch:
“Morgen, um die und die Uhrzeit wieder hier bei mir sein!“ Die sind dann schon
eine Stunde eher da! Die kommen dann mit dem Antrag zu mir. Sie sind also in
der Lage, einen Antrag abzuholen, aber sie brauchen eine Begleitperson. Die dann
irgendwo sitzt, mit denen die Anträge ausfüllt und sie dann mit den ausgefüllten
Anträgen wieder dahin schickt. Ich schreibe auch die Adresse darauf, klebe eine
Briefmarke darauf, mache eine Kopie und sage: „Bitte einordnen! Damit Sie was
in der Hand haben.“ Und auch bei anderen Anträgen: Da beschreibe ich dann,
dass es bis zu 6 Monate dauern kann, wer alles mit einbezogen wird, dass die
Ärzte angeschrieben werden usw.
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Zweite Vermutung:
„Diversity, also Vielfalt, wird nicht als wichtiges Element einer kultursensiblen,
modernen Altenhilfe erkannt: Teilhabe und Aufstiegsmöglichkeiten von Pflegekräften und
anderen Mitarbeiter/innen mit Migrationshintergrund werden kaum gefördert und ihre
besonderen Potenziale als Fachkräfte in der Altenarbeit und Altenhilfe weitgehend
ignoriert...“

Ergebnisse der Diskussion:

Für die Richtigkeit der Vermutung gibt es einige Anzeichen. Und wenn die Auswirkungen
dieser „Ignoranz“ (noch) nicht massiv Wirkung zeigen, dann auch, weil die Zahl der
potentiellen Migranten-Kundinnen und Kunden für stationäre Einrichtungen (noch) klein
ist.

Anhaltspunkt 1 – „persönliche“ interkulturelle Kompetenzen und Leitbild von
Pflege spielen beide eine Rolle: Wir haben nach der Runde mit Hülya Yol natürlich
nicht den direkten Vergleich, ob andere Pflegerinnen und Pfleger mit „ihren“ nicht-
deutschen und deutschen Alten anders umgehen als sie mit ihrer sprachlichen und
kulturellen Kompetenz. Aber eines wurde deutlich: Sie scheint Erfolg zu haben, mit dem,
was sie tut und wie sie es tut.
Die Themen, die sie (nicht nur für ihre türkische Kundschaft) anspricht, sind eng mit den
„Zumutungen“ von Pflegebedürftigkeit und Pflege der Betroffenen und ihrer Angehörigen
verbunden (das Erleben von Hilflosigkeit und Rollenverlust, Scham, das Überwinden von
Ekel-, Geschlechter- und Generationengrenzen etc.). Dabei spielen die kulturellen,
religiösen Ausprägungen beim Erleben dieser Zumutungen zwar eine Rolle, aber natürlich
gibt es „suprakulturelle“ Gemeinsamkeit aller Familien in dieser Situation.
Einfach gesagt: Wer eine individuelle, menschenwürdige Pflege zu machen versucht,
sollte besser auch interkulturelles Wissen haben (wollen) – einfach weil er/sie den
Menschen (Pflegebedürftigen wie Angehörigen) in einer persönlichen „Extremsituation“
begegnet.
Da ist es natürlich auch besser, wenn er/sie deren Muttersprache spricht, wo es um so
elementare, verletzende, irritierende Dinge geht wie gewindelt zu werden, gefüttert zu
werden, ein Katheter zu bekommen etc…
Ohne Diversity keine gute Pflege?

Hülya Yol: Es gibt erstmal allgemeine Bedürfnisse, egal, welche Nationalität, im
Alter: Sich damit anzufreunden, dass man bedürftig ist. Und zuhause in der
natürlichen Umgebung gepflegt zu werden und natürlich nicht eine Frau vom Mann
oder umgekehrt gepflegt zu werden. Bei unseren türkischen Landsleuten sind
natürlich, bedingt durch die Kultur und die Religion, ganz andere Bedürfnisse noch
dabei. Aber: Es ist zu machen, es sind keine unüberwindbaren Probleme
(…)
Viele würden denken an Ramadan-Zeit und sonstige Dinge. Das ist immer das
Thema, das durchgekaut wird. Aber ich denke, man muss ganz unten anfangen:
Die Hygiene bei unseren türkischen Landsleuten ist nicht gleichzustellen wie bei
den Deutschen. Wir sagen dann als Pflegedienst: Ich möchte einen Waschlappen
für unten und einen Waschlappen für oben. (…) Bei uns ist die Waschung nicht
dieses Abwischen, sondern dass man sich duscht oder badet. Das ist Waschen.
(…) Dann: Dass die Angehörigen nicht wissen und Berührungsängste haben: Wie
soll ich meinen Vater pflegen? Es ist eine Schwiegertochter da, es ist ein Sohn da,
es ist eine Frau da, die vielleicht noch selbst ein bisschen kränklich ist. Die haben
einen Vater, der gewindelt werden muss, der einen Dauerkatheter hat. Da spielt
die Scham eine große Rolle: Dass die Tochter, die Schwiegertochter den Vater
untenrum frisch machen soll. Der Sohn hat natürlich auch eine Scheu, der hat
eine gewisse Position: Das ist ja Arbeit für eine Frau. Und wenn die eigene Mutter
das nicht machen kann, dann ist das ein Teufelskreis. Es muss aber gemacht
werden. Und wenn der Patient dann noch klar bei Verstand ist und selbst
körperlich nicht mehr kann, ist es wirklich sehr schwierig.
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Anhaltspunkt 2 – Qualifizierung, aber wie? Über Sensibilität, Mehrsprachigkeit
und „Kulturmittler“:

Friebe: Die Frage war, ob die MA kultursensibel ausgebildet werden oder werden
sollen? Das gab es bislang eher nicht, das ändert sich aber. Nur: Der
Hintergrund allein ist noch nicht Kompetenz. Oder die Idee: gleiche Herkunft
pflegt gleiche Klienten, ist in vielen Fällen problematisch. Zum Beispiel diejenigen,
die hier geboren wurden, kennen die Herkunftskultur oft gar nicht so gut.
Kompetenzen stellen sich also nicht automatisch ein. Die Sprache zu sprechen ist
sicher eine Kompetenz. Man weiß ja von kultureller Rückorientierung bei
allen Älteren, Rückgriff auf Dialekte etc. oder eben auf die Muttersprache.

Friebe: (zu: Mehrsprachigkeit und Rolle als Kulturmittler): In der
Auseinandersetzung mit ihrer kulturellen Herkunft können Menschen mit
Migrationshintergrund unter Umständen eher Brücken bauen – und dann vielleicht
auch zwischen den Welten der Jungen und denen der Alten. Da geht es also mehr
um die Fähigkeit, Distanzen zu überbrücken. Und wenn wir das so begreifen, dann
bilden wir keine Spezialisten aus nach dem Motto „hier haben wir Pfleger XY, der
ist spezialisiert auf die Pflege kurdischer Migranten“, sondern wir bilden im Grunde
Menschen aus, die erweiterte Kompetenzen haben. Und das ist im Sinne einer
Integration besser.

…und das Thema Führungsqualitäten:
Hülya Yol: Es ist für jeden, ob im Krankenhaus oder in der Pflege, sehr schwierig
zurzeit im Gesundheitswesen, es jedem Recht zu machen. Aber es ist möglich (…),
dass man die Pflege durchführt und ihm das Gefühl gibt, dass er im Mittelpunkt
steht, man ist nur für ihn da (…) Es hat etwas mit der Persönlichkeit (der
Pflegekraft, CB) (…)
selbst zu tun (…), dass man in diesen 20 Minuten mit der Kundin/dem Kunden
spricht über seine Problematik! Dass ich sage: “Und, wie war denn der
Geburtstag von Ihrem Sohn? Wer hat denn die schönen Blumen gebracht?“ Dass
dann der Kunde hinterher denkt, es war eine ganze Stunde (…)
Meine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind auch so – es ist ein Miteinander. Die
sind jetzt viele Jahre bei mir.
Burkert: Ist das Ihr Händchen oder gibt der Markt das her?
Yol: Das hat sehr viel mit dem Team zu tun und mit der Führungskraft (…) Ich
habe Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die schon mehr als 7 Jahre bei mir tätig
sind. Ich habe drei türkische Mitarbeiter und 10 Deutsche.

Dritte Vermutung:
„Beide „Seiten“ – die Einrichtungen und Angebote der Altenhilfe und auch die
Migranten(familien) selbst - haben sich bislang nicht aus voller Überzeugung einander
geöffnet...“

Ergebnisse der Diskussion:

Fakt ist: Die Zahlen der alten Migranten werden steigen. Und die Zahlen derjenigen, die
(vielleicht auch „eingestandenermaßen“) hier bleiben werden und wollen, steigen.
Aber eben – siehe Vermutung 1 – noch befinden wir uns in einer Übergangszeit.

Friebe: Die Zahlen sind für NRW so: etwa 80.000 ausländische
Bevölkerung über 65 Jahre heute, das wird ansteigen bis 2010 auf
250.000 und da ist die Gruppe der Türken am stärksten vertreten.

Schwierig wird es bei der „Schuldfrage“ (Wer hat was versäumt?) – und bei der
Transparenz der Migranten-Communities. Bei beiden Themen gehen die Vorwürfe hin und
her und dann vor allem um die Verteilung von Schuld: „Die Deutschen“ wollten kein
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Einwanderungsland und „die Türken“ wollten ja eh nicht bleiben, lernten also die Sprache
nicht oder nicht gut genug und integrierten sich schlecht. Gut und richtig, das in Zukunft
(und für die nachwachsende Generation) zu ändern. Bloß: Nützen solche Debatten für
den Umgang mit pflegebedürftigen Alten hier und heute?

Anhaltpunkt 1 – Bringschuld nicht einseitig. Schwer zu sagen, wer die „größere
Bringschuld“ hatte – diejenigen Migranten, die der „Gast“arbeiterideologie (beider Seiten)
folgend zu wenige Integrationsleistungen erbracht haben (Sprache lernen, Ämter und
Behörden entschlüsseln können, sich selbst informieren statt abzuwarten). Oder die
Einrichtungen, Ämter, Kassen, Verbände, denen es im Kostenträgerfall vielleicht gar nicht
so unlieb ist, wenn nicht alle wissen, was ihnen zusteht?
Auch hier gilt: Die Pflege-Einrichtungen sind vielleicht gar nicht das Problem?

Burkert: Habe ich das Problem, dass ich bestimmten Bevölkerungsgruppen
Kulturtechniken beibringen muss oder habe ich ein Versorgungsproblem? Im
Moment habe ich das Gefühl, wir haben eigentlich alles, aber ich muss einer
bestimmten Bevölkerungsgruppe bestimmte Verhaltensweisen nahe bringen. Vor
40 Jahren gab es auch keine Satellitenschüssel und kein Farbfernsehen. Das,
behaupte ich mal, ist heute überall. Auch bei den Migranten (…).
Yol: Da müssten wir eben Hand in Hand arbeiten und sagen: Ok, irgendwie
müssen wir das Problem lösen. Ich will jetzt nicht sagen, das soll jeder
Pflegedienst machen, aber auch nicht im Stadtbüro, irgendwo in Zimmer 326 im
6. Stock. Es sollte ein Ladenlokal sein mitten im Stadtteil.
CB: Warum gibt es den Nachbarn, der mir die Schüssel am Balkon festmacht und
nicht einen, der mir beim Antrag hilft?
Filiz: Weil der das auch nicht weiß.
Yol: Aber er könnte herumgehen und sagen: Da gibt es ein Büro.

Anhaltspunkt 2 – Alter, Pflege, Tod – wer beschäftigt sich schon gern damit!?
Auch die meisten türkischen Familien nicht – obwohl es für sie einen hohen Wert hat, die
Alten „nicht abzugeben“. Macht dieser hohe Anspruch eine frühzeitige, sachliche
Herangehensweise (der ganzen Familie) bei den Migranten noch schwerer? Die
Zumutungen jedenfalls werden durch moralische Ansprüche nicht geringer.

Yol: Ich merke tagtäglich, (…) deutsche Schwiegertöchter (…), sie sagen von
vornherein: Ich mach es oder ich mach es nicht. Und bei unseren türkischen
Landsleuten ist es so, dass man eigentlich die Einstellung hat: Ich werde meine
Eltern pflegen, wenn die alt sind. Und wenn’s soweit ist: „Oh Gott, was mach ich
jetzt? Ich muss das und das tun!“ Und da muss man sich langsam rantasten. Viele
sagen mir auch hinterher: „Ich habe erst einen Schock gehabt.“ Aber hinterher,
nachdem ich sie dann langsam eingeführt habe, haben sie gesagt:“ So schlimm ist
das doch gar nicht.“ Es ist auch wichtig, dass man dem zu Pflegenden rüberbringt:
Er hat eine gewisse Position, das hat mit der Pflegebedürftigkeit nichts zu tun,
aber er muss sich helfen lassen. Aber das Problem haben wir auch bei Deutschen:
Dieses Selbstwertgefühl, dass das nicht verloren geht, dass man immer wieder
auch fragt: “Ist das so in Ordnung?“. Dass man immer auch rüberbringt: Ich bin
das ausführende Organ, ich mache das so, wie derjenige das möchte. Das ist ein
Fingerspitzengefühl, das richtig rüberzubringen. Und ich denke mir, dass ist
wichtig in vielen Situationen, den Spieß immer wieder mal umzudrehen, zu sagen:
Wie ist es, wenn ich da liege? Wenn man zum Beispiel eine Suppe gefüttert kriegt
– das ist auch interessant, wenn man selbst liegt und jemand füttert einem die
Suppe.
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Anhaltspunkt 3 – die Netzwerke und die Unterstützungs-Strukturen der
Migrantencommunities sind nicht einfach zu entziffern:
Es gab in der Diskussion immer wieder Sequenzen, in denen (vor allem Filiz Arslan) auf
die Vielzahl an Migrantenorganisationen und Netzwerken hinwies – auch um zu betonen,
dass dort schon viel geleistet werde, was die Mehrheitsgesellschaft nicht wahrnehme,
geschweige denn wertschätze. Doch wer entschlüsselt in jedem Ort, welche die
Organisationen sind, die Zugänge (zu welchen Migranten) haben? Welcher Moscheeverein
macht mehr als nur „Koranlesungen“? Wer sind die „Seniorexperten“ oder schlicht
Vertrauenspersonen, die (eben) „die Schlüssel in der Hand halten“? Gibt es überhaupt
jemanden, der/die dazu umfassendes Wissen hat?
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Vierte Vermutung:
„Vielleicht sind die richtigen „Schlüsselpersonen“ noch nicht gefunden, die den
Brückenschlag zwischen den Einrichtungen der Mehrheitsgesellschaft und den
Migrantinnen und Migranten (aus der Türkei) beim Thema Alter/ Pflege ermöglichen. Wir
würden gerne wissen, welche das sein könnten und wie man sie „aktivieren“ kann. Dabei
geht es sowohl um Personen oder Funktionsträger mit Einfluss bzw. Autorität in der
Community aber auch zum Beispiel um die Rolle der Frauen.“

Ergebnisse der Diskussion:

Anhaltspunkt 1 – es gibt ganz offensichtlich Schlüsselpersonen (wie Fatma Arslan und
Hülya Yol, aber nur wenige sind entdeckt und „aktiviert“: Vieles dazu ist bereits unter
Vermutung 1 oder auch 3 beschrieben: Leistungen wie die von Fatma Arslan und Hülya
Yol als Anlaufstellen, Ämterhilfe, Vertrauenspersonen sind eben nicht die Regel.

Hülya Yol: Ich kann ja nur von den Fällen reden, wo ich hinkomme. Und die
haben keine Probleme, dafür garantiere ich! Weil ich die ganzen Anträge stelle
und ich schicke die auch dahin, wo die hin müssen. Ich kann von einem Fall
erzählen: Wenn ich nicht dahin gegangen wäre, nach drei Schlaganfällen, würde
dieser Mann immer noch ein Pflegefall sein (…)
Mein Büro liegt sehr günstig gegenüber dem Barbarahospital. Mit einem
Schaufenster, wo jeder auch reingucken kann und mich sieht (…) Die  Mund-zu-
Mund-Propaganda spielt eine große Rolle bei den türkischen Landsleuten (…)
Bei uns in der Kultur ist es so: Die kommen rein und man muss denen helfen,
sofort, jetzt. Man kann nicht sagen: “Kommen Sie bitte Freitag, ich mache Ihnen
einen Termin.“

Paradox oder verständlich? Diejenigen, die heute bereits qua Kontrollfunktion
Zugänge zu Migrantenfamilien haben – weil sie die Pflege überprüfen – haben die „sonst
nichts bemerkt“? Womit die Familien nicht klarkommen? Muss man die eigene Rolle –
zum Beispiel als Pflegekraft - „überdehnen“, wie Frau Yol, damit diese Familien zu ihren
Rechten und Leistungen kommen? Und: Wie viel Einfluss – sowohl in der Migranten-
Community als auch in den Institutionen der Mehrheitsgesellschaft - müssen die
Schlüsselpersonen haben? Mit anderen Worten: Was passiert, wenn Fatma Arslan
Missstände bemerkt, die kein Johanniter „heilen“ kann?

Und wie sähe das aus?:
Eine fiktive „Stellenausschreibung Kulturmittler“ oder „Schlüsselperson“…
Vielleicht müsste man die einfach als kleine Denkübung mal aufschreiben, um
herauszufinden, was der/diejenige eigentlich können müsste, gelernt haben
sollte und welche Zugänge zu welchen Institutionen und Gemeinschaften so
jemand brauchte , um diese Rolle erfüllen zu können…

Anhaltspunkt 2 – Beratung muss „unabhängig sein“, früh einsetzen und die
Richtigen einbinden.

Jens Friebe:
Beratung 1: Ich würde eher einem unabhängigen Beratungsmodell zuneigen, wie
Frau Yol das auch immer wieder angeregt hat (…) hauptsächlich im Vorfeld der
direkten Pflegebedürftigkeit tätig und würde natürlich den Kontakt zu den
Migrantenorganisationen und „Senior-Experten“ suchen. Aber man wird
gleichzeitig auch noch andere Kontakte suchen müssen – Ärzte zum Beispiel und
Krankenhäuser. Die für die Steuerung des Pflege-Systems eben doch von großer



117

Bedeutung sind (…) Also muss man (auch) da ein unabhängiges und
übergeordnetes Beratungskonzept installieren.
Beratung 2: in der Pflegesituation: Hier würde ich ein Modell favorisieren, was
nicht so sehr auf Spezialität aus ist (…) man sollte die Beratungsarbeit, die in
ambulanten Pflegediensten, egal, ob nun privat oder Wohlfahrt, in besonderer
Weise würdigen. Ich glaube, dass die Förderung der ambulanten Versorgung
bisher nicht ausreichend ist. Da haben wir ein klares Versorgungsdefizit.

Eindrücke, Randbemerkungen zur Diskussion „ohne Zuordnung“:

Mein persönliches Aha-Erlebnis zum Thema Vertrauen  in „deutsche Qualität“: Das
Beispiel von Filiz Arslans Vater, der in der Türkei erkrankte und dort nicht einmal eine
Privatklinik aufsuchen wollte, geschweige denn ein öffentliches Krankenhaus; sich also
lieber mit dem ADAC nach Deutschland ausfliegen ließ. (Noch „deutscher“ geht es doch
kaum…)

Die „Modernität“ (?) von Hülya Yols Mutter, die lieber ins Pflegeheim gehen will, als
(ihrer Tochter) „zur Last“ zu fallen. Und der „Traditionalismus“ (?) ihres Vaters, der in
seinem Haus bleiben und auf seinen Garten schauen will. Und Hülya Yol selber, die ohne
zu zögern sagt, sie werde dann eben zu ihren Eltern ziehen.

Aber sie sagt (am Ende der Diskussion) auch: „Zurzeit ist es ja noch so, dass sie
wirklich von den Familien gepflegt werden, dass sie dann auch die Geldleistungen
kriegen. Aber es wird sich in der Zukunft auch verändern. Auch die Migranten
kaufen sich Häuser, die Ehefrauen arbeiten, die Kinder sollen eine gute Ausbildung
haben. Auch bei uns sind zwei Kinder mittlerweile schon zuviel. Und dann werden
die auch sagen: Ich kann doch meine Arbeit nicht aufgeben, um deine Mutter zu
pflegen.“

Die Spannung beim Thema Rollenerwartungen an die Töchter contra
Modernisierung der Lebensverhältnisse– auch zwischen Filiz Arslan und Hülya Yol: Filiz,
die betont, wie sehr die Erwartungen an die (Schwieger)Töchter sich um die Eltern zu
kümmern, eine Belastung darstellen angesichts der Flexibilitätsansprüche der
Gesellschaft. Und Hülya Yol, die als empathische „Pflegerin“ die gleichen
Rollenerwartungen als angemessenen Wunsch der Alten nach zugewandter Pflege
begreift und angesichts ihrer Möglichkeiten, Kenntnisse und Erfahrungen diese
Rollenerwartung erfüllen will.
Man kann eben die Zumutungen der Moderne (Sennett: Der flexible Mensch) nicht mit
moralisch-konservativem Druck (egal, ob muslimisch oder katholisch) „heilen“. Und wer
sich auf das Thema Bedürftigkeit der Alten einlässt, statt zu verdrängen, steckt im
Zwiespalt.
Zyniker „kaufen“ sich Pflegerinnen aus Polen, Neoliberale verdrängen beim Thema
Lohnnebenkosten gerne die Kosten einer menschenwürdigen Pflege.
Auf Kinder kann man „verzichten“ (Yol: „Auch bei den Türken sind doch heute zwei
Kinder schon zuviel“), die Eltern hat man einfach…
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Anhang, Teil 2:
Vereinbarkeitsfallen in der Gesundheitsbranche – und drei

Beispiele, wie man sie beseitigen kann.

Evangelisches Krankenhaus Lutherhaus, Essen

Auszug aus der (noch unveröffentlichten) Dokumentation zum dritten

„Innovationsforum“ des Projektes „Unternehmen Chancengleichheit“, am 25. Oktober

2007, Akademie Mont-Cenis, Herne. Titel: „Familienbewusste Personalpolitik in der

Gesundheitsbranche – ein Gewinn für Unternehmen und Beschäftigte“

Über 50 Arbeitszeitmodelle – und ein harter Konkurrenzkampf

Annette Ehrke-Schön über das Evangelische Krankenhaus Lutherhaus gGmbH – unter

dem Dach des Alfried-Krupp-Klinikums in Essen

Akutkrankenhaus mit 320 Betten und 35.000 Patientinnen und Patienten
pro Jahr – und trotzdem kann auch das Evangelische Krankenhaus
Lutherhaus in Essen nur überleben, weil es sich 2007 einem größeren
Träger angeschlossen hat. Kein Argument jedoch gegen eine
familienfreundliche Orientierung des Hauses, in dem es z.B.
Teilzeitmodelle von 15 bis 93 Prozent der regulären Arbeitszeit gibt.

Mit diesem Vorspann sind wir mittendrin: Anette Ehrke-Schön ist verantwortlich für die

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit des Evangelischen Krankenhauses, Lutherhaus gGmbH

in Essen - aber in der Einladung zum Innovationsforum heißt es über ihrem Namen

„Alfried-Krupp-Krankenhaus“. Der Hintergrund: Ein weiteres „kleineres“ Krankenhaus –

mit immerhin 620 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern - hat sich 2007 einem großen

Partner angeschlossen, denn in einer Stadt wie Essen mit einer sehr hohen

Krankenhausdichte scheint dies überlebensnotwendig. Wer glaubt, dies sei keinesfalls

kompatibel mit „weichen Standortfaktoren“, irrt – auch das zeigt das Essener

Klinikbeispiel.

Das erste Krankenhaus im Audit Beruf und Familie

Das Evangelische Krankenhaus Lutherhaus hat 1998 das Grundzertifikat des Audits Beruf

und Familie als familienfreundlicher Betrieb erworben – in der (kostengünstigen)

Pilotphase. Es war damals das einzige Krankenhaus unter 30 Unternehmen, 2003 wurde

das Zertifikat erneuert.

Annette Ehrke-Schön betont, dass sich diese Aktivität bestens in das Leitbild und die

Kultur des Hauses einfüge: „Zu den Grundauffassungen, Zielen und der gelebten Kultur

des Hauses gehört, dass hier die kurative Medizin und Ansätze einer präventiven und

rehabilitativen Versorgung verknüpft werden. Das zeigt sich nicht nur im Umgang mit
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den Patientinnen und Patienten, sondern auch bezogen auf Mitarbeiterinnen und

Mitarbeiter, Besucher und Anwohner.“ Im Lutherhaus gibt es seit Jahren

abteilungsübergreifende und gleichberechtigte Arbeitszirkel, die sich mit

gesundheitsrelevanten Fragestellungen befassen, sowie ein umfassendes Informations-

und Kulturangebot. Seit 1972 ist die Ausgestaltung eines breiten und individuell

abgestimmten Angebotes flexibler Arbeitszeit- und Arbeitsorganisationsregelungen fester

Bestandteil der Personalarbeit. Bereits bei den Einstellungsgesprächen werden

entsprechende Wünsche - neben der Vereinbarkeit von Berufstätigkeit und

Kindererziehung auch z.B. die Pflege eines Angehörigen oder Lebenspartners -

thematisiert. Das familienfreundliche Gesamtkonzept – so Annette Ehrke-Schön, stütze

sich auf die grundlegende Überzeugung, dass eine qualitativ hochwertige Versorgung

auch durch ein hohes Maß an Arbeitszufriedenheit aller Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

getragen werde.

Pionier – rechtzeitig vor den Fusionsstürmen

1997 war das Lutherhaus unter den 30 Unternehmen das einzige Krankenhaus, das sich

am Pilotprojekt „Audit Beruf & Familie“ der Hertie-Stiftung beteiligte. Im September 1998

wurde das Grundzertifikat Audit Beruf & Familie für den Bereich Pflege verliehen; der

Reauditierungsworkshop erfolgte im Jahr 2003. Im auditierten Bereich der Pflege und des

Funktionsdienstes arbeiteten zum Zeitpunkt der Zertifizierung 392 Mitarbeiterinnen und

Mitarbeiter, davon 85% Frauen, die Teilzeitquote lag bei 47%.

Nach der Erneuerung des Zertifikats 2003 hat man auf eine weitere Auditierung

verzichtet, weil – so Annette Ehrke-Schön – „es erst einmal genug war und wir viel

erreicht haben.“

Über 50 verschiedene Arbeitszeitmodelle gibt es hier heute – von 15 bis 93 Prozent der

regulären Arbeitszeit reichen die Möglichkeiten.

Das von ihr bereits erwähnte Krankenhaussterben, die Umstellung auf Fallpauschalen in

der Abrechung stellt alle Krankenhäuser vor erhebliche Probleme – weitere Fusionen

werden den schon vollzogenen folgen. Schlechte Zeiten für Familienfreundlichkeit?

Nein – denn das hohe Interesse Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu schützen und zu

halten, hat sich bezahlt gemacht: Die geringe Fluktuation, ein sehr niedriger

Krankenstand und zahlreiche Betriebsjubiläen zwischen 10 und 40 Jahre werden als

Indikatoren dafür gewertet, dass man auf dem richtigen Weg ist. Das Familienaudit und

die Maßnahmen erfolgten in einer bereichsübergreifenden Zusammenarbeit, verknüpft

mit den Themen Qualitätsmanagement und Gesundheitsförderung.
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Vielfalt der Maßnahmen

So gibt es neben den schon erwähnten zahlreichen Arbeitszeitmodellen die Möglichkeit

zum Job-Sharing - auch im Bereich von Leitungsfunktionen. Von elf Stations- und drei

Abteilungsleitungsstellen sind neun mit Teilzeitkräften besetzt. Es gibt freie Absprachen

von Arbeitsbeginn und Arbeitsende und Abstimmung von Dienstplänen von Ehe-

beziehungsweise Lebenspartnern über verschiedene Abteilungen hinweg. Ebenso können

Zeitkonten so flexibel eingerichtet werden, dass vor allem ausländische Mitarbeiterinnen

und Mitarbeiter über den tariflichen Urlaub hinaus längere Heimaturlaube machen

können. Freie Arbeitsplätze werden bevorzugt mit bereits beschäftigten Mitarbeitern

besetzt. Und wenn auch der Fokus der Maßnahmen vor allem auf die Pflege gerichtet ist

– auch Ärztinnen nutzen die Teilzeitflexibilität ihres Arbeitgebers.

Der Abbau von Belastungsspitzen und der bedarfsgerechte Einsatz der Mitarbeiter/innen

erfolgt inzwischen EDV-gestützt. Die Arbeitszeitregelungen sind Teil eines umfassenden

familienfreundlichen Konzepts, zu dem außerdem gehören: die betrieblich unterstützte

Tagespflege (B.u.T.) - ein Modellprojekt, das vom "Verein allein erziehender Mütter und

Väter" (VAMV) initiiert wurde und vom Gleichstellungsministerium Nordrhein-Westfalen,

einer LBS Initiative, der Stadt Essen, der Alfried Krupp-Stiftung und der AOK gefördert

wird; die Unterstützung des Fördervereins "Kindervilla e.V."; die Kooperation mit zwei

Kindergärten und einem Altenpflege Zentrum in der Umgebung des Hauses, um

unbürokratisch und ohne unnötige Zeitverzögerungen Mitarbeiter/innen bei der

Inanspruchnahme von Leistungen der Kindergärten oder des Altenpflegezentrums

behilflich zu sein.

Schließlich hat die Familienorientierung auch interessante „Nebeneffekte“ auf andere

unternehmerische Entscheidungen, bei denen ökonomische Fragen mit der

Unternehmenskultur harmonisiert werden können: Statt zum Beispiel die Küche

auszugliedern und einen externen Caterer zu bezahlen, habe man sich nach neuen

Märkten umgesehen – und beliefere heute auch offene Ganztagsgrundschulen in Essen.
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Uwe Söhnchen, die alternative Hauskrankenpflege, Gummersbach

Auszug aus der (noch unveröffentlichten) Dokumentation zum dritten

„Innovationsforum“ des Projektes „Unternehmen Chancengleichheit“, am 25. Oktober

2007, Akademie Mont-Cenis, Herne. Titel: „Familienbewusste Personalpolitik in der

Gesundheitsbranche – ein Gewinn für Unternehmen und Beschäftigte“

Kinderfreundlichkeit kostet wenig – Krankenstand kostet viel“

40 Mitarbeiter/innen, 30 davon in der Pflege und zwei in Elternzeit (im
Oktober 2007) – selbstverständlich mit Anbindung an den Betrieb.
Kinderbetreuung in den Sommerferien – und der Chef ist eine Woche lang
selbst dabei. Und zu den innovativen Ideen gehört ein Pflegekurs für
pflegenden Angehörige, den man Unternehmen anbietet.

Uwe Söhnchen kann Sätze sagen wie diesen: „Kinderfreundlichkeit kostet wenig –

Krankenstand kostet viel“ – dann ist er auf der sicheren Seite im Gespräch mit anderen

Unternehmern. Obwohl er Zopf trägt und keinen Anzug. Er kann aber auch anders – zum

Beispiel in den Sommerferien selbst am betriebseigenen Ferienprogramm als Animateur

und Betreuer teilnehmen. Und man glaubt ihm sofort, dass ihm das großes Vergnügen

bereitet.

Und noch etwas ist ungewöhnlich – gerade in der Branche der (ambulanten) Pflege, wo

Klagen zum Handwerk gehört, Skandale Dauerbrenner in den Medien sind, ein enormer

Zeitdruck herrscht und die bürokratischen Anforderungen der Kranken- und Pflegekassen

großen Druck erzeugen: dass da einer trotz schwieriger Rahmenbedingungen an seinem

„alternativen, ganzheitlichen“ Ansatz in der Pflege und im Personalmanagement festhält.

Im heiß umkämpften Pflegemarkt ist Uwe Söhnchen kein Billiganbieter – und hält sich

gut.

Der einzige Hauskrankenpflegedienst mit Audit Familienfreundlichkeit

2005 hat „die alternative Hauskrankenpflege“ das Grundzertifikat „berufundfamilie“ der

Hertie-Stiftung erhalten. Unter dem Punkt „Zukünftige Maßnahmen“ steht u.a., dass Uwe

Söhnchen den Dienstplan „systematisch auf Familienfreundlichkeit überprüfen und

weiterentwickeln“ will. Da steht auch: „Arbeitszeitmodelle orientieren sich an den

Bedarfen der Kundinnen und Kunden und des Personals“. Einen Dienstplan zu machen,

der eine gute und pünktliche Pflege ermöglicht und auch noch den Mitarbeiter/innen und

ihren Familienaufgaben gerecht wird – das geht?

Ja – wenn man als Arbeitgeber aktiv die heiklen Themen angeht. Die Fakten sind einfach:

morgens zwischen sieben und neun ist „Hochzeit“ – und alle sind im Einsatz auf Tour;

zwischen 17:00 und 21:00 Uhr sind es dann noch rund ein Viertel der Mitarbeiter/innen,

die unterwegs sein müssen. Dazu kommen Gruppenleitungen, Springer und eine

Projektentwicklerin, die er sich leistet. Und natürlich noch die üblichen Anfahrtszeiten der

Leute, dazu die Bürokratie mit über 200 Kürzeln für die Abrechungen bei den Kassen,
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Absprachen und Vertretungen. Klar - man kann Pflegetouren nicht (allein) nach den

Bedürfnissen der Mitarbeiter/innen ausrichten, aber man kann Kompromisse suchen und

vor allem: kommunizieren. Man darf die Dinge nicht unter dem Teppich lassen, sagt Uwe

Söhnchen, denn „dann sind in den Schulferien auf einmal ganz viele plötzlich krank.“ Weil

fehlende Kinderbetreuung im Notfall eben „krank macht“.

„Offenheit für familiäre Belange“ steht im Grundzertifikat der Hertie-Stiftung für „die

alternative Hauskrankenpflege“. Das bedeutet in der Praxis: „Zielgespräche, in denen es

natürlich auch um Familienfragen geht“ – damit in den Schulferien keine/r krank werden

muss. Und eine interne Erhebung des Kinderbetreuungsbedarfes soll – so heißt es –

„durch  Einwirkung auf die Einrichtungen in der Region konkrete Verbesserungen

herbeiführen.“

Wobei das kommunalpolitische Engagement des Inhabers hilfreich sein dürfte. Zusätzlich

gibt es nicht nur das betriebseigene Ferienprogramm (offen übrigens auch für „externe“

Kinder), sondern auch einen „Notfallkoffer“ für die Mitarbeiter/innen mit Anbietern und

Ansprechpartnern für Betreuungsprobleme.

Ein verbessertes Personalauswahlverfahren, Entwicklungsgespräche und entsprechende

Fortbildungsangebote stehen dafür in den Zielvereinbarungen des Audits bei Uwe

Söhnchen. Hier sollen sowohl Kostenbeteiligungsmodelle entwickelt werden, aber auch

die Einbindung von Elternzeitler/innen verbessert.

Qualitäts- statt Preiswettbewerb

Uwe Söhnchen wehrt sich gegen einen reinen Preiswettbewerb in der Branche mit

„ganzheitlichen“ Konzepten gegen „satt-und-sauber-Pflege“. Das heißt praktisch? „Im

Prinzip gestalten wir in der Pflege unsere Arbeitsplätze selber – auch in der Wohnung der

Kundinnen und Kunden. Denn wo bekommen wir die Erfolgserlebnisse her? Sicher nicht

durch bürokratische korrekte Fließbandpflege.“ „Zielvereinbarungen“ gibt es darum nicht

nur bei den Mitarbeitergesprächen im Betrieb, sondern auch mit den Kundinnen und

Kunden: zum Beispiel über das Erreichen von (mehr) Mobilität. „Auch wenn die Kassen

„nur für das bezahlen, was die Leute nicht mehr können.“

In den Audit-Zielvereinbarungen steht außerdem, dass Uwe Söhnchen sich verpflichtet,

seine Maßnahmen auch in der Branche und in der breiten Öffentlichkeit bekannt zu

machen, damit Kund/innen und Multiplikator/innen klar wird, dass eine „Veränderung des

Themas Beruf und Familie als logische Ergänzung unserer Unternehmensphilosophie

besteht.“
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Das Interesse müsste groß sein – schließlich ist die Fluktuation bei den meisten

Anbietern in dieser Branche enorm, die Löhne eher bescheiden, und gutes Personal schon

längst nicht mehr leicht zu finden. Vielleicht folgen ihm ja anderen nach – und lassen sich

auditieren. Beim Wettbewerb um die knappen wirklich guten Fachkräfte wäre das nur

allzu verständlich.
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Mechtild Hellermann: Therapiezentrum Schwelm47

Mit heiler Haut davon gekommen... Flexible Arbeitszeiten im Therapiezentrum

Schwelm

Mehr als 15 Jahre ist es her, dass betroffene Eltern und engagierte Fachleute das

Schwelmer Therapiekonzept zur Behandlung von Neurodermitis aus der Taufe hoben.

Damals dachte wohl keiner daran, dass aus bescheidenen Anfängen einmal ein

Unternehmen entstehen würde, das zeitweilig mehr als 30 Therapeutinnen und

Therapeuten, Ernährungsfachleuten sowie Psychologinnen und Psychologen Arbeit

verschaffen könnte. Doch das Schwelmer Modell überzeugte von Anfang an. Eltern mit

neurodermitiskranken Kindern finden alle denkbaren Hilfen ergänzend zur Behandlung

der Hauterkrankungen unter einem Dach und aufeinander abgestimmt vor. Therapie

ohne Stress - davon ließen sich auch die Krankenkassen überzeugen. Die Finanzierung

stand.

"Doch Ende der 90er Jahre gab es Einbrüche in der Nachfrage", sagt die Leiterin des

Schwelmer Therapiezentrums Mechthild Hellermann. "Nach und nach zogen sich die

Ersatzkassen aus den Verträgen zurück, gerade als wir einen unbefristeten Vertrag

abgeschlossen hatten und im Vertrauen darauf expandierten. Aufgrund der alten

Bedarfsplanung hatten wir neue Niederlassungen in Hürth bei Köln und im Emsland

eingerichtet. Doch die Patientenzahlen gingen zurück." Das Therapiezentrum geriet in die

Krise. Von 32 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern konnten nur noch 18 weiterbeschäftigt

werden. "Die Existenzfrage war gestellt", fasst Mechthild Hellermann zusammen.

 

Schrittweise aus der Beschäftigungskrise

Am Anfang stand die Problemanalyse mit Hilfe der Arbeitszeitberaterin. Welche Aufgaben

erfordern wie viel Zeiteinsatz, welche Zeiten sind nicht immer ausgefüllt? Die Aufstellung

zeigte, dass durch zurückgehende Patientenzahlen Spielräume frei geworden waren. "Wir

haben dann gemeinsam mit den Beschäftigten überlegt, welche fachbezogenen

zusätzlichen Angebote wir machen können, um Umsatzeinbrüche, die in der Therapie

passieren, auszugleichen", sagt Mechthild Hellermann. Ein Großteil der Mitarbeiterinnen

und Mitarbeiter war offen für die Überlegung beispielsweise mit Kochkursen oder

Entspannungstrainings kurzfristig für neue Einnahmequellen zu sorgen. Außerdem

verständigte man sich auf eine flexiblere Nutzung der Arbeitszeiten.

Kontenlösung

Einen Teil ihrer Arbeitszeit teilen sich die Beschäftigten heute selbst ein. Sie können etwa

im Vorgriff Arbeitszeit einsparen, beispielsweise dann, wenn ein Messe-Wochenende

                                                
47 Text/Recherche: Katrin Sanders. Aktualisierte Fassung im März 2008.
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ansteht oder ein Vortrag zu halten ist. Barbara Widmayer, die als Therapeutin angestellt

ist, weiß, dass zum notwendigen Service in der Therapiephase zeitliche Flexibilität

gehört. "Wenn mich die Familie anruft und sagt, der Vater des Kindes will zur Therapie

dazukommen, kann aber nur mittwochabends nach der Arbeit, dann muss das möglich

sein", erklärt Barbara Widmayer. Sie ist bereit, ihre Arbeitszeit, wenn es ihr eben möglich

ist, darauf abzustimmen. "Für mich ist das kein Problem", sagt sie, "Ich kann es mir

einteilen, ob ich morgens arbeite oder einen Teil der Stunden am Abend."

Arbeitsplätze sicherer machen

"Schwankungen zwischen Angebot und Nachfrage sind normal, wenn man mit

Patientinnen und Patienten arbeitet", ergänzt Mechthild Hellermann. Früher aber

verlangte die Flexibilität den Beschäftigten viel ab. Durch Urlaubs- und

Krankheitsvertretungen oder ausbleibende Patientinnen und Patienten geriet die

Betriebskalkulation immer wieder durcheinander, "weil wir mit den Krankenkassen nur

das abrechnen können, was wir auch tatsächlich leisten." In solchen Zeiten wurden

bisher regelmäßig Änderungskündigungen ausgesprochen. Das brachte viel

Verwaltungsaufwand mit sich und die ständige Ungewissheit, ob Arbeitsverträge noch

wirtschaftlich vertretbar sind, belastete das Betriebsklima. Dank der neuen Arbeitszeiten

sind heute die Arbeitsverträge im Therapiezentrum sicherer. "Auch wenn wir noch nicht

alle Fragen zu der Stundenkonten-Regelung gelöst haben, hat sich die Veränderung

gelohnt. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind durch die größere Flexibilität und die

größere Mitverantwortung auch zufriedener geworden. Und ich als Geschäftsführerin bin

auf jeden Fall auch entlastet", zieht Mechthild Hellermann Bilanz.

Zukünftige Personalplanung

Vier Neueinstellungen belegen, dass sich das Therapiezentrum auf dem besten Weg aus

der Krise befindet. Die Stundenkonten-Regelung steht in jedem neuen Arbeitsvertrag.

"Wir haben jetzt sogar eine Mitarbeiterin mit einem vollständig freien Stundenkontingent

und haben mit ihr überlegt, welche Aufgaben sie außer therapeutischen von vornherein

mit übernehmen kann, mit dem Ziel, die Zusatzaufgaben zu reduzieren, wenn sie im

Therapiebereich gebraucht wird. Und ich gehe davon aus, dass es so kommen wird", sagt

Mechthild Hellermann. Seit Patientinnen und Patienten nämlich die Krankenkasse

problemlos wechseln können, steht wieder allen Interessierten der Weg ins

Therapiezentrum Schwelm offen.

Quelle: www.arbeitszeiten.nrw.de (In der Rubrik „Betrieb des Monats“ werden

verschiedene Modelle flexibler Arbeitszeiten vorgestellt)




